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Seite 2 . Editorial

V or Ihnen/Euch liegt die erste Ausgabe 
des Informationsbriefs in neuem Ge-
wand. Vom Format gleich geblieben 
hat Farbe Einzug gehalten und wird 

dies in Zukunft verstärkt tun. Das neue Layout 
ist luftiger und – wie wir denken – lesbarer. 
Dadurch werden sich der Gebrauchswert und 
die Attraktivität des Infobriefs hoffentlich ver-
größern. Die Neugestaltung des Infobriefs geht 
einher mit einem Relaunch der Internetpräsenz 
des RAV. Momentan wird daran gearbeitet, die 
bisherigen Inhalte in die neue Form zu über-
führen. Mit dem Start der neuen Website ist in 
nächster Zeit zu rechnen. Sie wird sich nicht nur 
in der Gestaltung unterscheiden, sondern auch 
im Aufbau.

An der inhaltlichen Konzeption des Infobriefs 
hat sich derweilen noch nichts geändert. Er ist 
– wie in der Vergangenheit – eine Mischung 
aus vertiefender Analyse, Berichterstattung und 
Informationen verschiedenster Art. In der Aus-
gabe 101 widmen wir uns im Schwerpunkt dem 
Kongress »Sicherheitsstaat am Ende«, der am 23. 
und 24. Mai 2008 in Berlin stattfand. Als »Kon-
gress zur Zukunft der Bürgerrechte« angekün-
digt und vom Herausgeberkreis des Grundrech-
tereports veranstaltet, sollten auf der Tagung 
Bilanz über den Stand der Bürgerrechtsbewe-
gung in Deutschland gezogen und ein Ausblick 
versucht werden. Über das Konferenzgeschehen 
berichtet Sven Lüders, Geschäftsführer der Hu-
manistischen Union.

Das Fazit des zweitägigen Austausches von 
Wolfgang Kaleck sowie die Betrachtung von 
Tobias Singelnstein und Peer Stolle fallen eher 
zwiespältig aus. Beleuchtet der eine den Stand 
der Bürgerrechtsbewegung aus der Sicht einer 
engagierten Advokatur, weisen Singelnstein 
und Stolle auf Beschränkungen der bundes-
deutschen Bürgerrechtsbewegung hin, die ihrer 
Ansicht nach notwendige Brückenschläge und 
politische Erweiterungen verunmöglichen. Vor 
welchen Herausforderungen dabei das Spektrum 
der BürgerrechtlerInnen steht, zeigt der Beitrag 
von Volker Eick. In seinen Ausführungen geht 
er der Frage nach, welche Folgen eine »Sicher-
heitsarchitektur zwischen Kommunitarismus 
und Kommerz« nach sich zieht.

Von einer weiteren Tagung berichtet Sebas-
tian Scharmer außerhalb des Schwerpunkts. Das 
Komitee für Grundrechte und Demokratie lud 
vom 19. bis zum 21. September nach Bonn ein. 
In Kooperation mit der Holtfort-Stiftung stan-
den im Zentrum dieser »öffentlichen Anhörung« 
der Austausch und die Verständigung über die 
aktuelle Entwicklung der Gefängnispolitik und 
die Bedingungen des Knastalltags.

Welche Auswirkungen die historische Nieder-
lage der CSU bei den bayrischen Landtagswah-
len am 28. September haben wird, ist derzeit 
noch unklar. Fest steht, sie ist auf einen Koali-
tionspartner angewiesen. Ihre Bereitschaft, sich 
an der Regierung zu beteiligen, hat die FDP des 
Freistaats erklärt – mahnt aber Korrekturen bei 
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zwei Maßnahmen der »Inneren Sicherheit« an: 
die Online-Durchsuchungen durch Polizei und 
Verfassungsschutz sowie das bayerische Ver-
sammlungsrecht. Was dabei im Fall des Ver-
sammlungsrechts auf dem Spiel steht, zeigt 
Andrea Lex. Detlev Beutner und Jörg Eichler 
weisen auf Allmachtsfantasien ganz anderer Art 
hin. Dabei geht es nicht nur um die Verfahrens-
führung eines Richters am Amtsgericht Zittau, 
sondern auch um das Verhalten der zuständigen 
Staatsanwaltschaft und ihren Umgang mit der 
»Sperrberufung«.

Thematisch und geografisch schlägt Hannes 
Honecker eine Brücke von Deutschland hin zur 
Frage des Menschenrechtsschutzes im interna-
tionalen Rahmen, wenn er die von Khaled El 
Masri vor dem Verwaltungsgericht Berlin ein-
gereichte Klage resümiert. Rund 9.000 Kilo-
meter südöstlich von Berlin hat die juristische 
Aufarbeitung der Herrschaft der Roten Khmer in 
Kambodscha (1975-79) vor dem internationalen 
Gericht in Phnom Penh (Extraordinary Cham-
bers in the Courts of Cambodia) begonnen. Die 
erstmalige Beteiligung von zahlreichen Opfern 
als NebenklägerInnen mit vollen prozessualen 
Rechten in einem internationalisierten Strafge-
richt stellt laut Silke Studzinsky »eine ungeheure 
Herausforderung dar«. Sollte dieses experimen-
telle Projekt gelingen, könnte Kambodscha eine 
Vorreiterrolle für künftige internationalisierte 
und internationale Tribunale spielen. Eine Pio-
nierfunktion hat schon heute die Entscheidung 
des obersten italienischen Gerichtshofs, über die 
Martin Klingner berichtet, dass griechische NS-
Opfer in Italien Entschädigungsansprüche gegen 
Deutschland durchsetzen können.

Abgerundet wird der Infobrief in seiner 101. 
Ausgabe durch unsere Fortbildungsangebote am 
Ende des Heftes.

An dieser Stelle möchten wir nicht versäu-
men, alle Interessierte zu unserer kommenden 
Vorstandssitzung und Mitgliederversammlung 
Ende November in Berlin einzuladen. Auf ihr 

wird eine neue Etappe des RAV eingeleitet wer-
den. Nach neun Jahren wird Wolfgang Kaleck 
nicht mehr als Vereinsvorsitzender zur Verfü-
gung stehen. Nach dem Ausscheiden von ins-
gesamt vier weiteren Vorstandsmitgliedern kan-
didieren vornehmlich jüngere KollegInnen für 
den Vorstand. Damit wird jedoch nicht sogleich 
eine Änderung der Arbeit des Vereins einher-
gehen, wollen doch vor allem die KollegInnen 
nun die Verantwortung übernehmen, die ohne-
hin schon seit Jahren über Arbeitsgruppen und 
den erweiterten Vorstand in die Politik des RAV 
hineinwirken. Die neuen KandidatInnen seien 
gleichwohl kurz vorgestellt.

Berenice Böhlo vertritt den Verein in der EDA 
und ist dort in der Kommission Ausländerrecht 
vornehmlich mit der europäischen Dimension 
des Ausländerrechts an den EU-Außengrenzen 
beschäftigt. Franziska Nedelmann hat sich ins-
besondere im Arbeitskreis Ausländerrecht betä-
tigt, aber auch den Anwaltlichen Notdienst in 
Heiligendamm mit aufgebaut. Peer Stolle be-
schreibt seit Jahren die Entwicklungen in der 
Politik der »Inneren Sicherheit« und hat sich 
maßgeblich am Aufbau des Anwaltlichen Not-
dienstes in Heiligendamm beteiligt. Karen Ull-
mann gehört seit Langem zu den Expertinnen 
des Vereins im Polizei- und Freiheitsentzie-
hungsrecht und engagiert sich im Anwaltlichen 
Notdienst im Wendland.

Aus dem bisherigen Vorstand kandidieren 
Andrea Würdinger, Martin Lemke, Wolf Dieter 
Reinhard, Gabi Heinecke und können so für die 
Kontinuität der Vereinsarbeit sorgen. Auf der 
Sitzung wird der scheidende Vorsitzende Wolf-
gang Kaleck einen Abschiedsvortrag halten. Wir 
hoffen, dass zahlreiche KollegInnen zur Mit-
gliederversammlung und Wahl des neuen Vor-
standes sowie zur Diskussion am 28. November 
2008 kommen werden. 

 
Viel Anregung bei der Lektüre wünschen,

Martin Beck und Hannes Honecker
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S eit nunmehr elf Jahren legen deutsche 
Bürger- und Menschenrechtsorganisatio
nen gemeinsam einen Grundrechtereport 
vor. Die jährlich erscheinenden Berich-

te liefern nicht nur ein Bild der Verfassungs
wirklichkeit, sondern auch eine Zustandsbeschrei-
bung der deutschen Bürgerrechtsbewegung.

In den Berichten werden verschiedene Schwer-
punkte und Sichtweisen der beteiligten Organi-
sationen deutlich. Die Spannbreite reicht von 
der Unterstützung zivilen Protests, über die 
anwaltliche Vertretung betroffener BürgerInnen 
und Musterklagen bis zur politischen Lobby-
arbeit und der Beteiligung an Gesetzgebungs-
verfahren. Welche Bedeutung haben diese Me-
thoden für die Bürgerrechtsarbeit, wie verhalten 
sie sich zueinander?

Um diese und ähnliche Fragen ihrer eigenen 
Arbeit zu reflektieren, haben sich in diesem 
Jahr die Herausgeber des Grundrechtereports1 
zu einer gemeinsamen Veranstaltung entschlos-
sen. Die Tagung am 23. und 24. Mai stand unter 
dem etwas provokanten Titel »Sicherheitsstaat 
am Ende«. Dieser zielte auf die zunehmenden 
sicherheitsstaatlichen Überwachungsvorhaben, 
den Sicherheitsstaat in seiner schrittweisen Voll
endung. Zugleich wollte die Tagung eine Bilanz 
der uneingelösten Versprechen, der Schattensei-
ten des Sicherheitsdenkens bieten.

Mehr als 200 TeilnehmerInnen folgten der 
Einladung und diskutierten über die Auswüchse 
der Sicherheitspolitik und die Zukunft der Bür-
gerrechte. Zum Auftakt am Freitagabend liefer-
ten Referate von Heribert Prantl und Reinhard 
Kreissl sowie eine Podiumsrunde erste Impulse 
für die Diskussion. Am Samstag folgten Arbeits-
gruppen mit zahlreichen ExpertInnen zu den 
verschiedenen Themenfeldern der Bürgerrechts-
arbeit. Zum Abschluss der Tagung widmete sich 
eine zweite Podiumsrunde ihren Perspektiven.

Heribert Prantl: Recht sichert Freiheit

»Der Staat und viele seiner Organe, der Staat 
und ein Teil seiner Gewalten haben den Stolz 
auf die Grund- und auf die Freiheitsrechte ver-
loren und an deren Stelle das Vorurteil gesetzt, 
man müsse diese – die Grund- und Freiheits-
rechte – um mehr Sicherheit willen kleiner  
machen. Und so kommt es, dass das grund-
rechtliche Fundament unseres Gemeinwesens, 
dass das sicher geglaubte, nicht mehr sicher 
ist.« Mit dieser nüchternen Bilanz der deutschen 
Verfassungswirklichkeit im Jahre 2008 eröffnete 
Heribert Prantl seinen Vortrag über den »Staat 
und die Bürger(rechte). Zum Stand eines Ver-
hältnisses«.

Eine durchwachsene Bilanz
Die Tagung »Sicherheitsstaat am Ende – 
Kongress zur Zukunft der Bürgerrechte«

Sven Lüders
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Für viele ZuhörerInnen vielleicht überra-
schend, widmete sich Prantl zunächst jedoch 
nicht jener »Politik der Angst«, die das Sicher-
heitsdenken mit den Gefahren terroristischer 
Anschlägen begründet. Vielmehr machte er 
eine zweite Quelle für den Erosionsprozess der 
Grundrechte aus: den Rückzug des Staates aus 
der sozialpolitischen Verantwortung.

Die zunehmende Armut und soziale Verun-
sicherung, die Ausgrenzung zahlreicher Rand-
gruppen und Benachteiligter zehre an der demo-
kratischen Substanz unserer Gesellschaft. Aus 
BürgerInnen würden Agenda-Menschen, der 
aufrechte Bürger zum Hartz-IV-Empfänger de-
gradiert. Ein nachhaltiges Engagement für eine 
freie Gesellschaft setze deshalb voraus, dass sich 
Bürgerrechtsorganisationen auch der Gerechtig-
keitsfragen annehmen. Wie das allerdings ge-
schehen soll, ließ Prantl offen.

Im Hauptteil seines Vortrags verfolgte Prantl 
den rasanten Abbau rechtsstaatlicher Sicherheit. 
Die terroristischen Anschläge des 11. September 
2001 hätten dazu geführt, dass westliche Staa-
ten ihr klassisches Strafrecht vergiftet, einen un-
kontrollierbaren Sicherheitsapparat aufgebaut 
und zivilisatorische Hemmschwellen wie das 
Folterverbot überschritten haben. Die moderne 
Sicherheitspolitik stehe in ihrem Irrationalismus 
der Hexenverfolgung des Mittelalters in nichts 
nach: »So genügte jahrhundertelang das bloße 
Gerücht, jemand sei mit dem Teufel im Bunde, 
um sie gefangen zu setzen, zum Geständnis zu 
zwingen und dann zu verbrennen. Heute genügt 
das Gerücht, es sei jemand mit Bin Laden im 
Bunde, um Streubomben über ganzen Landstri-
chen abzuwerfen. Was dem Weißen Haus sein 
Bin Laden, das war dem Vatikan über Jahrhun-
derte der Teufel.«

Prantl skizzierte, wie heute die Wahrnehmung 
realer Gefahren durch mediale Verzerrungen 
erschwert, wie Gefahren politisch instrumen-
talisiert und übersteigert werden, um das ver-
ängstigte Publikum dann mit inquisitorischen 

Praktiken zu erlösen. Als Gegenstrategie setzte 
Prantl auf aufklärerische Tugenden: Man müs-
se die Ängste und Sorgen der Menschen ernst 
nehmen, zugleich aber die Vereinfachungen und 
Kurzschlüsse der SicherheitspolitikerInnen auf-
zeigen. Gegen Vorschläge wie jene der begrenz-
ten Zulassung von Rettungsfolter forderte er die 
Einhaltung absoluter Grenzen staatlichen Han-
delns. Nur so werde der reale Kern des Rechts 
auf Sicherheit deutlich: »Recht sichert Freiheit«.

Reinhard Kreissl: 
Die Politik der Bilder

Das zweite Referat, vorgetragen von Dr. Rein-
hard Kreissl (Universität Wien), zielte auf die 
Strategien der Bürgerrechtsarbeit. Da Sicher-
heitspolitik von ihrer öffentlichen Inszenierung 
lebt, lohnt es sich, den Mechanismen dieser In-
szenierung nachzugehen, denn: »Wir glauben, 
was wir sehen und andersherum sehen wir, was 
wir glauben. Das weiß auch die Politik. Und sie 
nutzt es, im Großen wie im Kleinen.«

Kreissl stellte eingangs zwei Mechanismen 
vor, deren sich die Politik der Angst bedient: Ei-
nerseits werde das Bedrohungsszenario in einer 
Art »low intensity«-Strategie permanent durch 
Meldungen und Bilder mutmaßlicher Terroris
tInnen, neuer Sicherheitslücken etc. aufrecht 
erhalten. Hierbei spiele die suggestive Kraft der 
Bilder eine entscheidende Rolle. Sie erinnern 
uns täglich daran, dass die Gefahr buchstäblich 
überall lauert, wir uns nie sicher fühlen können. 
Die Inszenierung beruhe zweitens auf dem pri-
vilegierten Blick der Sicherheitsbehörden. Ihre 
Informationspolitik entscheidet, was als Sicher-
heitsrisiko wahrgenommen wird.

Kreissl skizzierte im Anschluss, wie diese Be-
drohungsszenarien durch eine Politik der Rück-
versicherung (»Wir tun alles Menschenmögliche 
gegen den schlimmsten denkbaren Fall«), durch 
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die mediale Darstellung von Verbrechen (»War-
um haben staatliche Behörden das zugelassen?«) 
und die vollmundigen Versprechungen der Si-
cherheitsindustrie (»Das Risiko lässt sich tech-
nisch vermeiden«) verstärkt werden.

Die Kritik der Sicherheitspolitik sah Kreissl in 
einem Dilemma: Damit sie nicht zur Erfüllungs-
gehilfin der Angst werde, dürfen sie die Macht 
der Überwachungsapparate nicht für bare Mün-
ze nehmen. Wer immer wieder vor dem Über-
wachungsstaat warne, bestärke damit nur die 
präventive Paranoia. Andererseits erfordere die 
große Zahl neuer Überwachungsgesetze aber 
eine Zuspitzung und Verkürzung, wenn man 
deren Gefahren medial vermitteln wolle.

Wie aber kann man einen beständig sinken-
den Grenznutzen der Überwachung skandalisie-
ren, ohne in einem Zustand permanenter kri-
tischer Dauererregung abzustumpfen? Auf die 
Kraft der besseren Argumente mochte Kreissl 
hierbei nicht vertrauen. Angesichts der hegemo-
nialen Macht des Sicherheitsdenkens forderte er 
dazu auf, die Dinge neu zu denken: »Jede gute 
Gegenstrategie, so sie denn eine Chance haben 
will, muss versuchen, sich von der Logik dieser 
Bilder zu befreien.«

Die Bilder zurechtrücken 
– die Arbeitsforen

Gelegenheiten, sich von der Logik des Sicher-
heitsdenkens zu befreien, boten vor allem die 
sechs Foren, in denen am Samstag die Schwer-
punkte der Bürgerrechtsarbeit vorgestellt wur-
den. Die Spannbreite der Themen reichte von 
der Risikologik des Präventionsdenkens (und 
dessen inkonsequenter Anwendung), der exeku-
tiven Unterwerfung der Demonstrationsfreiheit 
unter die öffentliche Sicherheit und Ordnung, 
über die Vermischung ziviler, polizeilicher und 
militärischer Konfliktbewältigungen im In- und 

Ausland und den strukturellen Wandel der Si-
cherheitsbehörden bis zur fortgesetzten Sonder-
behandlung von MigrantInnen sowie den Grün-
den für die partielle Blindheit der Bürgerrechts-
bewegung für Probleme der Grundsicherung 
und Teilhabe.

Die Berichte aus den Foren finden sich im 
Internet dokumentiert 2 und sollen deshalb hier 
nicht (verkürzt) wiedergegeben werden. Der bun-
te Strauß an Themen, der in den Foren diskutiert 
wurde, zeigt die Vielfalt der Bürgerrechtsbewe-
gung – und zugleich ein Problem. Es findet sich 
heute kaum eine Bürgerrechtsorganisation in 
Deutschland, die diese thematische Spannbreite 
qualifiziert bearbeiten kann. Allein die Aus-
wüchse des Gefahrenbegriffs im Polizei- und 
Geheimdienstrecht, der rasante Umbau der Bun-
deswehr und ihre zahlreichen Auslandseinsätze 
oder die immer schärferen Sicherheitskontrollen 
und Aufenthaltsbeschränkungen von Migran-
tInnen haben zu einer starken Spezialisierung  
innerhalb der Bürgerrechtsszene geführt. Das er-
schwert nicht nur den Dialog miteinander, son-
dern kann u. U. dazu führen, dass verschiedene 
Probleme zueinander in Konkurrenz geraten.

Zwischen Selbstzweifel und 
AuSSenwahrnehmung

Um die Wahrnehmbarkeit und Wirksamkeit 
bürgerrechtlichen Engagements kreisten dann 
auch die beiden Podiumsrunden der Tagung. 
Natürlich gab es dabei Kritik an den Medien, 
deren politische Berichterstattung sich zuwei-
len auf die Darstellung von Beziehungskrisen 
beschränke (»Die Stimmung in der Koalition«), 
ebenso wie Klagen darüber, dass bürgerrechtli-
che Positionen in der politischen Öffentlichkeit 
eine Minderheitenposition einnehmen. Gegen 
zu viel Selbstmitleid erinnerte Heribert Prantl 
jedoch an die eigene Verantwortung: »Wenn 
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bürgerrechtliche Themen keine öffentliche Em-
pörung mehr hervorrufen, sind wir selber daran 
schuld. Punkt!« Auf der Suche nach den eige-
nen Versäumnissen fanden sich zahlreiche An-
satzpunkte, wie Bürgerrechtsbewegungen mehr 
Aufmerksamkeit erzielen können.

Das Verhältnis von politischem Anliegen und 
Information: Nichtregierungsorganisationen 
tendieren in ihrer Öffentlichkeitsarbeit oft dazu, 
ihre eigenen Positionen und Forderungen in den 
Vordergrund zu stellen und wundern sich, wenn 
diese von den Medien nicht wahrgenommen 
werden. Bürgerrechtliche Positionen finden sich 
meist in einer Minderheitenposition, noch dazu 
zählen BürgerrechtlerInnen nicht zu den politi-
schen EntscheidungsträgerInnen – für viele Me-
dien Gründe genug, derartige Stellungnahmen 
nicht wiederzugeben.

Mehr Chancen auf eine mediale Wahrneh-
mung haben Bürgerrechtsorganisationen, wenn 
sie zu ihren Themen Nachrichten generieren 
können (z. B. bei Musterklagen), oder wenn es 
ihnen gelingt, ihr Fachwissen für Medien auf-
zubereiten und als Hintergrundinformationen 
verfügbar zu machen. Anders gesagt: Bürger-
rechtsorganisationen müssen zu Berichterstat-
tern in eigener Sache werden. Dabei spielt nicht 
nur die Art der Darstellung eine entscheidende 
Rolle – exemplarische Einzelfallgeschichten las-
sen sich besser »verkaufen« als Forderungskata-
loge –, auch die Kontinuität in der öffentlichen 
Darstellung eines Themas sollte nicht vernach-
lässigt werden. Als Beispiel berichtete Ulrich 
Finckh (ehm. Zentralstelle für Kriegsdienstver-
weigerung) von den Langzeitwirkungen einer 
kontinuierlichen öffentlichen Kommentierung 
einzelner Verfahren.

Mediale Aufmerksamkeit ist keine Einbahn-
straße: Um ihre Anliegen zu präsentieren, soll-
ten BürgerrechtlerInnen zunächst einmal darauf 
achten, welche Themen in der Öffentlichkeit ein 
stärkeres Interesse finden. Das soll nicht zu me-
dialem Populismus verleiten. Bürgerrechtsorga-

nisationen müssen aber offen zu ihrer (nicht 
unpolitischen) Umwelt sein, die vorhandenen 
Sensibilitäten der Menschen aufgreifen. In den 
letzten Jahren finden sich zahlreiche Beispiele 
dafür, dass Einschränkungen von Bürgerrechten 
nicht widerstandslos hingenommen werden: Die 
Auseinandersetzungen um die Demonstrationen 
gegen den G8-Gipfel in Heiligendamm haben 
vielleicht die Globalisierungskritik in den Hin-
tergrund treten lassen, lieferte für viele Beteilig-
te aber eine bittere Lektion für die Schwäche der 
Demonstrationsfreiheit.

Die breite Ablehnung der Online-Durchsu-
chungen von Computern zeigte, dass entgegen 
allen Vorurteilen einer sich digital entblößenden 
Jugend viele Menschen ihren PC als wichtigen 
Bestandteil ihrer Intimsphäre verstanden wis-
sen wollen. Schließlich belegt das anhaltende 
Engagement des Arbeitskreises Vorratsdaten-
speicherung, dass sich an dieser Überwachung 
der Kommunikation eine neue Generation von 
InternetnutzerInnen politisiert und organisiert, 
die wesentlichen Anteil daran hat, dass die Vor-
ratsdatenspeicherung sicherlich zu den meist 
diskutierten und umstrittensten Überwachungs-
gesetzen der letzten Jahre gehörte. Reinhard 
Kreissl wies darauf hin, dass zahlreiche weitere 
Themen, die insbesondere die jüngere Genera-
tion betreffen – etwa die Fragen des Kopier-
schutzes, des Urheberrechts oder der Verteilung 
digitaler Kulturgüter – einer bürgerrechtlichen 
Entdeckung harren.

Funktionswandel des Rechts: Ein immer wie-
derkehrendes Thema auf der Tagung war die 
rechtspolitische Ausrichtung der Bürgerrechts-
organisation. Die Diskussionen erinnerten hier 
zuweilen an ein Spiel mit vertauschten Rollen. 
Während die Vorratsdatenspeicherung zur bisher 
größten Massenbeschwerde vor dem Bundes-
verfassungsgericht führte, bei der über 34.000 
Menschen ihren Protest rechtspolitisch artiku-
lierten; während die letzten Verhandlungen des 
Bundesverfassungsgerichts (etwa zur Online-
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Durchsuchung) auf großes Publikumsinteres-
se stießen und zu politischen Events gerieten, 
deren Informations- und politischer Streitwert 
gerade von NichtjuristInnen anerkannt wurde – 
währenddessen mehrten sich auf der Tagung die 
mahnenden Stimmen aus den Reihen der Bür
gerrechtlerInnen, die vor einer Überbewertung 
des Rechts warnten.

Heiner Busch forderte beispielsweise, dass 
Bürgerrechtsorganisationen stärker kritisch hin-
terfragen sollten, welche Funktion ihr rechts-
politisches Engagement habe: Dies betreffe nicht 
nur die Beteiligung an Gesetzgebungsverfahren 
(wo kritische Stellungnahmen meist auf taube 
Ohren stoßen), sondern auch den Ertrag von 
Musterklagen oder Verfassungsbeschwerden. 
Dahinter steht die Erfahrung, dass sich sicher-
heitspolitische Entscheidungen wie die Einfüh-
rung von Online-Durchsuchungen kaum verfas-
sungsrechtlich aufhalten lassen. Die Karlsruher 
Entscheidungen zur Online-Durchsuchung oder 
der KfZ-Kennzeichenfahndung kämen im Nach-
hinein einem roten Teppich gleich, der den In-
nenministern den Weg für neue Überwachungs-
gesetze ebne – für Gesetze, die sich dann auch 
noch mit dem Prädikat »verfassungskonform« 
schmücken dürften.

Zugleich wies Wolfgang Kaleck darauf hin, 
dass sich BürgerrechtlerInnen mit einer rein 
juristisch formulierten Kritik in Fachdiskussio-
nen begeben, die von der Öffentlichkeit kaum 
wahrgenommen werden – die bürgerrechtliche 
Kritik müsse sich thematisch breiter aufstellen, 
um auch für andere soziale Gruppen kompatibel 
zu werden.

So berechtigt beide Warnungen sind, muss 
zugleich daran erinnert werden, dass sich ge-
rade der Rechtsschutz gegen Überwachungsvor-
haben in den vergangenen Jahren verstärkt zu 
einem eigenen Medium der politischen Kommu-
nikation entwickelt hat. Heribert Prantl sprach 
in diesem Zusammenhang von einem »medialen 
Verstärkerkreislauf«, wenn derartige Verfahren 

politische Diskussionen um den Sinn und Zweck 
der Bürgerrechte anstoßen und damit über die 
gerichtliche Entscheidung hinaus bedeutsam 
werden.

Neben vielen Anregungen, was in der alltäg
lichen Bürgerrechtsarbeit besser gemacht werden 
könne, hinterließ die Tagung auch viele offene 
Fragen, die zu weiteren Diskussionen anregen: 
So konnte die sympathische Idee, der politisch-
medialen Inszenierung von Sicherheitsrisiken 
eine alternative Bildsprache entgegen zu setzen, 
noch nicht mit konkreten Vorschlägen unter-
mauert werden. Wie lassen sich Grundrechts-
verletzungen (einmal abgesehen von der Folter
diskussion) in eine freiheitliche Bildsprache 
übersetzen, die pointieren muss und zugleich 
den Angstdiskurs vermeiden will? Wie können 
Bürgerrechtsorganisationen neue Medien und 
Aktionsformen aufgreifen, um sich insbesonde-
re der jüngeren Generation zu öffnen? Wie kann 
es gelingen, die im Internet vorhandenen Poten-
ziale einer Gegenöffentlichkeit und des politi-
schen Protests so zu verdichten, dass sie mehr 
Einfluss auf die politischen Diskussionen in der 
»realen Welt« gewinnen? Wie können Bürger-
rechtsorganisationen neben den klassischen 
Formen des Protestes ihren Handlungsspielraum 
erweitern und Möglichkeiten des subversiven 
Umgangs nutzen?

Dass den BürgerrechtlerInnen die Themen 
und Probleme ausgehen könnten, befürchtet 
derzeit wohl niemand – wie sie zu lösen sind, 
steht auf einem anderen Blatt.

Der Autor ist Geschäftsführer der Humanistischen Union.

1 	Bundesarbeitskreis Kritischer Juragruppen, Gustav-Heine-
mann-Initiative, Humanistische Union,  Internationale Liga 
für Menschenrechte, Komitee für Grundrechte und Demo-
kratie, Neue Richtervereinigung, Pro Asyl, Republikanischer 
Anwältinnen- und Anwälteverein, Vereinigung demokrati-
scher Juristinnen und Juristen.

2 	http://www.humanistische-union.de/veranstaltungen/2008/
tagung/
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1. Der RAV hat sich in den letzten Jah-
ren, insbesondere nach 2001, nicht 
nur als Interessenvertretung pro-
gressiver AnwältInnen verstanden, 

sondern war ein aktiver Teil der Bürgerrechts-
bewegung.2 Diese Tätigkeit findet ihren Aus-
druck vor allem in der Herausgeberschaft des 
Grundrechtereports und der Teilnahme an den 
gemeinsamen jährlichen Treffen der wichtigsten 
Gruppen. Wenn ich daher als langjähriger RAV-
Vorsitzender und Mitherausgeber des Grund-
rechtereports im Folgenden Kritik an Inhalten 
und Methoden der Bürgerrechtsbewegung übe, 
ist dies nicht zuletzt auch eine Selbstkritik.

2. 	Die Bürgerrechtsbewegung in Deutschland 
besteht aus den neun Herausgeberorganisatio-
nen des Grundrechtereports, einigen weiteren in 
erster Linie berufsständischen Vereinen (Straf-
verteidigervereinigungen u.  a.), einigen Jour-
nalistInnen, PolitikerInnen und AnwältInnen. 
Darüber hinaus wird zu einzelnen Themen mit 
progressiven und linken Gruppen zusammen-
gearbeitet, die sich nicht unbedingt als Bürger-
rechtsorganisationen verstehen (Flüchtlings- 
und Migrantengruppen, Chaos-Computer-Club, 
Rote Hilfe, Ermittlungsausschüsse).

Eine größere gesellschaftliche Wirkung hatte 
die Bürgerrechtsbewegung in den vergangenen 
drei Jahrzehnten nur, wenn sie entweder selbst 
weitere Kreise der Gesellschaft mobilisieren oder 
an Mobilisierungen anknüpfen konnte (Volks-
zählungsboykott in den 1980er Jahren, Kampf 
gegen die Abschaffung des Asylgrundrechtes, 
Schily-Gesetzgebungsvorschläge 2001ff. und 

zuletzt G8-Gipfel in Heiligendamm). In solchen 
kurzen Momenten reagierte sie flexibel, konnte 
in kürzester Zeit kritisches Expertenwissen mo-
bilisieren und erfüllte eine Scharnierfunktion 
zwischen linken Gruppen, den Bürgerrechtslibe-
ralen, Medien und einer breiteren Öffentlichkeit.

3. 	Im politischen und juristischen Alltag ist die 
Bürgerrechtsbewegung zahlenmäßig zu klein, 
in zahlreiche, kaum miteinander verbundene 
Einzelorganisationen zersplittert und deswegen 
dauerhaft zu unprofessionell und ineffektiv. Nur 
in Einzelfällen (Terrorismusverfahren gegen 
mutmaßliche Mitglieder der »militanten gruppe« 
2007) oder zu Einzelthemen sind einige Gruppen 
und Einzelpersonen präsent und leisten gute 
anwaltliche Arbeit, ab und zu auch vernünftige 
Lobbyarbeit.

4. 	Vor allem sind die Organisation und die Ar
beitsmethoden verbesserungswürdig. Ich muss 
zugeben, dass mich die Mischung aus Pragma-
tismus und Verbundenheit mit den verschie-
densten sozialen Bewegungen fasziniert, die 
die US-Bürgerrechtsorganisationen, vor allem 
das Center for Constitutional Rights (CCR)3 und 
(letzteres in geringerem Masse) die American 
Civil Liberties Union (ACLU)4 auszeichnet. De-
ren Aktivitäten haben sowohl in professioneller 
Hinsicht (professionelles, durch Fundraisingak-
tivitäten finanziertes Public Interest Lawyering, 
professionelle begleitende Öffentlichkeitsarbeit) 
als auch inhaltlich (Gebrauch des Rechts als Ins-
trument im Kampf um gesellschaftlichen Fort-
schritt, Gerichte als Foren des Protestes) eine 

Kritik und Perspektiven der  
Bürgerrechtsbewegung in Deutschland 1

Wolfgang Kaleck
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wesentlich höhere Effizienz und einen höheren 
Wirkungsgrad – ohne dass sie sich politisch 
verbiegen müssten. In Europa erreichen allen-
falls in London ansässige Organisationen wie 
Statewatch, Liberty und Justice vergleichbare 
Arbeit. Bei effektiverer Organisierung, besserer 
Vernetzung und Akquise würden sich für deut-
sche Organisationen Möglichkeiten bieten, die 
in den vergangenen Jahren nur selten genutzt 
wurden. 

5. 	Die Bürgerrechtsbewegung ist in den ver-
gangenen Jahren zu sehr von JuristInnen do-
miniert worden und zu sehr auf juristische Ver-
fahren ausgerichtet gewesen. Um Missverständ-
nissen vorzubeugen: Die juristische Arbeit ist 
integraler Bestandteil einer der Durchsetzung 
von Bürgerrechten dienenden Politik. Die Ver-
teidigung von Bürgerrechten erfordert dabei 
die professionelle und engagierte anwaltliche 
Einzelfallarbeit, die sicherlich einer der größten 
Stärken der Bürgerrechtsbewegung im Allge-
meinen und des RAV im Besonderen ist.

Es wäre jedoch sinnvoll für die deutsche 
Bürgerrechtsbewegung, wenn sie nicht aus-
schließlich in juristischen Kategorien denken 
und argumentieren würde. Nicht nur dass die 
Vermeidung von Redundanzen und der Ge-
brauch einer allgemeinverständlichen Sprache 
– im Kontext einer professionellen Öffentlich-
keitsarbeit – schlagartig die Chancen verbessern 
würden, mehr als den oft sehr kleinen Kreis der 
ohnehin Eingeweihten und dem eigenen Anlie-
gen Aufgeschlossenen zu erreichen. Insbeson-
dere würde ein Überdenken der Fixierung auf 
juristische Verfahren die oftmals nur reaktive 
und deswegen fantasielose Vorgehensweise hin 
zu einer offensiven, umfassenden politischen 
Agenda ermöglichen.

Dies kann – wie die US-Organisationen ge-
zeigt haben – durchaus in Verbindung mit juris-
tischen Verfahren stehen, wenn nämlich Einzel-
fälle in einen größeren Kontext gestellt werden, 

wenn kollektive Rechte zum Gegenstand von 
Verfahren gemacht werden, wenn Gerichte als 
Foren des Protestes genutzt werden und der Pro-
test nicht auf die Gerichtssäle beschränkt bleibt.

6.	 Ein Überdenken jahrelanger eingefahrener 
Mechanismen würde auch die Möglichkeit bie-
ten, sich thematisch, geografisch und politisch 
zu öffnen und dem Gegenstand des Anliegens 
unangemessene Beschränkungen aufzugeben.

7. 	So dient es weder einer profunden Analy-
se noch erhöht es die Chancen für tatsächliche 
Veränderungen, wenn deutsche Juristen- und 
Bürgerrechtsorganisationen, sich weiterhin auf 
den deutschen Rechtsraum und die Bundesre-
publik Deutschland als Wirkungsfeld beschrän-
ken. Sicherlich ist diese Beschränkung u. a. auch 
einer antiquierten Juristenausbildung und der 
täglichen Überforderung gerade der kritischen 
Anwaltschaft geschuldet. Doch wer wie der RAV 
für sich in Anspruch nimmt, Anwältinnen und 
Anwälte für Demokratie und Menschenrechte 
zu organisieren und unter diesem Label rechts-
politisch zu wirken, sollte darunter nicht nur 
nationale Demokratie und Menschenrechte für 
Deutsche, oder bestenfalls für in Deutschland 
Lebende, verstehen.

Ein besseres Verständnis des europäischen 
Rechtssystems und eine bessere Nutzung der 
vorhandenen Rechtsmittel auf europäischer und 
internationaler Ebene sollten gängige Standards 
für kritische AnwältInnen werden. Ein Verein 
wie der RAV sollte sich über diese notwendige 
Erweiterung des beruflichen Instrumentariums 
um eine Analyse der politischen, ökonomischen 
und sozialen Zusammenhänge in Europa und 
darüber hinaus und die Wechselwirkung auf das 
Recht bemühen.

8. 	Bei einer derartigen Öffnung des Blickes 
über die geografischen Grenzen hinaus, wird 
sich derselbe möglicherweise auch für andere 
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rechtliche und gesellschaftliche Probleme öff-
nen. Selbst wer sich nur um die Rechtsverlet-
zungen deutscher Akteure kümmern möchte, 
müssten die militärischen Aktivitäten der BRD, 
zumeist im NATO-, zunehmend aber auch in 
anderem Kontext, ebenso wie die Produktions-
bedingungen, unter denen deutsche Markenfir-
men Textilien u. a. in Vietnam, Indonesien und 
China5 produzieren lassen, ins Visier nehmen.

Das deutsche Rechtsverständnis von den bür-
gerlichen und politischen Rechten als gericht-
lich durchsetzbar, und den wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Grundrechten als dem 
politischen Diskurs zugehörig, dürfte weltweit 
zum Reaktionärsten zählen. Traurig nur, dass 
sich auch insoweit die Bürgerrechtsorganisatio-
nen und der RAV kaum vom juristischen Main-
stream abheben.

Selbst offenkundige massenhafte Rechts-
verstöße gegen ArbeiterInnen im Inland (Lidl-
Skandal) und im Ausland (Südwind, Puma6) 
veranlassen kaum einer der Organisationen, der-
artige Themen aufzugreifen. Dies lässt sich zum 
Beispiel am Themenspektrum des Grundrechte-
reportes der vergangenen Jahre aufzeigen.

9.	 Wenn SkeptikerInnen der Menschenrechts
bewegung wie David Kennedy7, ihr eine mit-
unter verengte Sichtweise vorwerfen, weil ihre 
Instrumente bisweilen, selbst wenn sie erfolg-
reich sind, nur die Symptome und nicht die 
Krankheit behandelten, gilt dies für die deut-
sche Bürgerrechtsbewegung in viel höherem 
Maße. Erfolge in juristischen Verfahren werden 
unreflektiert mit tatsächlichen Veränderungen 
gesellschaftlicher Missstände gleichgesetzt wie 
zuletzt die Rezeption der Serie von Bundes-
verfassungsgerichtsentscheidungen zu Über-
wachungsgesetzen.8 Überdies wird oft die Ver-
fassung als Heiliger Text, als unveränderlicher 
Kanon und Bezugsrahmen betrachtet.

Kritische linke Verfassungstraditionen sind 
fast nicht mehr präsent. Lasalles Diktum, wo-

nach die Realverfassung das Gesamtensemble 
gesellschaftlicher Verhältnisse ist, und Wolf-
gang Abendroths Analyse des Grundgesetzes als 
Klassenkompromiss sind vergessen.

Eine (neo-)materialistische Analyse des 
Rechts bedeutet selbstverständlich nicht, dass 
das juristische Feld und der tägliche Kampf um 
das Recht aufgegeben werden sollen zuguns-
ten eines rein politischen Diskurses. Nein, das 
Recht ist bei aller Kritik keine bloße Funktion 
der Macht, die Rechtsförmigkeit von Verfahren 
hat eminente Schutzfunktionen. Aber kritische 
BürgerrechtlerInnen und JuristInnen sollten da-
bei nicht stehen bleiben, sondern die Rolle des 
Rechts und das Verhältnis von Recht und Macht 
und Recht und Politik ständig thematisieren. 
Dann könnten sie nicht nur zur Verbesserung 
des Bürgerrechtsschutzes, sondern zur tatsächli-
chen Verbesserung von gesellschaftlichen Miss-
ständen beitragen.

Der Autor und langjährige Vorsitzende des Republikani-
schen Anwältinnen- und Anwälte Vereins ist Generalse-
kretär des European Center for Constitutional and Human 
Rights (ECCHR).

1	 Überarbeitete Fassung des mündlichen Beitrages auf der Ab-
schlussdiskussion des bundesweiten Kongresses zur Zukunft 
der Bürgerrechte unter dem Titel »Sicherheitsstaat am Ende« 
am 23. und 24. Mai 2008 in Berlin.

2	 Vgl. nur die Beiträge von Sönke Hilbrans, Wolfgang Kaleck 
und Andrea Würdinger in der gemeinsamen Stellungnahme 
der Bürgerrechtsorganisationen zu dem Entwurf des Terro-
rismusbekämpfungsgesetzes des damaligen Innenministers 
Schily am 30. November 2001.

3	 Vgl. www.ccrjustice.org
4	 Vgl. www.aclu.org
5	 Ingeborg Wick: All die Textilschnäppchen – nur recht und 

billig? Arbeitsbedingungen bei Aldi-Zulieferern in China und 
Indonesien. Siegburg 2007; zum downloaden http://www.
suedwind-institut.de/0dt_sw-start-fs.htm

6	 Vgl. Die Berichte bei China Labor Watch über die Arbeits-
bedingungen bei Puma-Zulieferern in China, siehe auch 
Wolfgang Kaleck/Miriam Saage-Maass: Transnationale 
Unternehmen vor Gericht. Berlin 2008.

7	 David Kennedy: The International Human Rights Movement: 
Part of the Problem? Harvard Human Rights Journal 2002, 
101 ff.; ders.: The Darker Sides of Virtue: Reassessing Inter-
national Humanitarianism. Princeton 2005.

8	 Vgl. in diesem Sinne auch Christian Rath: Zähmung der 
Wanzen, in: Die Tageszeitung vom 28.3.2008.
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A m 23. und 24. Mai 2008 fand in Berlin 
ein bundesweiter Kongress zur Zu-
kunft der Bürgerrechte unter dem Ti-
tel »Sicherheitsstaat am Ende« statt. 

Organisiert wurde die Veranstaltung von den 
neun Bürgerrechtsorganisationen, die gemein-
sam den Grundrechtereport herausgeben. Ziel 
des Ganzen war es, nicht nur eine Bestandsauf-
nahme der derzeitigen Entwicklungen im Be-
reich der (inneren) Sicherheit zu leisten, sondern 
auch die eigene Praxis kritisch zu diskutieren. 
Hier wäre es wichtig gewesen, sowohl die ge-
meinsamen inhaltlichen Ausgangspunkte als 
Grundlage einer fundierten Kritik zu thematisie-
ren, als auch konkrete Ansätze für die Entwick-
lung politischer Gegenstrategien zu entwickeln. 
Die Legitimität des Sicherheitsstaates und seiner 
Politik sollte nachhaltig untergraben werden.

1. Rückblick

Dieses – zugegebenermaßen hochgesteckte – Ziel 
konnte nicht erreicht werden. Zwar haben sich 
an beiden Tagen zwischen 200 und 300 Interes-
sierte in der Berliner Humboldt-Universität, dem 
Tagungsort, zusammengefunden. Jedoch krank-
te der Kongress an den beinahe schon typischen 
Unzulänglichkeiten der Bürgerrechtsbewegung 
in Deutschland.

A.	 Die VeranstalterInnen und ihr politisches 
Umfeld blieben weitestgehend unter sich. Eine 
Einbeziehung von externen Gruppen, Organisa-
tionen und Einzelpersonen ist nur begrenzt ge-
lungen. Dies kann nicht am Thema liegen, da die 
Inhalte der Foren – Migration, Versammlungs-
recht, Sicherheitsarchitektur, Militarisierung – 
auch Menschen ansprechen, die außerhalb der 
klassischen Bürgerrechtsbewegung politisch ak-
tiv sind.

Die im Januar 2008 eingeführte Vorrats-
datenspeicherung, die Paragraf-129a-Verfahren 
der letzten Jahre gegen linke AktivistInnen, die 
weiträumigen Versammlungsverbote während 
des G8-Gipfels, die nicht Abreißen wollende Dis-
kussion um einen Einsatz der Bundeswehr im In-
nern, das neue BKA-Gesetz und schließlich auch 
die flächendeckende Bespitzelung von Mitarbei-
terInnen des Lidl-Konzerns sind Themen, die un-
mittelbar vor dem Kongress in der Öffentlichkeit 
breit diskutiert wurden und zu denen verschie-
dene politische Spektren und Gruppen eine eige-
ne Praxis entwickelt haben. Trotzdem konnten 
diese Kreise kaum erreicht werden.

Dies liegt zum einen daran, dass es nicht ge-
lungen ist, Gruppen und Institutionen, die nicht 
im klassischen Sinne Bürgerrechtsarbeit prakti-
zieren, anzusprechen und aktiv in die Vorberei-
tung des Kongresses einzubinden. Dazu gehören  
Gewerkschaften, MitarbeiterInnen betroffener 
Unternehmen, aber auch Gruppen wie der Ar
beitskreis Vorratsdatenspeicherung.

Zum Stand der Bürgerrechtsbewegung
Einige Anmerkungen zur Tagung »Sicherheitsstaat am Ende –  
Kongress zur Zukunft der Bürgerrechte«

Peer Stolle und Tobias Singelnstein
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Zum anderen wird es u. E. immer offensicht-
licher, dass die politische Ausrichtung allein auf 
politische Grundrechte nicht mehr ausreicht, 
sondern es einer Verbindung von politischen 
und sozialen Grundrechten bedarf; eine Diskus-
sion, die in anderen Teilen der Welt schon viel 
weiter fortgeschritten ist. Eine entsprechende 
Erweiterung der politischen Agenda der Bürger-
rechtsbewegung könnte damit sowohl einem 
reinen Antietatismus, als auch einer weitver-
breiteten Mentalität entgegenwirken, politische 
Forderungen einfach an den Staat zu delegieren 
und damit emanzipatorische Entwicklungen zu 
blockieren.

Die sich daraus ergebenden Widersprüche 
sollten nicht verdeckt, sondern offen benannt 
und produktiv genutzt werden. Unter den der-
zeitigen gesellschaftlichen Bedingungen ledig-
lich eine Freiheit vom Staat einzufordern, greift 
zu kurz und ignoriert die Lebensbedingungen 
von einem Großteil der Menschheit, für die die 
Existenz von – wie auch immer gearteten – ge-
sellschaftlichen Institutionen, die halbwegs so-
ziale Mindeststandards gewährleisten können, 
einen enormen sozialen Fortschritt bedeuten 
würde. Die freie Entfaltung aller und jedes Ein-
zelnen ist nur dort möglich, wo soziale Rechte 
respektiert und eine soziale Grundsicherung ga-
rantiert werden, beispielsweise durch eine allen 
zugängliche soziale Infrastruktur.

Die Schaffung dieser Voraussetzungen von 
staatlichen Institutionen einzufordern, ist legi-
tim. Allerdings können globale soziale Rechte 
nur dort Geltung beanspruchen, wo sie auch 
bürgerschaftlich angeeignet, durchgesetzt und 
gesichert werden. Soziale und politische Men-
schenrechte sind – wie das Recht auch im Ge-
samten – Ergebnis sozialer Auseinandersetzun-
gen und damit auch immer gegen den Staat 
durchzusetzen. In diesem Spannungsverhältnis 
gilt es zu agieren und neue Wege einer eman-
zipatorischen bürgerrechtlichen Politik zu ent-
wickeln.

B.	 Darüber hinaus wurde auf dem Kongress 
deutlich, dass die Bürgerrechtsbewegung in 
Deutschland zu sehr von JuristInnen dominiert 
ist und die ReferentInnen sich in ihrer Argu-
mentation zu sehr an rechtlichen Kategorien 
orientierten. Gemeinsame Diskussionen drehen 
sich oft um die Klage über die Rechtswidrig-
keit staatlichen Handelns und die Frage nach 
den Möglichkeiten juristischer Interventionen. 
Gerade in den Foren erfolgten oft nur juristi-
sche Bestandsaufnahmen; die Diskussion über 
politische Interventionsstrategien kam zumeist 
zu kurz. Lediglich auf dem Abschlusspodium 
wurde die Frage nach neuen politischen Hand-
lungsansätzen eingehender thematisiert, ohne 
dass sich hieraus eine weiterführende Perspek-
tive entwickelt hätte.

Ein Rekurrieren auf das Recht als gesell-
schaftliches Konfliktlösungsmedium oder das 
abstrakte oder konkrete Einfordern von rechts-
staatlichen Verhältnissen sind nur bedingt ge-
eignete Strategien, um der derzeitigen Entwick-
lung entgegen wirken zu können. Das Recht 
ist – wie viele andere gesellschaftlichen Felder 
auch – umkämpftes Terrain und daher in sei-
ner Ausgestaltung und seiner vorherrschenden 
Funktion maßgeblich abhängig von den jeweils 
existierenden gesellschaftlichen Verhältnissen.

Zwar kann mittels Recht und Gesetz staat-
liche Gewalt eingeschränkt, zivilisiert und in 
Bürger schützende Förmlichkeiten gezwängt 
werden. Darüber hinaus können gegenhegemo-
niale Strategien in das (trans-)nationale Recht 
eingeschrieben werden, wie es zum Beispiel der 
Frauen- und der antirassistischen Bewegung 
teilweise gelungen ist. Derartige Normen, wie 
die Ächtung rassistischer und sexualisierter Ge-
walt, tragen auch dazu bei, das gesellschaftliche 
(Un-)Rechtsbewusstsein zu prägen.

Das Recht ist aber auch Mittel zur Erweiterung 
des staatlichen Handlungsspielraums und dient 
damit der Legitimierung von staatlicher Gewalt. 
Zurzeit sind diejenigen im Vorteil, die die Macht 
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legitimierende Funktion des Rechts favorisie-
ren. Insofern ist es nicht weiterführend, auf das 
Recht als Allheilmittel zu rekurrieren. Zwar soll-
te die aufklärerische Funktion des Rechts – als 
Begrenzungsmittel staatlicher Gewalt – und die 
schützende Funktion des Rechts – als Mittel zur 
Sicherung sozialer Grundrechte – stark gemacht 
werden. Das Recht muss mobilisiert werden als 
Ressource und Mittel zur gesellschaftlichen Ver-
änderung, zur Erweiterung gesellschaftlicher 
Partizipationsmöglichkeiten, zur Schaffung von 
Ressourcengerechtigkeit sowie zur Stärkung der 
Autonomie des Einzelnen.

Hierauf darf sich eine Bürgerrechtspolitik, die 
den gegenwärtigen Entwicklungen gerecht wer-
den will, aber nicht beschränken. Parallel dazu 
und eigentlich vorrangig muss es darum gehen, 
eigene gesellschaftliche Perspektiven stark zu 
machen, die unabhängig von rechtlichen Kate-
gorien eine Grundlage unserer Positionen bilden 
und sich in der Öffentlichkeit verankern kann.

C.	 Damit verbunden ist die Frage nach den 
gesellschaftlichen Hintergründen für die aktu-
elle Entwicklung. Sie wurde an vielen Stellen 
während des Kongresses angesprochen, blieb 
aber oft nebulös und wurde nicht weiter kon-
kretisiert. Hierin offenbart sich eine inhaltliche 
Schwachstelle der Bewegung (deren Beantwor-
tung allerdings auch nicht zentrale Zielstellung 
des Kongresses gewesen ist und aufgrund ihrer 
Komplexität auch nicht sein konnte). Gerade 
aus der Analyse der gegenwärtigen gesellschaft-
lichen Verhältnisse können viele wichtige An-
satzpunkte für eine Kritik und eine Diskussion 
über Strategien und Perspektiven gewonnen 
werden.

D.	 Auch fehlt es der Bürgerrechtsbewegung in 
Deutschland an einer effektiven internationalen 
Vernetzung und einer stärkeren Rezeption von 
international geführten Debatten. Gerade im Be-
reich der Menschenrechte sind die Diskussionen 

beispielsweise in Lateinamerika, Großbritannien 
und den USA oft schon viel weiter.

2. Ausblick

Falsch wäre es, aus diesem Fazit die Schluss-
folgerung zu ziehen, dass der Kongress in seiner 
Zielsetzung gescheitert ist. Die Zusammenkunft 
sollte vor allem auch ein Anfang sein: für das 
Zusammenführen von Diskussionssträngen, die 
an verschiedenen Ecken verfolgt werden; für 
ein Ausloten der Gemeinsamkeiten und Unter-
schiede innerhalb der Bürgerrechtsorganisa-
tionen; für Diskussionen um neue politische 
Handlungsstrategien, die den gegenwärtigen 
Entwicklungen gerecht werden.

Wenn der Kongress ein Erfolg gewesen sein 
soll, dann darf er tatsächlich nur ein Anfang 
gewesen sein. Dies bedeutet, dass die angespro-
chenen Themen, derer sich die Bürgerrechts-
bewegung dringend annehmen muss, nunmehr 
in eine kontinuierliche Diskussion überführt 
werden sollten. Die Bürgerrechtsbewegung 
muss aus ihren politischen Handlungsmustern 
ausbrechen, nach neuen inhaltlichen Ansätzen 
suchen und Bündnisse eingehen mit Organisa-
tionen und Personen, mit denen es inhaltliche 
und strategische Überschneidungen gibt. Für die 
zukünftige Arbeit sollen an dieser Stelle einige 
Ansatzpunkte formuliert werden.

A.	 Es bedarf zunächst einer Verbreiterung der 
Bürgerrechtsarbeit. Der Abbau der politischen 
Grundrechte und die Neuentwicklung einer Si-
cherheitsarchitektur sind nicht nur Themen der 
Bürgerrechtsorganisationen, sondern werden 
auch in anderen politischen Foren und Orga-
nisationen diskutiert und kritisiert. Gerade die 
Zusammenarbeit mit »Betroffenen«gruppen und 
»allgemeinpolitischen« Organisationen muss in-
tensiviert und verstetigt werden.
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Die Ausweitung von staatlichen und priva-
ten Kontroll- und Überwachungsbefugnissen, 
der Umbau der Sicherheitsarchitektur, die Aus-
höhlung des Streikrechts und die Verschärfung 
des Versammlungsrechts stehen nicht nebenein-
ander, sondern sind Ausdruck der aktuellen ge-
sellschaftlichen Entwicklung. Die Verbindungen 
zu benennen und die jeweiligen Akteure zusam-
menzubringen, sollte zu einer zentralen Aufga-
be der Bürgerrechtsbewegung in den nächsten 
Jahren werden.

Im Zusammenhang mit den Paragraf-129a-
Verfahren und der Kriminalisierung der Anti-
G8-Bewegung im letzten Jahr hat die Zusam-
menarbeit zwischen den Betroffenen, politi-
schen Akteuren aus dem Bewegungsspektrum, 
aber auch aus dem institutionellen Bereich, 
JournalistInnen und der Bürgerrechtsbewegung 
zum Teil sehr gut geklappt. Bei dem Skandal 
um die Bespitzelung von Lidl-Beschäftigten da-
gegen waren die Bürgerrechtsorganisationen zu 
wenig sichtbar.

Zu einer Verbreiterung gehört aber auch die 
schon oben genannte Erweiterung der politi-
schen Themenpalette. Gerade die Frage nach 
den sozialen Grundrechten kann nicht losgelöst 
von den politischen Freiheitsrechten beant-
wortet werden. Diese Diskussion kann weiter-
hin nicht auf den deutschen oder europäischen 
Bereich beschränkt bleiben, sondern muss die 
Forderung nach einer weltweiten Durchsetzung 
dieser Rechte beinhalten.

B.	 Eine Verbreiterung der Bürgerrechtsbewe-
gung kann nur Erfolg haben, wenn möglichst 
viele Aktive in die Arbeit mit einbezogen wer-
den und gleichzeitig eine Professionalisierung 
erfolgt. Eine erfolgreiche Bürgerrechtsbewegung 
kann weder auf das eine noch auf das andere 
verzichten.

Viele Felder können nur oberflächlich ange-
gangen werden, da es an den Ressourcen, aber 
auch an einer professionellen Arbeitsweise fehlt. 

Gerade im Bereich der medialen Vermittlung der 
Arbeit der Bürgerrechtsbewegung sind Verbes-
serungen noch möglich. Darüber hinaus sollte 
überlegt werden, ob die bisherige Aufteilung der 
Bürgerrechtsarbeit, nach der thematisch eigent-
lich alle für alles zuständig sind und sich nur 
Nuancen in der politischen Zuspitzung und der 
jeweiligen Herangehensweise ausmachen las-
sen, so aufrecht erhalten werden kann. Viel-
leicht sollte darüber nachgedacht werden, wie 
die Arbeit in und zwischen den Bürgerrechts-
organisationen intensiviert und professionali-
siert werden könnte.

C.	 Oft erscheint Bürgerrechtsarbeit als etwas 
sehr altbackenes, als nicht zeitgemäß, als ein 
politisches Feld für »alte Damen und Herren«. 
Dies liegt einerseits an der Mitgliederstruktur 
mancher Bürgerrechtsorganisationen, anderer-
seits an einem überholten Verfassungspatriotis-
mus, der zum Teil aus unseren Reihen propagiert 
wird. Hier sollte darüber nachgedacht werden, 
welche neuen Aktionsformen genutzt werden 
können, um die Bürgerrechtsbewegung daraus 
zu »befreien«. Gleichzeitig ist es erforderlich, 
neue Bündnispartner zu finden und mit Leuten 
und Netzwerken zusammenzukommen, die auf 
unseren Themenfeldern agieren, aber keinen 
originären Bezug zur Bürgerrechtsbewegung 
haben.

Dieser Artikel soll nur ein Beitrag für eine 
hoffentlich fruchtbringende und weiterführende 
Diskussion über die Zukunft der Bürgerrechts-
bewegung sein. Wenn der Kongress Anlass ge-
geben hat, über solche Fragen nachzudenken 
und Auseinandersetzungen anzuregen, dann er 
sein Ziel erreicht.

Peer Stolle und Tobias Singelnstein sind Mitglieder im 
erweiterten Vorstand des RAV und waren an der Vor-
bereitung und Durchführung des Kongresses beteiligt. Peer 
Stolle ist Rechtsanwalt in Berlin, Tobias Singelnstein ist 
wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl für Krimino-
logie, Jugendstrafrecht und Strafvollzug am Fachbereich 
Rechtswissenschaften der FU Berlin.
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M itte der 1970er Jahre haben deut-
sche Städte damit begonnen, sich 
als inklusive Wachstumsmaschi-
nen zu verabschieden. Unter dem 

Druck globaler Konkurrenz ist das »Gemeinwe-
sen Stadt« zum globalen »Unternehmen Stadt« 
umgebaut worden. Im Zuge neoliberaler Politik-
konzepte, die von der EU bis ins kleinste Dorf 
hinein mit Wachstum, Standortkonkurrenz und 
Benchmarking operieren, hat so auch die sozial-
räumliche Polarisierung in und zwischen Regio-
nen und Städten zugenommen.

In diesem kompetitiven Umfeld arbeiten der 
lokale Staat und die ihn tragenden Wachstums-
regimes mit Leitbildern, Cluster- und Entwick-
lungszonen, Steuernachlässen und Public-Pri-
vate-Partnerships, denen neue punitive Si-
cherheits- und Workfare-Politiken im sozialen 
Nahraum entsprechen. So entstanden in den 
urbanen Agglomerationen Halligen des Wohl-
stands und Inseln der Armut, an denen, wo 
nötig, in betriebswirtschaftlicher Logik merkan-
tiles Reengineering und urbanes Management 
betrieben werden.

Derartige Restrukturierungsprozesse erfassen 
dabei auch die Polizeien der Länder und des 
Bundes, kommunale Ordnungsdienste, deren 
Konkurrenz- und Kooperationsverhältnis unter-
einander sowie die zu kommerziellen Sicher-

heitsdiensten und ihren »zivilgesellschaftlichen« 
Gegenstücken: den aus Mitteln der Arbeitsagen-
turen finanzierten Non-Profit-Polizeien, die sich 
aus Langzeitarbeitslosen rekrutieren. [...]

Urbane (Un)Sicherheit hatte schon lange vor 
9/11 Konjunktur. Aus strukturellen Problemla-
gen wie Erwerbslosigkeit und wachsender Ar-
mut generierten die urbanen Eliten Probleme 
von Sicherheit und Unordnung, die so Gegen-
stand einer neuen Politik »Innerer Sicherheit« 
wurden. Seit den frühen 1990er Jahren entstand 
(west)europaweit das, was in Großbritannien als 
extended policing family konzipiert wurde.

Wenn für die staatlichen Polizeien in Deutsch-
land gilt, dass die Trends im selben Zeitraum als 
proaktive, nachbarschaftsorientierte, auf ethni-
sche Gruppen und urbane Räume spezialisier-
te, neue Technologien inkorporierende sowie 
grundsätzlich stärker präventiv orientierte Stra-
tegien und Taktiken zusammengefasst werden 
können, dann ist die selektive Mobilisierung von 
BewohnerInnen mit dem Ziel, diese zur Eigen-
verantwortung zu aktivieren, das bürgerschaft-
liche Gegenstück – Sicherheits- und Ordnungs-
partnerschaften, Kommunale Präventionsräte, 
Non-Profit-Polizeien sind deren institutioneller 
Ausdruck.

Im Folgenden analysiere ich anhand dreier 
Fallbeispiele die Tätigkeiten kommerzieller Si-

»Brave New Nodes ...«?
Sicherheitsarchitektur zwischen Kommunitarismus und Kommerz

Volker Eick
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cherheitsdienste an den urbanen Peripherien, 
namentlich im (privatisierten) Sozialen Woh-
nungsbau und im Management der rund 900 
Abschiebelager für MigrantInnen mit ungesi-
chertem Aufenthaltsstatus. Allgemein hat es 
keinen Sinn, von einem Rückzug des Staates zu 
sprechen. Eher ist ein Wandel (national)staatli-
cher Politik »vom Rudern zum Steuern« zu kons-
tatieren, der jedoch allen Verlautbarungen aus 
Regierungskreisen, Wissenschaft und Lobby-
organisationen zum Trotz, sehr wohl mit neuen 
Ausgrenzungsprozessen und der Fragmentie-
rung des staatlichen Gewaltmonopols einher-
gehen kann.

Im ersten Abschnitt konzeptioniere ich den 
jüngsten Boom in der kommerziellen Sicher-
heitsbranche als Ergebnis neoliberaler Politik-
modelle. Im zweiten Abschnitt mache ich einige 
Angaben zum Umfang der Branche und zu zu-
künftigen Trends. Im letzten Abschnitt illustrie-
ren die Fallstudien, dass das neoliberale Projekt 
nicht allein auf dem »roll-back« des fordisti-
schen Kompromisses basiert, sondern auch als 
Suche nach und Implementierung von kohären-
ten Regulationsmodi (Roll-out) gefasst werden 
muss. 

Roll-back und Roll-out neoliberaler Politik 
intensivieren den Druck auf die ohnehin be-
nachteiligten Bevölkerungsteile, die zu diesem 
Behufe als (problematische, überflüssige, ge-
fährliche) Gruppen konzipiert und nach dem 
Motto Two‘s company, three‘s a crowd (Da, wo 
drei zusammenstehen, ist einer zuviel) selektiert 
werden. Migrantenjugendliche, Langzeitarbeits-
lose und Flüchtlinge werden so Gegenstand 
differenzierter Vertreibungs- und Containment-
Strategien. Dem Grunde nach stellen sich die 
Quartiere des Sozialen Wohnungsbaus und das 
deutsche Lagersystem als Ergebnis eines deut-
schen NIMBYism dar: Identifikation, Kontrolle 
und Disziplinierung derjenigen, die nicht (mehr) 
gebraucht werden, möglichst dort, wo sie nicht 
stören – jedenfalls: not in my backyard.

Selling Space: Neoliberale Räume 
in der glokalisierten Stadt

Die Stärkung des Marktwettbewerbs, der Ver-
kauf öffentlicher Infrastrukturen, die Prolifera-
tion der Marktlogik im verbleibenden öffentli-
chen Sektor und »freier« Handel sind internatio-
nale Trends urbaner Ökonomien. Selbstredend 
bilden sich diese Trends nicht überall gleich aus 
und sind von den jeweiligen nationalen Kontex-
ten, von Traditionen, Entwicklungspfaden und 
wechselnden ökonomischen sowie politischen 
Konjunkturen abhängig.

Bob Jessop hat drei Strategien identifiziert, 
die dem globalen Neoliberalismus zum Durch-
bruch verhelfen sollen und die genannten 
Unterschiede abbilden: Neokorporatismus, Neo-
staatlichkeit und Neokommunitarismus. Diese 
Strategien charakterisieren jeweils das vorran-
gige partnerschaftliche Verhältnis von Markt-, 
Staats- und zivilgesellschaftlichen Akteuren 
und der jeweiligen Handlungslogik.

Erik Swyngedouw hat gezeigt, dass die glo-
bale und die lokale Ebene in einem Prozess der 
»glocalization« miteinander verwoben sind. 
Aufgaben, die zuvor der Nationalstaat wahr-
genommen hat, werden nun zum Teil auf der 
supranationalen Ebene bearbeitet (und die dafür 
benötigten Institutionen geschaffen), zum Teil 
aber auf der lokalen Ebene ab- oder klein ge-
arbeitet.

Schließlich haben Jamie Peck und Adam Ti-
ckell zwischen einer Phase des Proto-Neolibe-
ralismus, in der Städte Zentren ökonomischer 
Verwerfungen und Orte der Auseinandersetzung 
vor allem in der Sphäre sozialer Reproduktion 
wurden, und – seit den 1980er Jahren – der Ära 
eines Roll-back-Neoliberalismus unterschieden, 
in der die Kommunen begannen, Kosten einzu-
sparen, Dienstleistungen zurückzufahren und 
Teile der öffentlichen Infrastruktur zu privatisie-
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ren. Schließlich identifizieren sie eine Phase des 
Roll-out-Neoliberalismus, der nach den »exces-
ses of roll-back neoliberalism« auf deren ökono-
mische Verwerfungen reagiere, und seitdem auf 
der Suche nach einer kohärenten Regulierungs-
form des gegenwärtigen Kapitalismus sei. [...]

Während in der Frühphase des neoliberalen 
Projekts die urbanen Räume konzentrierter Ar-
mut und Ausgrenzung in der Bundesrepublik 
weitgehend unbeachtet blieben, änderte sich 
dies mit der beginnenden Roll-out-Phase. Eine 
Palette von Programmen und Projekten wurde 
in die Quartiere getragen, um gegen Krimina-
lität (oder was man dafür hielt), gegen eine 
vermeintlich grassierende »Abhängigkeit« vom 
Wohlfahrtsstaat, gegen Massenarbeitslosigkeit 
und »Unordnung« vorzugehen. Parallel sind 
urbane Räume, im Beitrittsgebiet DDR etwa 
die Plattenbau-Gebiete, in Westdeutschland die 
Großsiedlungen am Stadtrand, zunehmend pri-
vaten Finanzinvestoren überantwortet worden. 
Waren bis 1995 von den insgesamt rund 40 Mio. 
Wohnungen in der Bundesrepublik über 4,3 Mio. 
im Sozialen Wohnungsbau errichtet worden, 
sind davon gerade noch 1,42 Mio. übrig – mit 
weiter abnehmender Tendenz. Allein in Berlin 
sind seit 1993 über 200.000 Sozialwohnungen 
von ursprünglich 480.000 verkauft worden; 
die Wasserversorgung wurde 1999 privatisiert, 
Elektrizität und Gas folgten 2003.

Wenn auch an der Maxime, Städte haben 
Zentren des Wachstums zu sein und sich der 
Marktdisziplin zu unterwerfen, nicht gerüttelt 
wird, sind parallel in deutschen Städten flan-
kierende Mechanismen entwickelt worden, die 
in Form von Programmen zur Stabilisierung 
benachteiligter Quartiere und Abmilderung so-
zialer Exklusion beitragen sollen und mit neu-
en Formen der Koordination, Kooperation und 
Kooption experimentieren – so in der lokalen 
Beschäftigungspolitik, Kriminalprävention oder 
Sozialarbeit. In dem Maße wie die »Stadt als 
Unternehmen« unter globalen Konkurrenzbe-

dingungen an Bedeutung gewinnt, wird auch 
der innerstädtische Raum für die urbanen Eliten 
als Standort, Visitenkarte und Distinktionsraum 
wichtiger.

Drei Prozesse laufen gleichzeitig ab: Öffent-
licher Raum gerät unter Kommodifizierungs-
druck; halböffentliche Räume wie Shopping 
Malls und Bahnhöfe beginnen innerstädtische 
Räume zu dominieren; damit schlägt die Stunde 
kommerzieller Sicherheitsdienste, die verstärkt 
Zugriff auf private, halböffentliche und selbst 
öffentliche Räume gewinnen.

Selling Security: Das kommerzielle 
Sicherheitsgewerbe in Deutschland

Was vor rund 200 Jahren der Nachtwächter war, 
führte 1901 zur Gründung des ersten gewerb-
lichen Sicherheitsunternehmens in Deutschland. 
Für die folgenden etwa 60 Jahre ist die Sicher-
heitsbranche vorrangig als Werkschutz zu cha-
rakterisieren. In den 1970er Jahren wurde erst-
mals der Einsatz im öffentlichen Raum erlaubt, 
und von dem Image der Schwarzen Sheriffs, 
die mit Gewalt gegen sogenannte Randgruppen 
vorgehen, hat sich die Branche bis heute nicht 
erholt.

Schlechte Ausbildungsstandards, ein unüber-
sichtlicher Markt, Niedriglöhne, das Unterlaufen 
tariflicher Standards und häufig aggressiv auf-
tretende Lobbyorganisationen tragen nachhaltig 
zu diesem Image bei, auch wenn das Wachstum 
als unumkehrbar gilt – zwischen sieben und 
13  Prozent aller Beschäftigten sollen gegenwär-
tig im öffentlichen Raum tätig sein. Heute be-
steht eine moderne Sicherheitsindustrie mit rund 
6  Mrd. Euro Umsatz (2005) und rund 200.000 
Beschäftigten. Der Markt ist oligopolistisch or-
ganisiert: Die zehn führenden Unternehmen 
kontrollieren 50 Prozent des Umsatzes, zwölf 
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Prozent der 3.000 Unternehmen verteilen 81 Pro
zent des Umsatzes unter sich und beschäftigen 
zwei Drittel aller ArbeitnehmerInnen.

Seit Mitte der 1990er Jahre werden kommer-
zielle Sicherheitsdienste Bestandteil einer Stra-
tegie in deutschen Städten, die, von den Zero 
Tolerance-Debatten in New York beeinflusst, mit 
Neil Smith als »revanchist urbanism« bezeich-
net werden kann. Auch wenn ein intensivier-
ter Transfer von Politikkonzepten zwischen den 
USA und Europa auf der Suche etwa nach effek-
tiven Polizeistrategien beobachtet werden kann, 
bleibt deren jeweilige Implementation doch 
immer stark von juristischen Rahmenbedingun-
gen, (lokalen) Normvorstellungen und Institu-
tionen beeinflusst. Im Ergebnis zeigen sich sehr 
unterschiedliche Erfahrungen zwischen und in 
verschiedenen Ländern und Städten.

Vergleichbar revanchistische Strategien las-
sen sich gleichwohl identifizieren, und Autoren 
wie Ronneberger et al., Beste oder Belina haben 
für den deutschen Raum gezeigt, dass vor al-
lem Obdachlose, Prostituierte, KonsumentInnen 
illegal(isiert)er Drogen, Flüchtlinge und Asylbe-
werberInnen sowie Migrantenjugendliche in das 
Visier der urbanen Aufwertungseliten geraten. 
[...] Kontrollen des ruhenden und fließenden 
Verkehrs, maritime Sicherheit, die nach 9/11 an 
Bedeutung gewonnen hat, werden als neue Auf-
gabengebiete gefordert und hin und wieder gar 
das Durchsuchungs- und Identitätskontrollrecht 
– bisher der Arkanbereich staatlicher Polizei. 
Angesichts eines vergleichsweise fest gefügten 
staatlichen Gewaltmonopols in Deutschland sind 
daher die LobbyistInnen ununterbrochen damit 
beschäftigt, diese profithemmende Bastion zu 
schleifen. Als derzeit »marktgängigste« Argu-
mentationsfiguren im Kampf um Anteile am 
»mischökonomischen« Sicherheitsmarkt dürfen 
Globalisierung und internationaler Terrorismus 
gelten. Nach dieser Logik soll sich die Polizei 
auf die hoheitlichen Kernaufgaben konzentrie-
ren und die »weniger wichtigen« Aufgaben den 

im Bundesverband des Deutschen Wach- und 
Sicherheitsgewerbe (BDWS) organisierten An-
bietern überantworten.

Drei Trends lassen sich identifizieren: Ers-
tens, die kommerzielle Sicherheitsindustrie wird 
weiter wachsen, nach Angaben der Freedonia 
Group [...] in Deutschland bis zum Jahr 2013 
auf über 10 Mrd. Euro Umsatz und 270.000 Be-
schäftigte. Dabei wird das zentrale Charakte-
ristikum der Branche – Niedriglohn, niedriger 
Ausbildungsstand – abgesehen von einigen Ni-
schenmärkten wie (internationaler) Risiko- oder 
Sicherheitsanalyse – erhalten bleiben.

Zweitens und anders als in Nordamerika, 
wo die Übernahme von hoheitlichen Aufgaben 
schon deutlich weiter fortgeschritten ist, wird 
das Wachstum der Industrie vor allem über 
Public-Private-Partnerships und an den gesell-
schaftlichen Rändern sowie im Facility Manage-
ment zunehmen. [...]

Drittens und als übergreifender Trend werden 
avancierte Technologien systematischer zu einem 
Identifikations-, Kontroll- und Disziplinierungs-
netz zusammengeführt, das sich über den öffent-
lichen Raum genauso erstrecken wird wie über 
Bahnhöfe, Stadien und weitere halböffentliche 
Räume. Damit verbunden sind hohe Rationali-
sierungspotenziale durch automatisierte Überwa-
chungs-, Abgleichs- und Speicherverfahren.

Staatliche Polizei und kommerzielle Sicher-
heitsdienste haben in einigen Bundesländern, 
Städten und Gemeinden bereits Public-Private-
Partnerships gebildet, mehr als 80 kommerzielle 
City-Streifen patrouillieren in deutschen Innen-
städten, Fußgängerzonen, Shopping Malls und 
Einkaufszentren – und bilden in Zusammenarbeit 
mit Geschäftswelt, Ordnungsämtern und Polizei 
ein neokorporatistisches Bündnis im Sinne von 
Jessop. Was in diesen urbanen Sicherheitsre-
gimes der Geschäftswelt die jeweilige IHK ist, 
sind den kommerziellen Sicherheitsdiensten die 
Landesgliederungen des BDWS – beide dienen 
der Vereinheitlichung der Interessen vor Ort.
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Anders gestaltet sich die Situation, wenn 
große Konzerne ins Spiel kommen. Anfang der 
1990er Jahre hatte etwa die formal privatisierte 
Deutsche Bahn klar gemacht, dass sie Anspruch 
auf die Kontrolle nicht nur ihrer Flächen, son-
dern auch auf die des Bahnumfeldes erhebt. [...] 
Mit Unterstützung der lokalen Geschäftswelt, der 
Stadtverwaltungen und des Deutschen Städteta-
ges sowie unter Rückgriff auf den bahneigenen 
Sicherheitsdienst, die Bahn SicherheitsGesell-
schaft (BSG) mit ihren rund 4.000 Beschäftigten, 
begann der repressive Zugriff auf sogenannte 
Randgruppen.

In den Jahren 2000 und 2005 wurden mit 
dem Bundesgrenzschutz, der nach dem An-
schluss der DDR neue Aufgaben erhielt und von 
nun an auch für die Bahnhöfe und Gleisanlagen 
zuständig war, die ersten Kooperationsverträge 
unterzeichnet; rund 6.000 Beamte (die heute 
Bundespolizisten heißen) sind auf den Bahn-
höfen im Einsatz. Mit Jessop kann die Wieder-
einführung staatlicher Kontrolle in Kooperation 
mit privaten Partnern als neostaatliches Regime 
charakterisiert werden [...].

Selling Battlefields: Prekariat 
gegen Prekariat?

Während die urbanen Eliten in den Innenstädten 
den ökonomischen Niedergang aufhalten wol-
len – im Westteil Berlins am Kurfürstendamm, 
im Ostteil der Stadt am Alexander- und Potsda-
mer Platz sowie in der Friedrichstraße –, hat der 
Neoliberalismus die Stadtränder erreicht. Das 
Ende des Sozialen Wohnungsbaus in Deutsch-
land – angetrieben auch durch den Bevölke-
rungsverlust von mehr als 20 Prozent der (bes-
ser ausgebildeten) EinwohnerInnen im Ostteil 
des Landes, der drastisch schrumpfende Städte 
zurückgelassen hat – schuf einen profitträch-

tigen Markt für die neuen BesitzerInnen, vor  
allem nordamerikanische Finanzinvestoren.

Mit der Übernahme der Wohnbestände ging 
das Anwerben neuer MieterInnen, die Sortie-
rung und, wo notwendig, Disziplinierung des 
verbliebenen »Prekariats« einher. Videokame-
ras und Gitter, Kopfgelder und Verbotsschilder, 
Concierges und kommerzielle Sicherheitsdienste 
gehören seitdem zum Inventar, aber mit Finanz-
mitteln der Arbeitsagenturen kommen vermehrt 
Langzeiterwerbslose als Non-Profit-Sicherheits-
dienste zum Einsatz.

Gleichwohl bleibt die Kontrolle dieser Wohn-
quartiere vor allem ein relevantes Marktsegment 
für kommerzielle Sicherheitsdienste. [...]

Zweite Wahl? Staatliches Gewalt-
monopol – Modell Karow

In den früheren Sozialen Wohnungsbaubestän-
den an den östlichen Rändern Berlins und in 
Ostdeutschland insgesamt gilt die neofaschis-
tische Mobilisierungskraft als hoch und die 
Anzahl von MigrantInnen als vergleichsweise 
niedrig. Aus diesem Grund sind dort vor allem 
linke Jugendliche, Punks und sogenannte Russ-
landdeutsche deren Hauptangriffsziele. Die in 
diesen Quartieren eingesetzten kommerziellen 
Sicherheitsdienste teilen bisweilen die rassisti-
schen Vorstellungen der Neofaschisten, die zu-
dem, wie wir aus der Literatur wissen, »aus der 
Mitte der Gesellschaft« kommen.

Einen besonderen Fall eines territorialen 
Kompromisses zwischen solchen »Randgrup-
pen« und kommerziellen Sicherheitsdiensten 
schildert Benno Kirsch in seinem Buch zu kom-
merziellen Sicherheitsdiensten. Er beschreibt, 
wie der Sicherheitsdienst CM, wegen seiner Bru-
talität schon Mitte der 1990er Jahre Gegenstand 
von diversen Veröffentlichungen, von einer 



Seite 22 . Schwerpunkt: Stand der Bürgerrechtsbewegung

Wohnungsbaugesellschaft in Berlin-Karow be-
auftragt wurde. Weil für die dort wohnenden, 
häufig erwerbslosen Jugendlichen öffentlicher 
Personennahverkehr teuer und die Wohnsitua-
tion oft beengt sei, vertreiben sie sich ihre Zeit 
gern im Wohnquartier.

Die Polizeipräsenz in peripheren Quartieren 
ist oft gering. In diesem Fall brauchte die Polizei 
rund 20 Minuten nach Eingang eines Notrufs. 
Zudem waren verstärkt Einbrüche und Dieb-
stähle gemeldet und den Russlanddeutschen zu-
geschrieben worden. Aus diesem Grund heuerte 
die Wohnungsbaugesellschaft, die das Gebiet 
entwickelte, Wachschutzkräfte an, »die aus der 
Umgebung von Karow stammten: glatzköpfige, 
sportliche Typen«, die in »Wildwest-Manier [...] 
die ›normalen‹ Jugendlichen unter Beschimp-
fungen und Gewalteinsatz vertrieben«, die An-
schuldigungen gegen die verdächtigten Jugend-
lichen aber nicht belegen konnten. Offenbar 
wäre die Wohnungsbaugesellschaft genauso wie 
der von ihnen beschäftigte Stadtteilmanager mit 
dem brutalen Vorgehen des Sicherheitsdienstes 
CM einverstanden gewesen, aber, wie Kirsch 
schreibt, »die russlanddeutschen Jugendlichen, 
die sich dort aufgehalten hätten, seien musku-
löser und stärker gewesen und hätten sich von 
den CM-Leuten nicht verjagen lassen«. [...]

Die Berliner Polizei sei nie involviert gewesen, 
doch kann Kirsch nicht sagen, wie der Konflikt 
letztlich endete. Unabhängig davon handelt es 
sich um keinen Einzelfall und sollte daher auch 
nicht allein als bedauerliches Staatsversagen 
betrachtet werden, wird doch im »aktivierenden 
Staat« permanent danach gerufen, Zivilgesell-
schaft und Geschäftswelt sollen mehr Verant-
wortung übernehmen, der Staat wolle nunmehr 
steuern und weniger rudern. Das Verhalten der 
kommerziellen Sicherheitsdienste erinnert dabei 
an Steuern und Rudern zweiter Wahl.

Dritter Nazi rechts? Rechtes Klein-
unternehmertum und Migrantenma-
nagement

»›Du nisch, so kommst du hier nisch rein!‹ sagt 
der schwarz gekleidete Mann mit dem telefon-
zellenbreiten Kreuz. Oder manchmal etwas net-
ter: ›Einlass heute nur für Clubmitglieder oder 
Stammgäste.‹ [...] Es ist einer der seltenen Mo-
mente, in denen man sich von einem stierna-
ckigen Sonderschüler etwas sagen lassen muss. 
Oder auch nicht«, so beginnt eine Reportage in 
der Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung. 
Und sie endet mit den Worten: »Da erklärst du 
denen sechs Monate lang, was sie tun und las-
sen sollen, und wenn man sie am Schluss fragt, 
was sie tun würden, wenn sie jemand beleidigt, 
kriegt man zur Antwort: ›Den hau‘ ich um!‹« Es 
ist damit zunächst eines der zentralen Proble-
me der Branche angesprochen, wenn hier auch 
im bildungsbürgerlichen Duktus: das schlechte 
Ausbildungsniveau der Branche insbesondere 
an den äußeren Rändern der Dienstleistungspe-
ripherie – wie hier in der Nightlife economy.

Angesprochen ist damit aber auch das Phä-
nomen, dass es in zahlreichen Diskotheken 
grundsätzlich keinen Einlass für MigrantInnen 
gibt. Während die Orte zahlreich sind, zu denen 
MigrantInnen keinen Zutritt haben, gibt es an-
dere, die sie nicht – oder nur unter Auflagen – 
verlassen dürfen. Die Rede ist von rund 209.000 
Menschen, die mit ungesichertem Aufenthalts-
titel und als Bezieher von Unterstützungsleis-
tungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
potenziell in Lagern gehalten werden könnten.

Legt man die Angaben von Pieper zugrunde, 
dann sind von ihnen gegenwärtig rund 104.000 
in einem abgestuften, 900 Standorte umfassen-
den Lagersystem untergebracht. Am Anfang 
stehen die Zentralen Aufnahmestellen, gefolgt 
von dezentralen Sammellagern zur langfristigen 
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Unterbringung – und schließlich die Abschie-
begefängnisse. Auf dem Weg vom Sammellager 
in die Abschiebegefängnisse ist seit 1998 ein 
neuer Lagertypus installiert worden: die in erfri-
schendem Juristensprech als »Ausreisezentren« 
bezeichneten Unterkünfte, in denen mit einer 
»Zermürbetaktik«, so der Leiter des Fürther Aus-
reisezentrums, die »Bereitschaft zur freiwilligen 
Ausreise gefördert« werden soll.

Giorgio Agamben hat die These vertreten, 
dass, wenn Flüchtlinge »in der Ordnung des 
modernen Nationalstaates ein derart beunruhi-
gendes Element darstellen, dann deshalb, weil 
sie die Kontinuität zwischen Mensch und Bür-
ger, zwischen Nativität und Nationalität, Geburt 
und Volk, aufbrechen und damit die Ursprungs-
fiktion der modernen Souveränität in eine Kri-
se stürzen«. Der Ausnahmezustand des Lagers 
wird so zur Regel für 100.000 Menschen und 
mit 900 Lagern zur profitablen Arbeitsmöglich-
keit an der Peripherie der Menschen- und Bür-
gerrechte, die zugleich die Dienstleistungsperi-
pherie des kommerziellen Sicherheitsgewerbes 
markiert.

So arbeitet im erwähnten Ausreisezentrum in 
Fürth die Arndt-Sicherheit und Service GmbH. 
Das 1925 gegründete Unternehmen operiert in 
mehreren Bundesländern und zählt das Ver-
sandhaus Quelle und die Bundeswehr zu seinen 
Kunden. Im Fürther Lager werden die Insassen 
»zweimal wöchentlich verhört, bekommen ihre 
Essenspakete täglich, um ihre Anwesenheit si-
cherzustellen, erhalten kein Bargeld, werden 
hinter einer doppelten Umzäunung eingesperrt 
und leben völlig isoliert am äußersten Fürther 
Stadtrand«; die Arndt-MitarbeiterInnen über-
nehmen den Pförtnerdienst. Sie bedienen das 
Drehkreuz am Eingang des Lagers, »setzen das 
Besuchsverbot für die Insassen durch, protokol-
lieren, welche Flüchtlinge und Migranten das 
Lager wann verlassen oder betreten und rufen 
regelmäßig die Polizei, sobald die Insassen sich 
nicht nach ihren Wünschen verhalten«. Zwar 

liegen keine Überblicksdaten zur Beteiligung 
kommerzieller Sicherheitsdienste am Manage-
ment von Abschiebelagern vor, doch berichten 
zahlreiche VertreterInnen von bundesdeutschen 
Flüchtlingsinitiativen von Übergriffen und 
Drangsalierungen.

Manchmal sehen die MitarbeiterInnen kom-
merzieller Sicherheitsdienste nicht nur aus wie 
NeofaschistInnen, sondern sind es auch. Im Jahr 
2003 berichtete das Landesamt für Verfassungs-
schutz in Sachsen-Anhalt von Bemühungen in 
der militanten Neonazi-Szene, den Sicherheits-
markt zu erobern und nannte als Beispiel den 
SelbstSchutz Sachsen-Anhalt (SS-SA). Auf ihrer 
Webpage, registriert im Südpazifik, beschreibt 
sich die SS-SA als »ein nicht gewerblicher Zu-
sammenschluss aus geschulten Personen, die in 
ihrer Freizeit Ordnertätigkeiten ausüben«.

Die Dienstleistungspalette umfasst die »Siche-
rung von Personen auf Veranstaltungen, Ordner-
dienste auf Saalveranstaltungen und Demonst-
rationen [sowie] Objekt- und Geländeschutz«. 
Die MitarbeiterInnen der SS-SA arbeiten auch 
als Türsteher vor Diskotheken, und Mitglieder 
des Vereins Miteinander berichteten, sie seien 
»von Personen aus dem Umfeld des SS-SA be-
droht« worden; auch wurde ihnen der »Einlass 
zu eigentlich öffentlichen Veranstaltungen von 
rechten Wachleuten verwehrt«.

Ein Arbeitsfeld von kommerziellen Sicher-
heitsdiensten sind Abschiebelager und Gefäng-
nisse. So stellt etwa die Kötter Security ca. 50 
Prozent des Wachpersonals im Abschiebege-
fängnis Büren: Da Kötter »auch Migranten ein-
stellt, kommt es zu der Situation, dass in Büren 
Migranten Migranten für 8 Euro die Stunde be-
wachen, während die Gefangenen für 2 Euro 
Stundenlohn arbeiten«. Wenig überraschend sind 
auch Neonazis in Wach- und Sicherheitsfirmen 
beschäftigt. Nur vereinzelt werden solche Fälle 
von den Medien oder der Politik aufgegriffen – 
Migrantenmanagement durch Neigungsnazis ist 
selten ein Thema.
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Eine seltene Ausnahme stellt ein Bericht der 
Illustrierten Focus dar, die aus einem internen 
Schreiben des Landesamtes für Verfassungs-
schutz Brandenburg (LfV) zitiert, in dem der 
Zarnikow Sicherheitsdienst und seine Verbin-
dung zur Kameradschaft Hauptvolk erwähnt 
werden. Zarnikows Ansehen gilt dabei eigent-
lich als »gut«, und das Unternehmen bewachte 
neben zahlreichen Dorffesten etwa auch den 
Bayrischen Ministerpräsidenten Edmund Stoiber 
(CSU) und den Brandenburger Innenminister 
Jörg Schönbohm (CDU), als diese die Region 
um Rathenow besuchten. Die Firma beschäftigte 
einschlägig bekannte Rechtsextremisten: »Ein 
internes Schreiben des Verfassungsschutzes [...] 
belegt, dass mehrere Mitarbeiter der Security-
Firma Zarnikow ›dem Kern der rechtsextremis-
tischen Szene Rathenows angehören‹. Die Ver-
fassungsschützer nennen die Namen von vier 
Männern, die der ›einschlägigen Gruppierung 
Kameradschaft Hauptvolk zugerechnet werden 
müssen‹«.

Einer dieser vier in dem LfV-Schreiben na-
mentlich Genannten war kurz vor seinem Ein-
satz bei Zarnikow nach fünf Jahren Haft wegen 
versuchten Totschlags an einem Bosnier aus 
dem Gefängnis entlassen worden, ein weiterer 
war wegen Waffenmissbrauchs und Körperver-
letzungsdelikten vorbestraft. Ein weiterer Neo-
nazi war direkt im Rathenower Lager eingesetzt. 
Die AsylbewerberInnen fühlten sich daher durch 
den Sicherheitsdienst Zarnikow eher bedroht als 
beschützt und berichteten in mehreren offenen 
Briefen darüber, dass sie beleidigt und bedroht 
wurden; 60 der 280 Lagerinsassen hatten mehr-
fach um eine Verlegung in andere Orte nach-
gesucht.

In einem von der Arbeiterwohlfahrt (AWO), 
dem Betreiber des Lagers, gegen zwei der Asyl-
bewerberInnen angestrengten Gerichtsverfahren 
wegen übler Nachrede stellte sich zudem heraus, 
dass die Post der Lagerinsassen geöffnet wurde 
und sie sich Verhören durch das AWO-Personal 

unterziehen mussten. Die Angeklagten wurden 
freigesprochen.

Zarnikow gilt in der Region Westhavelland 
bei einer Arbeitslosenquote um die 25 Prozent 
(2005) als einflussreicher Arbeitgeber. Einziger 
dortiger Konkurrent ist im Sicherheitsbereich 
die Firma SAFE GmbH, so dass beide zusammen 
ein sicherheitspolitisches Oligopol bilden. Kon-
sequenterweise hat SAFE den Auftrag für das 
AWO-Lager bekommen, nachdem anhaltende 
Proteste die Ablösung von Zarnikow erzwan-
gen. Allerdings dauerte es mehr als vier Jahre 
bis zu dieser Anweisung durch das SPD-geführ-
te Sozialministerium. Zunächst aber blieb es bei 
der Beschäftigung der WachschützerInnen durch 
die SPD-nahe AWO. Auch nach dem dritten Me-
morandum der Flüchtlinge im Juli 2002 verwei-
gerten SPD und AWO die ernsthafte Prüfung des 
Falls. Erst als antirassistische Initiativen, kirch-
liche Repräsentanten und (progressive) Medien-
vertreterInnen den Fall aufgriffen, wurde im De-
zember 2002 der Vertrag aufgekündigt. [...]

Selling Justice:
Der Anfang vom Ende?

Die »Reinigung« des innerstädtischen Raums 
steht nach wie vor auf der neoliberalen Agen-
da, die ihre Zwillingsziele der sozialen und ras-
sistischen Containment-Politik im Namen von 
Wachstum und Marktdisziplin intensiv weiter 
betreibt. Parallel sind Roll-out-Elemente zur 
Flankierung des neoliberalen Projekts etabliert 
worden – inklusive neuer kooperativer Sicher-
heitsstrategien und -institutionen zur »Vernach-
haltigung« des Neoliberalismus. Das gilt derzeit 
vor allem für die innerstädtischen Bereiche.

An den Rändern der Städte aber bestehen 
noch eher reine Formen eines Roll-back-Neo-
liberalismus: Dort also, wo die Armen der In-
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nenstädte in den zu Gated communities umge-
bauten Großsiedlungen sowie die Flüchtlinge 
und Asylsuchenden im dezentralen Lagersystem 
konzentriert werden und damit einem klassi-
schen NIMBYism gefolgt wird, der aber durch 
ein privatwirtschaftliches Management radika-
lisiert wird.

Nun ist es keine Überraschung, dass sowohl 
zivilgesellschaftliche Sicherheitsakteure wie de-
ren kommerzielle Varianten »often work against 
the interests of the weakest members of the 
community«, aber es scheint, als habe im Hoch-
haus-Suburbia ostdeutscher Provenienz – und 
an den Rändern größerer Städte insgesamt – der 
Formwandel des Staats und der Rückzug staat-
licher Polizei einem neuen Autoritarismus den 
Weg bereitet. Kommerzielle Sicherheitsdienste 
gewinnen die Hegemonie bei der Definition und 
Durchsetzung der Ordnungsvorstellungen ihrer 
AuftraggeberInnen.

Aus grundrechtlicher Sicht lässt sich eine auf 
den ersten Blick paradoxe Entwicklung beob-
achten: Mit dem Rückzug des Staates aus den 
Quartieren und Lagern schrumpfen, anders als 
uns die neoliberale Ideologie eins ums andere 
mal suggerieren will, die Freiheitsräume. Mit der 
Teilprivatisierung der öffentlichen Sicherheit er-
lebt die rigide Vorstellungswelt der »öffentlichen 
Ordnung« des 18. Jahrhunderts eine Renais-
sance, die in den 1970er Jahren als Eingriffstitel 
als leidlich überwunden galt und aus vielen Ge-
setzen und Verordnungen verschwand.

Die nunmehr privatisierten Vollzugsstruk-
turen der öffentlichen Ordnung bilden zu-
gleich einen neuen rechtsfreien Raum, denn die 
rechtsstaatlichen Fesseln der hoheitlichen Ge-
walt – die Bindung an das öffentliche Recht und 
Dienstrecht – werden weitgehend abgelegt. Es 
zeichnet sich ab, dass, wo die Herrschaft im öf-
fentlichen Raum von der res publica auf private 
InvestorInnen übergeht, nicht die Effektivierung 
des Grundrechtsgebrauchs, sondern die Profit-
maximierung betrieben wird.

Es ist gut möglich, dass ein solcher Umgang 
mit »Überflüssigen« das neoliberale Projekt zu-
mindest auf den ersten Blick bedient, es mag 
aber auch sein, dass es sich, wie die neofaschis-
tische Reorganisierung im Mittelstandsbetrieb 
und die Umtriebe der Dienstleistungsperiphe-
rie nahe legen, irgendwann als Terminierung 
des neoliberalen Projekts als Ganzem erweisen 
wird.

Der Autor ist Politikwissenschaftler in Berlin und Mitglied 
im Republikanischen Anwältinnen- und Anwälteverein. Der 
Text wurde um Literaturangaben, Quellenverweise und Ta-
bellen sowie einige Unterkapitel gekürzt; eine vollständige 
Fassung kann beim Autor erfragt werden.
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G ravierende und schwere Verbrechen 
blieben vielfach ungesühnt, solange 
sie von Regierungen direkt organi-
siert bzw. unterstützt wird und die 

dritte Gewalt sich nicht gegen das Primat des 
Politischen durchsetzen kann oder will. Die Ge-
schichte der Straflosigkeit in Deutschland wurde 
vielfach beschrieben und kritisiert; will man aus 
ihr lernen, muss man diese Straflosigkeit selbst 
dann bekämpfen, wenn der Kampf schwierig 
und zeitweise gar aussichtslos erscheint. Mitun-
ter müssen dazu neue, auch kreative Wege be-
schritten werden.

Effektiver und kreativer Einsatz juristischer 
Mittel zum Schutz und zur Durchsetzung von 
Menschenrechten ist das Ziel des im März 2007 
neu gegründeten European Centers for Consti-
tutional and Human Rights (ECCHR). Eines der 
ersten Projekte des ECCHR befasst sich mit dem 
Menschenrechtsschutz im Schlüsselbereich der 
Terrorismusbekämpfung, mit dem Fall des ver-
schleppten Deutschen El Masri. 

Khaled El Masri wurde am 31. Dezember 2003 
an der Grenze zwischen Serbien und Mazedo-
nien von MitarbeiterInnen des CIA entführt. 
Diese verdächtigte ihn fälschlicherweise Mit-
glied der Al-Kaida bzw. Teil einer mutmaßlichen 
islamistischen Terrorszene in Neu-Ulm zu sein. 
El Masri verbrachte fast fünf Monate in einem 

geheimen Gefängnis der CIA in Afghanistan. Bei 
den Verhören wurde er regelmäßig körperlich 
misshandelt und erniedrigt. Schließlich brachte 
ihn die CIA nach Albanien, wo er auf freien Fuß 
gesetzt wurde und so am 29. Mai 2004 zurück 
nach Deutschland gelangte. 

Gegen die CIA-MitarbeiterInnen wurden am 
31. Januar 2007 vom Amtsgericht München 
wegen des dringenden Tatverdachts der schwe-
ren Körperverletzung und Freiheitsberaubung 
Haftbefehle erlassen. Gelangen sie auf deut-
schen Boden, werden sie verhaftet. Zur Zeit ist 
es allerdings höchst unwahrscheinlich, dass sie 
freiwillig nach Deutschland kommen, insofern 
müsste ein Auslieferungsersuchen gestellt wer-
den. Entsprechende Anträge wurden von der 
Bundesregierung jedoch wegen angeblich man-
gelnder Erfolgsaussichten nicht an die USA wei-
tergeleitet. Am 22. September 2007 erklärte die 
Bundesministerin der Justiz, dass sie davon ab-
sehe, ein Auslieferungsersuchen zu stellen. Der 
Entscheidung vorausgegangen, sei laut Süd-
deutscher Zeitung vom 9. Juni 2008 ein Streit 
zwischen Justizministerin Brigitte Zypries (SPD) 
und Bundesinnenminister Wolfgang Schäuble 
(CDU). Schäuble fürchtete laut Spiegel vom 7. 
Juni 2008 Probleme in der deutsch-amerikani-
schen Zusammenarbeit der Geheimdienste bei 
der Terrorbekämpfung. Zypries habe dagegen 

El Masri vs. Bundesrepublik Deutschland
Kreativität im anwaltlichen Denken - und die dritte, ganz kleine Gewalt 

Hannes Honecker 
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für die Weiterleitung der Festnahme-Ersuche 
plädiert. Schäuble setzte sich durch. 

Im Juni 2008 hat sich El Masri in Zusammen-
arbeit mit dem ECCHR entschlossen, Klage vor 
dem Verwaltungsgericht Berlin zu erheben. In 
dieser beantragen die Kläger, die Bundesrepub-
lik Deutschland, vertreten durch Bundesjustiz-
ministerin Zypries, dazu zu verurteilen, an die 
Vereinigten Staaten von Amerika ein Ausliefe-
rungsersuchen aufgrund der bereits ergangenen 
Haftbefehle des Amtsgerichts München vom  
31. Januar 2007 zu stellen. 

Die von Rechtsanwalt Sönke Hilbrans ausge-
arbeitete Klage vor dem Berliner Verwaltungs-
gericht wird damit begründet, dass die Weige-
rung der Ministerin für Justiz die mutmaßlichen 
Entführer von El Masri zur strafrechtlichen  
Verantwortung zu ziehen, das Folteropfer in sei-
nen Rechten aus Art. 2 Abs. I Grundgesetz (GG), 
19 Abs. IV GG und 20 Abs. III GG verletzt. 

Wenig überzeugend ist die bislang von der 
Bundesjustizministerin vorgebrachte Begrün-
dung, die Vereinigten Staaten würden dem Er-
suchen möglicherweise nicht nachkommen. 
Zum einen ist die Bundesrepublik Deutschland 
mit den Vereinigten Staaten von Amerika durch 
ein Auslieferungsabkommen vertraglich gebun-
den und zum anderen ist allein die angegriffene 
Entscheidung der Ministerin als Akt der deut-
schen öffentlichen Gewalt für die Rechtsverlet-
zung des Klägers maßgebend. 

Im Entführungsfall El Masri ist zusätzlich zu 
beachten, dass der dringende Tatverdacht be-
steht, dass es sich bei den Entführungen um ein 
systematisches, im großen Stil geplantes und 
durchgeführtes Verbrechen handelt, das kei-
nen Einzelfall darstellt, sondern Teil einer kri-
minellen Praxis ist, die weltweit die allgemein 
als Mindeststandards anerkannten Menschen-
rechte verletzt. Diese Praxis verstößt nicht nur 
gegen das absolute Folterverbot, sondern auch 
gegen fundamentale völkerrechtliche Vorschrif-
ten, wie den Internationalen Pakt über bürger-

liche und politische Rechte, die Europäische und 
die Amerikanische Menschenrechtskonvention, 
gegen die UN-Antifolterkonvention sowie das 
jüngst verabschiedete internationale Überein-
kommen zum Schutze aller Personen vor dem 
Verschwindenlassen und das gewohnheitsrecht-
lich anerkannte Verbot des zwangsweisen Ver-
schwindenlassens. 

In diesem Zusammenhang ist auch die Be-
deutung von Völkerstraftaten zu berücksich-
tigen, bei denen es sich um die schwersten 
Verbrechen handelt, welche die internationale 
Gemeinschaft als Ganze und nicht nur einzel-
ne Opfer berühren. Mit der Entscheidung, kein 
Auslieferungsersuchen zu stellen, wird nicht nur 
zwingendes Völkerrecht negiert, sondern auch 
die Selbstverpflichtung des deutschen Staates, 
gegen Völkerrechtsverbrechen in der ganzen 
Welt vorzugehen. 

Eine offizielle Begründung, weshalb die Au-
ßenpolitik Vorrang vor der Strafverfolgung ha-
ben solle, steht noch aus. Zumindest dies kann 
durch die sicherlich ungewöhnliche Klage er-
reicht werden: Die Bundesregierung wird ge-
zwungen werden zu begründen, was sie eigent-
lich tut, bzw. warum sie Strafverfolgung und 
Menschenrechtsschutz unterlässt. Auch wenn in 
diesem Fall nicht der Gerechtigkeit, sondern der 
Außenpolitik Vorrang eingeräumt werden wird, 
wird die Klage ihren Effekt haben. Auch wenn 
die dritte Gewalt nur eine ganz kleine Gewalt ist, 
wenn es um große Politik geht, zeigt sie Gren-
zen auf; und sie bleibt ein gewichtiges Mittel in 
der Auseinandersetzung um den Schutz und die 
Durchsetzung von Menschenrechten.

Hannes Honecker ist Rechtsanwalt in Berlin und 
Geschäftsführer des RAV.
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W enn einer glaubt, er muss sich mit 
Bayern anlegen, er muss stören, 
der muss wissen, dass wir auch 
etwas härter hinlangen können. 

Auch das ist bayerische Art.“
So die Worte des damaligen Bayerischen Mi-
nisterpräsidenten Max Streibl (CSU) anlässlich 
des Polizeieinsatzes beim Weltwirtschaftsgipfel 
in München 1992. Damals hatten ca. 500 De-
monstrantInnen die TeilnehmerInnen des Welt-
wirtschaftsgipfels mit Trillerpfeifen begrüßt. Sie 
wurden anschließend stundenlang eingekesselt 
und wegen versuchter Nötigung in Gewahrsam 
genommen.

Die Bayerische Justiz erteilte dem Minister-
präsidenten damals Nachhilfeunterricht in Sa-
chen Meinungsfreiheit. In dem Beschluss des 
zuständigen Ermittlungsrichters, mit dem ein 
Unterbindungsgewahrsam aller DemonstrantIn-
nen abgelehnt wurde, hieß es zutreffend: »Lärm 
ist sicher keine Gewalt i.S.d. §  240 StGB. Wie 
sich schon daraus ergibt, dass ohrenbetäuben-
der Jubel nicht als solches subsumiert worden 
wäre. Verwerflich i.S.d. § 240 Abs. 2 StGB war 
das Tun der Störer jedenfalls nicht. Kritik in 
der Öffentlichkeit gehört zum Grundbestand 
der Meinungsäußerung in einer Demokratie, im 
Gegensatz zum befohlenen Jubel der vergange-
nen Zeiten.«

Seither sind viele Jahre mit Einschränkungen 
der Versammlungs- und Meinungsfreiheit und 
mit Hunderten von Festnahmen und Gewahr-
samnahmen bei Demonstrationen vergangen, 
vor allem bei der jedes Jahr in München statt-
findenden sogenannten Sicherheitskonferenz.

Das Versammlungsrecht ist meist nur etwas 
für InsiderInnen und Betroffene, der breiten Öf-
fentlichkeit ist dieses Thema eher gleichgültig. 
Nicht zuletzt deshalb fand die Übertragung der 
Gesetzgebungskompetenz für Fragen des Ver-
sammlungsrechts auf die Länder im Rahmen 
der Föderalismusreform 2006 nur wenig Beach-
tung. Erst als ein Gesetzesentwurf der Bayeri-
schen Staatsregierung für ein Bayerisches Ver-
sammlungsgesetz (BayVersG) der Öffentlichkeit 
bekannt wurde, formierte sich Widerstand. Die 
Verabschiedung des Gesetzes am 22. Juli 2008 
konnte dennoch nicht verhindert werden. Die 
Landtagsdebatte zum Gesetzesbeschluss war 
geprägt von Ignoranz, Inkompetenz und einem 
defizitären Verständnis der Bedeutung von 
Grundrechten. Allesamt Zeichen für die All-
machtsfantasien der CSU.

Statt die Mängel des Versammlungsgesetzes 
von 1953 zu beheben und es der umfassenden 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
(BVerfG) anzupassen, übernahm die Bayerische 
Staatsregierung die Wunschzettel von Poli-
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Angelika Lex
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zei, angeblichen StaatsschützerInnen und Ver-
sammlungsbehörden und hat es so zu einem 
Vorzeigerepressions- und Überwachungsgesetz 
von Versammlungen umgewandelt.

Dabei wird in der Bayerischen Verfassung 
(BV) das Grundrecht auf Versammlungsfreiheit 
äußerst umfassend gewährt. Art. 113 BV lautet: 
»Alle Bewohner Bayerns haben das Recht, sich 
ohne Anmeldung oder besondere Erlaubnis fried-
lich und unbewaffnet zu versammeln.« Einen 
Gesetzesvorbehalt, wie in Art. 8 Abs. 2 Grund
gesetz, nach dem Versammlungen unter freiem 
Himmel eingeschränkt werden können, gibt es 
nicht. Rechtliche Konsequenzen hatte dies in 
der Vergangenheit nicht, da grundsätzlich nach 
Art.  31 GG davon ausgegangen wurde, dass 
Bundesrecht Vorrang vor Landrecht hat.

Versammlungsleiter als 
Hilfspolizisten

Von dem umfassenden Grundrechtsschutz ist 
in dem nunmehr verabschiedeten Gesetz nichts 
mehr zu erkennen. Auch dem Brokdorf-Be-
schluss des BVerfG vom 14. Mai 1985 wird das 
Gesetz in keiner Weise gerecht. Dort heißt es un-
missverständlich: »Das Recht des Bürgers, durch 
Ausübung der Versammlungsfreiheit aktiv am 
politischen Meinungsbildungsprozess und Wil-
lensbildungsprozess teilzunehmen, gehört zu 
den unentbehrlichen Funktionselementen eines 
demokratischen Gemeinwesens. Diese grund-
legende Bedeutung des Freiheitsrechts ist vom 
Gesetzgeber beim Erlass grundrechtsbeschrän-
kender Vorschriften sowie bei deren Auslegung 
und Anwendung durch Behörden und Gericht 
zu beachten.«

Das Bayerische Gesetz erteilt demgegenüber 
einen Freibrief für umfassende Überwachung, 
Datenbeschaffung, Datenspeicherung, für Ein-
schränkungen und Verbote. Er führt so zu wei-

terer Einschüchterung und Kriminalisierung von 
politisch aktiven Menschen.

Zum Beispiel sollen in Zukunft Veranstalte-
rInnen und VersammlungsleiterInnen eine Viel-
zahl von zusätzlichen Verpflichtungen überneh-
men. Nach Art. 4 Abs. 1 BayVersG ist der Leiter 
einer Versammlung verpflichtet, bei tatsäch-
lichen Anhaltspunkten für einen gewalttätigen 
Verlauf der Versammlung bereits im Vorfeld ge-
eignete Maßnahmen zu ergreifen, um diesen zu 
verhindern. Tatsächlich werden hier die Orga-
nisatorInnen einer Versammlung zu Hilfsbeam-
ten der Polizei umfunktioniert, die anscheinend 
eigene Ermittlungen über potenzielle Teilneh-
merInnen ihrer Versammlung einholen müssen. 
Faktisch wird damit die »Kooperation« des Ver-
anstalters im Sinne der Übernahme von Vorga-
ben und Einschätzungen der Versammlungsbe-
hörde erzwungen, da andernfalls das Verbot der 
Versammlung droht.

Der Leiter einer Versammlung ist nach Art. 4 
Abs.  3 BayVersG zudem nunmehr verpflich-
tet, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um zu 
verhindern, dass aus der Versammlung heraus 
Gewalttaten begangen werden, z. B. durch Auf-
rufe zur Gewaltfreiheit und Distanzierung von 
gewaltbereiten AnhängerInnen. Vermag sich 
der Leiter nicht durchzusetzen, muss er die Ver-
sammlung für beendet zu erklären. Kommt er 
dieser Verpflichtung nicht oder nicht rechtzeitig 
nach, droht ihm ein Bußgeld von bis zu 3.000 
Euro. Der Leiter wird damit gezwungen, sich 
von einem Teil seiner Demonstration, der von 
der Polizei als gewaltbereit eingestuft wird, be-
reits zu einem Zeitpunkt zu distanzieren, zu dem 
noch keine einzige Gewalttat begangen wurde. 
Diese Regelung zielt offensichtlich darauf ab, 
einen Keil in Bündnisse von Großveranstaltun-
gen zu treiben.

Aber auch die Verpflichtung zur Auflösung 
der Versammlung im Falle einzelner Gewalt-
taten widerspricht eindeutig dem Brokdorf-Be-
schluss des BVerfG: »Steht kollektive Unfried-
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lichkeit nicht zu befürchten, (...) muss für die 
friedlichen Teilnehmer der von der Verfassung 
jedem Staatsbürger garantierte Schutz der Ver-
sammlungsfreiheit auch dann erhalten bleiben, 
wenn einzelne andere Demonstranten oder Min-
derheiten Ausschreitungen begehen. (...) Würde 
unfriedliches Verhalten Einzelner für die ge-
samte Veranstaltung und nicht nur für die Täter 
zum Fortfall des Grundrechtsschutzes führen, 
hätten diese es in der Hand, Demonstrationen 
›umzufunktionieren‹ und entgegen dem Willen 
der anderen Teilnehmer rechtswidrig werden zu 
lassen. (...) Praktisch könnte sonst jede Groß-
demonstration verboten werden, da sich nahezu 
immer Erkenntnisse über unfriedliche Absichten 
eines Teiles der Teilnehmer beibringen lassen.«

Besonders umstritten war im Gesetzgebungs-
verfahren weiterhin das sogenannte Militanz-
verbot, das in Art. 7 Abs. 2 BayVersG normiert 
wurde. Danach ist es verboten, an einer öffent-
lichen oder nichtöffentlichen Versammlung in 
einer Art und Weise teilzunehmen, die dazu bei-
trägt, dass die Versammlung oder ein Teil hier-
von nach dem äußeren Erscheinungsbild den 
»Eindruck von Gewaltbereitschaft« vermittelt 
und dadurch eine »einschüchternde Wirkung« 
entsteht. Nach der Begründung des Gesetzesent-
wurfes richtet sich die Vorschrift gezielt gegen 
den sogenannten Schwarzen Block.

SCHRANKENLOSE BEOBACHTUNG 
UND ÜBERWACHUNG

Hier werden unbestimmte Begriffe verwendet, 
die beliebig auslegbar sind und Willkürmaß-
nahmen rechtfertigen sollen. Es wird nicht auf 
eine konkrete Gefahr abgestellt, sondern auf 
subjektive Empfindungen und Ängste. Auch 
dem steht ganz klar der Brokdorf-Beschluss des 
BVerfG entgegen, der Einschränkungen nur zu-
lässt, wenn eine unmittelbare Gefährdung der 

öffentlichen Sicherheit oder Ordnung droht. 
Eine Gefahrenprognose ist erforderlich, die auf 
Tatsachen, Sachverhalten und sonstigen Einzel-
heiten beruhen muss, nicht auf bloßem Verdacht 
oder Vermutungen.

Das Gesetz schafft schließlich ausufernde 
Möglichkeiten für Datenerhebungen, Speiche-
rung und Auswertung. So sollen künftig alle 
OrdnerInnen mit ihren vollständigen persön-
lichen Daten auf Anforderung der Versamm-
lungsbehörde gemeldet werden und können 
dann gegebenenfalls als unzuverlässig ab-
gelehnt werden. Dies gilt gleichermaßen für 
Versammlungen unter freiem Himmel (Art.  13 
Abs. 6 Satz 3 BayVersG) und in geschlossenen 
Räumen (Art. 10 Abs. 4 Satz 3 BayVersG). Ziel 
dieser Vorschrift ist ganz offensichtlich sowohl 
die Beobachtung und Überwachung als auch 
Einschüchterung von politisch aktiven Personen 
und als Nebeneffekt eine umfassende Daten-
sammlung ohne Löschungsvorschriften.

Neben der Erlaubnis zur Aufzeichnung von 
Bild- und Tonaufnahmen bei erheblicher Ge-
fahr für die öffentliche Sicherheit oder Ord-
nung (Art. 9 Abs. 1 BayVersG), wird nach Art. 9 
Abs. 2 BayVersG der Polizei nunmehr ausdrück-
lich erlaubt, Übersichtsaufnahmen von der Ver-
sammlung und ihrem Umfeld zur Lenkung und 
Leitung des Polizeieinsatzes anzufertigen. Diese 
Aufnahmen dürfen bis zu einem Jahr gespei-
chert werden. Die Löschungsfrist entfällt, wenn 
die Übersichtsaufzeichnungen zum Zwecke der 
polizeilichen Aus- und Fortbildung verwendet 
werden. Gleichzeitig wird die Identifizierung 
von Personen aus diesen Aufzeichnungen er-
laubt, wenn von ihnen erhebliche Gefahren für 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung ausge-
hen können. Da aber Demonstrationen als sol-
che offensichtlich von der Bayerischen Staats-
regierung bereits als Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung betrachtet werden, ist 
diese Einschränkung wohl praktisch bedeu-
tungslos.
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Nach dem Inkrafttreten am 1. Oktober 2008 
stehen viele kreative Aufgaben ins Haus, um 
möglichst rasch die eindeutig verfassungswidri-
gen Elemente dieses Gesetzes zu Fall zu bringen. 
Zudem muss verhindert werden, dass weitere 
Landesgesetzgeber dem Beispiel Bayerns folgen 
und vergleichbare Regelungen in ihr Landes-
recht aufnehmen.

Einen ersten Erfolg auf diesem Weg haben 
wir bereits vor Inkrafttreten des Gesetzes er-
rungen. Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof 
(BayVGH) hat am 15. Juli 2008 entschieden, 
dass die Polizei entgegen §  12 VersG a.F., der 
Art. 4 Abs. 5 BayVersG entspricht, in Versamm-
lungen in geschlossenen Räumen bei Fehlen 
eines besonderen Grundes keinerlei Zutrittsrecht 
hat (Az. 10 BV 07.2143).

Das Gericht stellte in seiner Entscheidung 
maßgeblich darauf ab, dass bereits die Anwe-
senheit von PolizeibeamtInnen in einer Ver-
sammlung in die grundrechtlich geschützte Ver-
sammlungsfreiheit des Veranstalters eingreift, 
ohne dass das Versammlungsgesetz dafür eine 
Befugnisnorm enthält. Der Münchner Polizei-
präsident hat das Urteil beleidigt in der Presse so 
kommentiert: »Jeder darf in einer öffentlichen 
Versammlung anwesend sein – nur die Polizei 
nicht.« Einverstanden!

Die Autorin ist Rechtsanwältin in München.
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D er folgende Bericht über ein Ver-
fahren am AG Zittau wäre vermut-
lich so nicht möglich gewesen, wäre 
das Gericht es gewohnt gewesen, 

dass auf scharfe Verfahrensrechtsverletzungen 
auch entsprechend grundsätzliche Kämpfe um 
die Rechte des Angeklagten gefochten werden. 
Eine besondere Note bekommt dieses Verfahren 
aber auch dadurch, dass vorliegend nicht nur 
ein einzelner Richter einen »Strafprozess nach 
Zittauer Art« inszenierte, sondern dass die mas-
siven Verfahrensverstöße, von denen zu berich-
ten sein wird, im Wesentlichen nicht korrigiert 
werden konnten, da die Staatsanwaltschaft sich 
mit dem Mittel der Sperrberufung (gegen eine 
eingelegte Sprungrevision) »schützend« vor den 
Amtsrichter gestellt hat.

Der Angeklagte, Andreas Reuter, ist Totaler 
Kriegsdienstverweigerer. Nach der Anerkennung 
als sogenannter Kriegsdienstverweigerer hat er 
auch die Ableistung des Zivildienstes aus Ge-
wissensgründen verweigert. Die juristische Be-
wertung des formalen Verstoßes gegen §  53 
Zivildienstgesetz ist im Wesentlichen durchdis-
kutiert, weite Teile der Lehre gehen von zwin-
gender Straffreiheit vor dem Hintergrund der in 
Art. 4 Abs. 1 GG garantierten allgemeinen Ge-
wissensfreiheit aus.1

Die Rechtsprechung setzt sich praktisch nie 
mit der Lehre auseinander und verurteilt die Be-

troffenen zu Geld- oder Bewährungsstrafen in 
Höhe von drei bis sechs Monaten. Vorliegend 
verurteilte das Amtsgericht Zittau im Dezember 
2007 Andreas Reuter zu einer zweimonatigen 
Bewährungsstrafe. Kurze Freiheits‑, also auch 
Bewährungsstrafen, sind der obergerichtlichen 
Rechtsprechung nach allerdings eigentlich aus-
geschlossen. Insofern korrigierte das Landge-
richt Görlitz das Urteil: 60 Tagessätze waren das 
Ergebnis des Berufungsverfahrens. Insoweit kein 
Grund, ein überflüssiges Wort über dieses Ver-
fahren zu verlieren. Gerade das Ergebnis aber 
darf nicht darüber hinwegtäuschen, auf welche 
Art und Weise es zustande gekommen ist.

Konflikte bereits im Vorverfahren

Bereits im Vorverfahren deutete sich an, dass der 
zuständige Richter am AG Zittau, Ronsdorf, es 
mit der Einhaltung von Verfahrensvorschriften 
nicht allzu genau nimmt. Unter Totalen Kriegs-
dienstverweigerern ist es nicht unüblich, dass in 
diesem Gebiet auch juristisch erfahrene Aktive 
die Verteidigung übernehmen, ohne eine Zulas-
sung als Rechtsanwalt zu besitzen, § 138 Abs. 2 
StPO ermöglicht diese Konstellation. So auch im 
vorliegenden Fall.

Auf die Bescheidung des Antrages des Be-
schuldigten vom April 2006, drei von ihm be-

Strafprozessordnung beiseitegeschoben
Ein Bericht über eine Verhandlung in Zittau

Detlev Beutner und Jörg Eichler
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nannten Personen die Zulassung als Wahlver-
teidiger – deren Beistandes sich der Beschuldig-
te gem. § 137 Abs.  1 StPO »in jeder Lage des 
Verfahrens« bedienen kann – zu erteilen, musste 
sieben Monate gewartet werden. Die Entschei-
dung des Gerichts, die gemeinsam mit der Be-
stimmung des Hauptverhandlungstermins für 
Dezember 2006 erging, kam nicht nur viel zu 
spät, sondern war auch ganz offensichtlich feh-
lerhaft: Die Zulassung war lediglich einem der 
drei als Verteidiger Gewählten erteilt worden; 
den – mit gemeinsamem Schriftsatz gestellten 
– Antrag der beiden Anderen hatte das Gericht 
gar nicht erst beschieden.

Der zugelassene Verteidiger beantragte, Ak-
teneinsicht zu erhalten und den Termin aufzu-
heben, um zunächst über die noch nicht ent-
schiedene Zulassung der beiden weiteren Vertei-
diger zu befinden. Hierauf reagierte das Gericht 
eine knappe Woche vor angesetztem Termin mit 
zwei Entscheidungen: Ablehnung der noch nicht 
beschiedenen Zulassungsanträge unter Hinweis 
auf ein fehlendes Jurastudium der Betreffenden 
im Gegensatz zu dem bereits zugelassenen Ver-
teidiger.2 Für die Aufhebung des Termins indes-
sen sah Ronsdorf »keinen Anlass«, da über die 
Zulassung »inzwischen entschieden« worden sei. 
Die beantragte Akteneinsicht blieb drei Wochen 
lang, bis zwei Tage vor anvisiertem Hauptver-
handlungstermin, erneut unbeschieden. Unter 
diesen Umständen lehnte der Angeklagte den 
Richter (letztlich erfolglos) wegen der Besorgnis 
der Befangenheit ab, woraufhin der Termin nun 
doch aufgehoben wurde.

Die Akteneinsicht wurde durch den Vertre-
tungsrichter dann im Januar 2007 erteilt. Der 
Beschwerde gegen die Nichtzulassung der beiden 
weiteren gewählten Verteidiger hingegen wurde 
durch Ronsdorf nicht abgeholfen, obwohl dar-
auf hingewiesen worden war, dass sein eigenes 
(rechtlich allerdings ohnehin unhaltbares) Kri-
terium eines Jurastudiums bei einem der beiden 
Abgelehnten ebenfalls hätte zur Zulassung füh-

ren müssen. Ronsdorf bemühte sich nicht einmal 
darum, seine insofern nunmehr willkürlich ge-
wordenen Entscheidungen (neu) zu begründen. 
Entsprechend war es das LG Görlitz, welches im 
März 2007 korrigierend eingreifen musste und 
auch den beiden weiteren Gewählten nunmehr 
die Zulassung als Verteidiger erteilte.

Ausschalten der Verteidigung in der 
Hauptverhandlung

Nachdem die folgenden Monate von weiteren 
Auseinandersetzungen um Verteidigungsrechte 
geprägt waren, sollte es am 12. Dezember 2007 
schließlich soweit sein: Ein Hauptverhandlungs-
termin war angesetzt worden, die Verteidiger 
waren erschienen, ebenso der Angeklagte. Zu 
Beginn der Verhandlung erschienen plötzlich 
sechs bewaffnete Beamte der Bereitschaftspoli-
zei; die vier männlichen Beamten mit schuss-
sicheren Westen ausgestattet. Ronsdorf ließ die 
erste Reihe der Zuschauersitze räumen; diese sei 
für die Polizei reserviert. Auf die Nachfrage eines 
Zuschauers, ob es hierfür eine Rechtsgrundlage 
gäbe, antwortete der Richter wörtlich: »Es gibt 
eine, und wenn Sie sich nicht gleich nach hinten 
setzen, sind Sie als Erster raus!« Die Beamten 
nahmen auf der Seite des Angeklagten Platz, 
quasi mit unmittelbarer Zugriffsmöglichkeit. 
Anlässlich dieser erneuten Eskalation durch den 
Richter folgte eine weitere Ablehnung. Die Ver-
handlung wurde unterbrochen.

Zwei Tage später fanden sich die Beteiligten 
wieder in Zittau ein, der Polizeischutz fehlte 
auch an diesem Tage nicht. Ronsdorf eröffnete 
die Verhandlung mit zwei Beschlüssen: Erstens 
verwarf er die Ablehnung seiner eigenen Per-
son als unzulässig gem. § 26a Abs. 1 S. 3 StPO 
(Verschleppungsabsicht), womit er sich – unter 
Übertretung der Grenzen dieser Verwerfungs-
möglichkeit – zum Richter in eigener Sache 
machte. Und zweitens – und ab hier wurde nun 
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nicht mehr länger auch nur scheinbar auf dem 
Parkett des Rechtsstaats getanzt – entzog er den 
Verteidigern überraschend die Zulassung wegen 
eines angeblichen Verstoßes gegen das Rechts-
beratungsgesetz.3

Doch damit nicht genug: Die Verteidiger 
hatten sich sofort nach Verkündung des Ent-
scheidungstenors in das Publikum zu begeben, 
jede weitere Kommunikation mit dem Ange-
klagten wurde strikt unterbunden unter der 
Androhung, die (Ex-)Verteidiger andernfalls 
aus dem Sitzungssaal entfernen zu lassen. Der 
nunmehr vollkommen überraschend unver-
teidigte Angeklagte beantragte die Aussetzung 
der Verhandlung, weil er sich durch den plötzli-
chen Ausschluss seiner Verteidiger ungenügend 
vorbereitet fühle, die Hauptverhandlung allein 
durchzuführen. Dieser Antrag wurde abgelehnt 
mit der Begründung, dass die Sache kein Fall 
notwendiger Verteidigung sei.4

Auch der weitere Antrag des Angeklagten, 
dann zumindest von einem von ihm benann-
ten Rechtsanwalt verteidigt werden zu können, 
wurde abgelehnt, denn jener könne zum heu-
tigen Hauptverhandlungstermin nicht erschei-
nen. Eine auch nur kurzzeitige Unterbrechung 
der Verhandlung wurde grundsätzlich abge-
lehnt. Der Angeklagte bekam nicht eine Minute, 
sich auf diese neue Situation einzustellen. Die 
Hauptverhandlung rollte förmlich über ihn hin-
weg, wenige Minuten später war er verurteilt. 
Schließlich verhängte der Vorsitzende noch ein 
Ordnungsmittel wegen Ungebühr gegen den 
Angeklagten, der sich nach diesen Ereignissen 
geweigert hatte, sich bei der Verkündung des 
Urteils zu erheben.

Angesichts des Prozessverlaufs wurde das 
Urteil erwartungsgemäß seitens des Angeklag-
ten angefochten, und zwar in Form der Sprung-
revision, um die erheblichen Verfahrensverlet-
zungen einer Überprüfung durch das zuständi-
ge Oberlandesgericht Dresden zu unterziehen. 
Gleichzeitig hatte aber auch die Staatsanwalt-

schaft – sie hatte die Verhängung einer dreimo-
natigen Bewährungsstrafe beantragt – ihrerseits 
die Entscheidung angriffen – allerdings mit dem 
Rechtsmittel der Berufung, die eben jene mit der 
Revision des Angeklagten beabsichtigte Über-
prüfung der Verfahrensweise des AG effektiv 
verhindern sollte.5

Geheimjustiz: Beschlüsse werden 
nicht ausgehändigt

Um gegen die in der Hauptverhandlung getrof-
fenen Entscheidungen überhaupt vorgehen zu 
können, hatten die Verteidiger die Abschriften 
des die Zulassung entziehenden Beschlusses, des 
Sitzungsprotokolls sowie des den Ablehnungs-
antrag als unzulässig verwerfenden Beschlusses 
an sie bzw. den Angeklagten beantragt. Beide 
Beschlüsse waren mit – in der Hauptverhand-
lung lediglich mündlich vorgetragenen – um-
fangreichen (vier- bzw. sechsseitigen) Begrün-
dungen versehen.

Die Aushändigung des die Verteidigerzu-
lassung betreffenden Beschlusses war bereits 
direkt im Anschluss an die Hauptverhandlung 
durch einen der Verteidiger persönlich bean-
tragt, aber durch den Richter ausdrücklich ver-
weigert worden.6 Auch auf die nachfolgende 
schriftliche Antragstellung blieb der Richter 
noch über zwei Monate lang bei der Weige-
rung, die entsprechenden Schriftstücke an die 
Betroffenen zu übersenden. Erst nach Erheben 
einer Dienstaufsichtsbeschwerde und weiterem 
Drängen der Verteidigung beim dienstaufsichts-
führenden Präsidium des LG Görlitz wurde diese 
Art der praktizierten Geheimjustiz beendet und 
die entsprechenden Schriftstücke Mitte Februar 
2008 – eine Woche vor Ablauf der Revisions-
begründungsfrist – den Betroffenen zugänglich 
gemacht.

Auf die eingelegte Beschwerde wurde den 
Verteidigern die entzogene Zulassung zwar vom 
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LG Görlitz wiederum erteilt; die Entscheidung 
konnte jedoch aufgrund der durch Ronsdorf 
bewusst erzielten Verzögerung erst nach Ver-
streichen der Frist für die Revisionsbegründung 
erreicht werden, wodurch der Angeklagte ge-
zwungen war, einen bislang mit dieser Sache 
noch nicht befassten Rechtsanwalt zu beauf-
tragen.

Staatsanwaltschaft »schützt«  
Amtsrichter durch Sperrberufung

Währenddessen sah sich die Staatsanwaltschaft 
mit der Aufforderung der Verteidigung konfron-
tiert, ihr ausschließlich taktisches Rechtsmittel 
zurückzunehmen und damit den Weg freizuma-
chen für eine revisionsrechtliche Überprüfung 
der Vorgänge vor und während der Hauptver-
handlung am AG Zittau.

Der Berufungsbegründungsschrift der Staats-
anwaltschaft vom Januar 2008 war die Schwie-
rigkeit, legitime Gründe für eine Rechtsmittel-
einlegung darlegen zu können, anzusehen. Die 
Unbekümmertheit, mit der hier Strafzumes-
sungserwägungen aus der Luft gegriffen und 
neu erfunden werden, um das (vorgebliche) Ziel 
einer schärferen Bestrafung des Angeklagten zu 
drei bis sechs Monaten zu rechtfertigen, ist ge-
radezu beeindruckend.

Da heißt es, der »bisherige Prozessverlauf 
und das Auftreten des Angeklagten« vor Ge-
richt, »z. B. seine Weigerung, sich bei Urteilsver-
kündung zu erheben«,7 zeige, dass es »hier nicht 
um einen ›normalen‹ Totalverweigerer und seine 
Gewissensentscheidung« gehe; vielmehr lasse 
„der Angeklagte zu, dass der Prozess dazu be-
nutzt wird, um die vermeintliche Unfähigkeit u. 
Willkür des erkennenden Gerichts zu demonst-
rieren“. Dies möchte die Staatsanwaltschaft als 
»Hintergrund und Nachtatverhalten« verstanden 
wissen, welches hätte in die Strafzumessungs-

erwägungen mit einfließen und »zu einer kur-
zen Bewährungsstrafe führen müssen, die sich 
nicht am untersten Strafrahmen« orientiere.8 
Das Rechtsmittel zurückzunehmen, lehnte die 
Staatsanwaltschaft Görlitz rundweg ab, allen-
falls über beidseitigen Rechtsmittelverzicht kön-
ne man sich unterhalten.

Die nachfolgende Anrufung der aufsichtsfüh-
renden Generalstaatsanwaltschaft Dresden sowie 
des sächsischen Justizministeriums erbrachten 
zwar keine Änderung dieser Entscheidung, aber 
mehr Klarheit in die Verhältnisse: In einer Stel-
lungnahme gab der Leitende Oberstaatsanwalt 
der Staatsanwaltschaft Görlitz, Uebele, in selten 
anzutreffender Offenheit an, dass »in einer der-
artigen Fallgestaltung eine Berufung der Staats-
anwaltschaft auch den Zweck haben könne, den 
Amtsrichter zu schützen«.

Schließlich wurde das für die Berufung zu-
ständige LG Görlitz damit befasst. Die Vertei-
digung beantragte, die Berufung der Staatsan-
waltschaft gem. § 322 Abs. 1 StPO als unzuläs-
sig zu verwerfen, im Wesentlichen mit folgender 
Begründung: Die Staatsanwaltschaft könne ihr 
Rechtsmittelziel einer schärferen Bestrafung 
schon in sachlicher Hinsicht nicht begründen, 
da die angegebenen Gründe nicht einen einzi-
gen zulässigen Strafzumessungsgesichtspunkt 
enthielten. Zudem setze sich das Rechtsmittel in 
Widerspruch zu den hierfür geltenden Bestim-
mungen der RiStBV,9 da ein offensichtliches 
Missverhältnis zwischen der Erstverurteilung 
(zwei Monate) weder zum Antrag der Staats-
anwaltschaft in der Hauptverhandlung (drei 
Monate) noch zum von ihr angegebenen Be-
rufungsziel (3-6 Monate mit Bewährung) be-
stehe und die Berufung der Staatsanwaltschaft 
nachweisbar lediglich dem Ziel diene, die mit 
der Revision des Angeklagten angestrebte Über-
prüfung des amtsrichterlichen Vorgehens zu 
verhindern. Daher handele es sich vorliegend 
um eine rechtsmissbräuchliche Sperrberufung, 
die als unzulässig zu verwerfen sei.10
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Landgericht will »kein juristisches 
Neuland betreten«

Von ihrem offiziellen Berufungsziel einer Straf-
schärfung – an dem die Staatsanwaltschaft über 
Monate hinweg festgehalten hatte – ging sie 
nun in der Berufungshauptverhandlung Anfang 
September 2008 ohne jede Begründung plötz-
lich ab, um nun selbst eine mildere Bestrafung 
in Form der dann auch verhängten Geldstrafe 
von 60 Tagessätzen zu beantragen. Damit war 
ironischerweise aus der ursprünglich zum Nach-
teil des Angeklagten eingelegten Berufung der 
Staatsanwaltschaft unter der Hand ein Rechts-
mittel zugunsten des Angeklagten geworden – 
das aber gleichwohl die Revision des Angeklag-
ten hinderte, zum Zuge zu kommen. Obwohl 
der von der Verteidigung erhobene Vorwurf der 
Sperrberufung damit Zweifel nicht mehr zuließ, 
blieb dies letztlich ohne Folgen: Auch bei derart 
klarer Tatsachenlage weigerte sich das LG, die 
Berufung der Staatsanwaltschaft aus dem Ren-
nen zu nehmen. Kernsatz der mündlichen Be-
gründung: Das Gericht wolle »kein juristisches 
Neuland betreten ...« 

In der schriftlichen Urteilsbegründung führt 
das LG Görlitz dann aus, dass die Regelung in 
Nr. 147 Abs. 1 S. 4 RiStBV 11 hier »schon nach 
ihrem Wortlaut« nicht eingreife, denn die Staats-
anwaltschaft habe das Urteil nicht in Reaktion 
auf ein Rechtsmittel des Angeklagten angefoch-
ten, sondern ihre Berufung zuerst eingelegt.12 
Dagegen läge ein »offensichtliches Missverhält-
nis« i.S.d. S. 3 vor, denn »ausweislich ihrer Be-
rufungsbegründung vertritt die Staatsanwalt-
schaft die Auffassung, dass eine Freiheitsstrafe 
zwischen 3 und 6 Monaten hätte verhängt wer-
den müssen« – die Tatsache, dass die Staatsan-
waltschaft in der Berufungsverhandlung aber 
lediglich eine Geldstrafe beantragt hatte, findet 
nicht einmal Erwähnung.13

Resümee

Damit hat das Verfahren seinen Abschluss ge-
funden. Was bleibt, ist eine klare Niederlage für 
den Rechtsstaat. Erschreckend ist natürlich be-
reits, dass ein Richter am Amtsgericht sich so 
wenig an Recht und Gesetz gebunden fühlt, dass 
er meint, derart willkürlich agieren zu dürfen. 
Fast schwerer noch wiegt aber die Tatsache, dass 
es in der sächsischen Justiz offenbar niemanden 
gibt, der sich dazu berufen fühlt, ihm bei diesem 
Tun in den Arm zu fallen.

Die hier angesprochenen Fragen des Rechts-
mittelrechts – insbesondere hinsichtlich der 
Wehrmöglichkeiten gegen staatsanwaltschaftli-
che Sperrberufungen – erscheinen bislang noch 
weitgehend als »weiße Flecken« auf der juris-
tischen Landkarte: Judikatur ist hierzu kaum 
auffindbar, aber auch in dogmatischer Hinsicht 
scheint das Thema »unterbelichtet«. Es wäre 
daher lohnenswert, dies einmal detaillierter zu 
untersuchen.

Die Autoren haben als nichtanwaltliche Verteidiger gem. 
§ 138 Abs. 2 StPO in diesem Verfahren mitgewirkt. Das 
vorliegende Verfahren ist mit vollständigen Schriftsätzen 
und Aktenstücken im Internet dokumentiert: 
http://tkdv-zittau.blogspot.com. 

1	 U. a. Karl Peters, Adolf Arndt, Hans-Ulrich Evers, Claus Roxin, 
Klaus Stern, Heinrich Hannover, Cornelius Nestler-Tremel 
und Ernst Gottfried Mahrenholz.

2	 Obwohl dies gerade nicht zu den Voraussetzungen einer 
Zulassung gem. § 138 Abs. 2 StPO gehört; vgl. hierzu Meyer-
Goßner, § 138, Rdn. 8 u. 13.

3	 Ironischerweise war das das RBerG ablösende Rechts-
dienstleistungsgesetz zwei Tage verabschiedet worden (mit 
Inkrafttreten am 1.7.2008); historisch ging dieser Wechsel 
gerade auf ein Verfahren von 1998 wegen angeblichen 
Verstoßes gegen das RBerG gegen einen der drei Verteidiger 
zurück. Der Zittauer Beschluss dürfte wohl historisch der 
Letzte sein, mit dem von der durch das RBerG geschaffenen 
Möglichkeit Gebrauch gemacht wurde, unliebsame Nicht-
Anwälte auch von der sonstigen juristischen Vertretung 
auszuschließen – dies war immerhin eine der Hauptstoßrich-
tungen, mit denen das RBerG am 13.12.1935 ausgestattet 
worden war.
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4	 Unabhängig davon, ob hier ein Fall notwendiger Verteidi-
gung vorliegt (vgl. etwa LG Bremen, StV 1996, 372), stellt 
der überraschende Ausschluss der Verteidigung in Kombi-
nation mit der anschließenden Weigerung, die dringend ge-
botene Aussetzung der Hauptverhandlung zu gewähren, eine 
Beschränkung der Verteidigung in einem wesentlichen Punkt 
und Verletzung rechtlichen Gehörs und der richterlichen 
Fürsorgepflicht dar, vgl. BayObLG, NStZ 1988, 281.

5	 Vgl. hierzu die Regelung des § 335 Abs. 3 S. 1 StPO, wonach 
eine Revision bei gleichzeitig eingelegter Berufung der 
Gegenseite – solange sie nicht zurückgenommen oder als 
unzulässig verworfen ist – ebenfalls als Berufung zu be-
handeln ist.

6	 Mit den Worten: »Sie sind ja gar nicht beschwerdeberech-
tigt!« – was allerdings völlig abwegig ist, vgl. Meyer-Goßner, 
§ 138 Rd. 21ff.

7	 Darüber hinaus hatte es im Übrigen lediglich einen An-
geklagten gegeben, der durchgehend geschwiegen hat.

8	 M. a. W. ein Abrücken von dem nach BVerfGE 23, 127 (134) 
bei Totalverweigerern gegenüber Gewissenstätern anzuwen-
denden Wohlwollensgebots, obwohl weder der Sitzungs-
vertreter der StA noch das Urteil des AG die Gewissensent-
scheidung des Angeklagten bezweifelt, sondern ausdrücklich 
festgestellt hatten.

9	 Nrn. 147 Abs. 1 S. 3 u. 4: »Zur Nachprüfung des Strafmaßes 
ist ein Rechtsmittel nur einzulegen, wenn die Strafe in 
einem offensichtlichen Missverhältnis zu der Schwere der 
Tat steht. Die Tatsache allein, dass ein anderer Beteiligter 
ein Rechtsmittel eingelegt hat, ist für den Staatsanwalt kein 
hinreichender Grund, das Urteil ebenfalls anzufechten.«

10 In dieser Richtung auch: OLG Karlsruhe, Beschl. v. 26.06.03 – 
2 VAs 36/02 – n.v. und NJW 2004, 2887.

11 Vgl. Fn. 9.
12	Selbstverständlich wendet sich die Regelung generell gegen 

Rechtsmittel der StA, die in Abhängigkeit von Rechtsmitteln 
anderer Beteiligter eingelegt oder aufrechterhalten werden; 
vgl. auch Nr. 148 RiStBV über »vorsorgliche Einlegung«.

13	Daneben, und dies hatte die Verteidigung detailliert aus-
geführt, wäre auch bei tatsächlich geforderten drei bis sechs 
Monaten nicht von einem offensichtlichen Missverhältnis 
auszugehen; vgl. OLG Karlsruhe, NJW 2004, 2887 und Ame-
lunxen: Die Revision der Staatsanwaltschaft (1980), S. 8, 28; 
sich dem anschließend Leonhard: Rechtsmittelermessen der 
Staatsanwaltschaft (1994), S. 352f.
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D ie juristische Aufarbeitung der Herr-
schaft der Roten Khmer in Kambo-
dscha (1975-79), in deren Verlauf 
ungefähr zwei Millionen Menschen 1 

umgekommen sind, hat jetzt nach fast dreißig 
Jahren begonnen.2 Auf Grundlage des 2003 ge-
schlossenen Vertrages zwischen Kambodscha 
und den Vereinten Nationen (UN) wurden die 
Extraordinary Chambers of The Courts of Cam-
bodia (ECCC) geschaffen, die für die Verfahren 
gegen die Angehörigen der Roten Khmer wegen 
der von ihnen begangenen Verbrechen zustän-
dig sind.

In dem folgenden Artikel soll ein kurzer Ab-
riss über die bisherige Arbeit der Chambers ge-
geben werden, ihre rechtliche Struktur erläutert 
und vor allem auf die im Kontext internationa-
lisierter und internationaler Strafgerichte bisher 
einmalige prozessuale Institutionalisierung der 
Nebenklage eingegangen werden.

1. Einleitung

Gegenwärtig sitzen fünf Mitglieder der dama-
ligen Staatsführung in Untersuchungshaft. Die 
Ermittlungen im Verfahren3 gegen Kaing Guek 
Eav alias Duch sind gerade abgeschlossen wor-

den. In der Anklageschrift werden ihm Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit, Kriegsver-
brechen, Verletzung der Genfer Konventionen 
sowie Mord und Totschlag nach kambodscha-
nischem Strafgesetz vorgeworfen.

Unter seiner Leitung wurden in dem Gefäng-
nis Tuol Sleng (S 21) und Cheung Ek (Killing 
Fields) mindestens 12.380 Männer, Frauen und 
Kinder4 gefoltert, verhört, unter unmenschlichen 
Bedingungen festgehalten und auch getötet. Die 
Hauptverhandlung gegen Duch wird voraus-
sichtlich nicht vor Januar 2009 beginnen.

Die Ermittlungen gegen Nuon Chea, den 
Stellvertreter Pol Pots, gegen Ieng Sary, den 
früheren Außenminister, seine Frau Ieng Thi-
rith, die ehemalige Sozialministerin, und gegen 
den früheren Staatspräsidenten Khieu Samphan 
dauern noch an.5 Allen vier Beschuldigten wird 
vorgeworfen, gemeinschaftlich Zwangsevakuie-
rungen, Massentötungen, Zwangsarbeit, Folter, 
willkürliche Verhaftungen und Versklavungen 
organisiert und durchgeführt zu haben.

Die Genozide gegen buddhistische Mönche, 
Cham Muslime und VietnamesInnen sind zwar 
auch Bestandteil der Introductory Submission 6; 
sie wurden aber von den Co-Investigating Judges 
nicht in die Haftbefehle mit übernommen. Er-
mittlungen wegen sexueller Gewaltstraftaten 
haben bisher überhaupt noch nicht stattgefun-

Herausforderung, Chance oder  
mission impossible?
Die Nebenklage vor den Extraordinary
Chambers of the Courts of Cambodia (ECCC)

Silke Studzinsky
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den, obwohl die bisher veröffentlichten Studien 
zu der Herrschaft der Roten Khmer Grund zu der 
Annahme geben, dass gender-based violence ein 
Bestandteil der in der damaligen Zeit begange-
nen Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit und möglicherweise auch Geno-
zide gewesen ist.

2. Die ECCC – Gerichtsstruktur und 
rechtliche Grundlagen

Die ECCC basieren auf einer vertraglichen Über-
einkunft 7 zwischen den Vereinten Nationen 
und dem Königreich Kambodscha, die durch das 
ECCC-Gesetz 8 in nationales Recht umgesetzt 
wurde. Bei den ECCC handelt es sich um na-
tionale kambodschanische Kammern, die aller-
dings nicht in die allgemeine kambodschanische 
Gerichtsverwaltung integriert sind.

Das in Kambodscha und damit am Ort der 
Verbrechen angesiedelte nationale Gericht ist 
in einigen Aspekten vergleichbar mit interna-
tionalen Gerichten. So bestehen die Pre-Trial 
Chamber, Trial Chamber, Supreme Court Cham-
ber, Co-Investigating Judges, Staatsanwaltschaft 
und sämtliche administrative Gerichtseinheiten 
sowohl aus nationalem als auch aus internatio-
nalem Personal.

Die KambodschanerInnen stellen die Mehr-
heit unter den MitarbeiterInnen. Für alle Ge-
richtsentscheidungen ist jedoch eine einfache 
Mehrheit plus 1 (Supermajority) erforderlich, so 
dass keine Entscheidung getroffen werden kann, 
ohne dass sie zumindest von einer Stimme der 
internationalen RichterInnen unterstützt wird.

Ein weiteres Merkmal der ECCC ist, dass inter-
nationale Verbrechenstatbestände angeklagt 
werden und internationales Recht angewendet 
wird. Sie werden als ein internationalisiertes 
Gericht, auch Mixed Court/Tribunal, bezeich-
net.9 Gegenstand der Verfahren sind Massenver-

brechen mit einer großen Anzahl von Victims 10, 
die nicht nur die Organisation von Nebenklage 
vor neue Aufgaben stellt. Als Arbeitssprachen 
wurden Khmer, Englisch und Französisch fest-
gelegt – eine Herausforderung, welcher sich bis-
her kein anderes internationalisiertes oder inter-
nationales Gericht angenommen hat.

Von den UN werden zumindest das interna-
tionale Personal bezahlt und die Kosten für die 
Verteidigung der Angeklagten, für Zeugenent-
schädigung und Sicherheitsvorkehrungen über-
nommen.11

Die prozessuale Rolle der Victims und ihrer 
rechtlichen Vertretung wird im Agreement und 
im ECCC-Gesetz nicht näher erwähnt. Aller-
dings enthält das Gesetz Regelungen zu Schutz-
maßnahmen für Victims12 und das dann doch 
überraschend erscheinende Recht der Victims, 
das Urteil anzufechten.13

Vor den ECCC gilt in erster Linie kambodscha-
nisches Prozessrecht.14 Dadurch haben die Vic-
tims zunächst einmal denselben Status wie im 
nationalen Recht. Erst wenn das kambodscha-
nische Recht eine Rechtsfrage nicht behandelt, 
Unsicherheiten bezüglich seiner Auslegung oder 
Anwendung bestehen oder ein Widerspruch zu 
geltenden internationalen Rechtsstandards auf-
tritt, sind internationale prozessuale Regeln er-
gänzend heranzuziehen.15

Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Agree-
ments und des ECCC-Gesetzes sah das gültige 
kambodschanische Recht16 schon die Teilnahme 
von Victims als Co-Plaintiffs vor, die die Mög-
lichkeit haben, Entschädigung im Strafverfahren 
einzuklagen.17 Ferner konnten sie sich anwalt-
lich vertreten lassen und sogar das erstinstanz-
liche Urteil anfechten.18

Im August 2007 ist der Code of Criminal Pro-
cedure of Cambodia19 (CPC) in Kraft getreten, 
der nun auch die maßgebliche rechtliche Grund-
lage für die ECCC bildet. Der neue CPC regelt 
in aller Ausführlichkeit die Rechte der Victims 
und eröffnet für diese die Möglichkeit, als Ne-



Seite 40 . Juristische Aufarbeitung der Roten-Khmer-Herrschaft

benklägerInnen (Civil Parties) im Verfahren 
aufzutreten.20 NebenklägerInnen haben einen 
gleichberechtigten Parteistatus wie die Staats-
anwaltschaft und die Verteidigung. Zu ihren 
Rechten gehört folglich das Recht auf anwaltli-
che Vertretung, auf Teilnahme und auf Stellung-
nahme sowie das Recht auf Akteneinsicht. Fer-
ner können sie Beweisanträge stellen und das 
Fragerecht ausüben. Darüber hinaus steht ihnen 
die Möglichkeit offen, »Moral and Collective Re-
parations« geltend zu machen und nicht zuletzt 
das Urteil erster Instanz anzufechten.21

Am 19. Juni 2007 traten sodann die Internal 
Rules22 in Kraft, die gemäß der Präambel dazu 
dienen, das kambodschanische Prozessrecht zu 
konsolidieren. Sie bilden neben dem CPC die 
tägliche Arbeitsgrundlage für die am ECCC täti-
gen JuristInnen. Erstmals in der Geschichte der 
internationalen Strafjustiz erhalten so Victims 
als NebenklägerInnen weitreichende Rechte 23 
vor einem internationalisierten Gericht, vor dem 
internationale Massenverbrechen verhandelt 
werden. Über erste Erfahrungen mit der Neben-
klage soll im Folgenden berichtet werden.

3. Nebenklage – erste Erfahrungen 
in den ECCC

Zu nennen sind zunächst rein praktische 
Schwierigkeiten bei der Organisation der Neben-
klage vor dem ECCC. Die Bedingungen, unter 
denen eine Nebenklagevertretung in Kambod-
scha stattfindet, sind nicht einfach. Die Arbeit 
wird durch technische Probleme, wie schlech-
tem Internetzugang, häufigen Stromausfällen, 
das Nichtvorhandensein einer Bibliothek24 für 
Recherche und durch Sprachbarrieren und da-
mit zusammenhängenden Übersetzungsproble-
men25 erschwert.

Auch leben die Victims teilweise in relativ 
großer Entfernung von Phnom Penh oder in ab-

gelegenen Gegenden, die während der Regenzeit 
vollkommen von der Außenwelt abgeschnitten 
und ohne regelmäßige Stromversorgung und 
ohne Internet- und Postzugang sind. Die Ne-
benklägerInnen tatsächlich an diesem Verfah-
ren zu beteiligen, sie laufend mit Informationen 
zu versorgen, ihre Bedürfnisse zu identifizieren 
und diese in das Verfahren einzuführen, stellen 
ständige Herausforderungen dar.

Die Arbeit ist darüber hinaus durch man-
gelnde finanzielle und personelle Ressourcen 
gekennzeichnet. Derzeit sind neben der Autorin 
noch fünf kambodschanische AnwältInnen als 
NebenklagevertreterInnen tätig, die allerdings 
über keine internationale Gerichtserfahrung 
verfügen. Dem gegenüber stehen fünf Verteidi-
gungsteams für die Beschuldigten. Vor diesem 
Hintergrund eine effektive Nebenklage zu orga-
nisieren, grenzt schon an die Realisierung des 
Unmöglichen.

Bisher sind 14 Victims als NebenklägerInnen 
anerkannt,26 davon werden zwei nicht anwalt-
lich vertreten. Alle anderen haben jeweils einen 
kambodschanischen Anwalt und eine interna-
tionale Anwältin. Die ersten Anerkennungen 
von NebenklägerInnen erfolgten am 16. Januar 
2008, unmittelbar vor der öffentlichen Anhö-
rung vor der Pre-Trial Chamber über die Haft-
befehlsbeschwerde im Fall gegen Nuon Chea.27 
Die Verteidigung problematisierte die Anwesen-
heit der NebenklägerInnen in einer den Haft-
befehl betreffenden Anhörung und vertrat die 
Auffassung, dass NebenklägerInnen in diesem 
Verfahrensstadium noch keine Beteiligungs-
rechte hätten.

Die Pre-Trial Chamber entschied dann am  
20. März 2008 in einer Grundsatzentscheidung 28 
über die Teilnahmerechte der NebenklägerIn-
nen. Sie räumte ihnen volle Beteiligungsrechte 
in Anhörungen über Haftbefehlsbeschwerden 29 
vor der Pre-Trial Chamber30 ein. Abgeleitet von 
dem generellen Recht auf Teilnahme in den Pro-
ceedings, das in Rule 23 (4) der Internal Rules 
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kodifiziert ist, stellte die Pre-Trial Chamber wei-
terhin fest, dass seitens der NebenklägerInnen 
kein spezifisches Interesse zur Begründung für 
ihre Teilnahme dargelegt werden muss31 – im 
Unterschied zum ICC32 – und dass die Beteili-
gungsrechte für das gesamte Verfahren gelten.

In ihrer Entscheidung wies die Pre-Trial 
Chamber den Einwand der Verteidigung, dass 
in der Zukunft bei einer ansteigenden Zahl von 
NebenklägerInnen die Rechte des Angeklag-
ten nachteilig beeinträchtigt werden, mit dem 
Argument zurück, dass die Pre-Trial Chamber 
nicht über spekulative zukünftige Fallgestaltun-
gen zu entscheiden habe.33 Diese Grundsatzent-
scheidung stellte zwar einen großen Fortschritt 
für die Rechte von NebenklägerInnen vor einem 
internationalisierten Strafgericht dar; allerdings 
wurden diese zugestandenen Rechte Schritt für 
Schritt wieder eingeschränkt.

A. Die Möglichkeit persönlicher  
Stellungnahme durch NebenklägerInnen

In den ersten Anhörungen in den Verfahren 
gegen Nuon Chea und Khieu Samphan hatte 
die Pre-Trial Chamber keine Einwände dagegen, 
dass eine einzelne Nebenklägerin persönlich 
eine Stellungnahme abgibt. Am Vorabend der 
Anhörung über die Haftbefehlsbeschwerde von 
Ieng Thirith beschloss34 die Pre-Trial Chamber 
jedoch, dass NebenklägerInnen, die anwaltlich 
vertreten sind, kein Rederecht haben. Sie bezog 
sich in ihrer Entscheidung auf Rule 77 (10)35 der 
Internal Rules, in der das Verfahren bei münd-
lichen Anhörungen vor der Pre-Trial Chamber 
kodifiziert ist. Dort heißt es, dass die AnwältIn-
nen der Parteien Stellung nehmen dürfen. Die 
Parteien selbst (also auch die Beschuldigten) 
sind dort nicht gesondert genannt.

Gegen Entscheidungen der Pre-Trial Cham-
ber gibt es kein Rechtsmittel, so dass lediglich 

die Möglichkeit blieb, General Observations36 im 
nächsten Beschwerdeverfahren gegen Ieng Sary 
an die Pre-Trial Chamber zu richten und in einer 
Gesamtschau sämtliche Benachteiligungen der 
NebenklägerInnen – sowohl direkter als auch 
indirekter Natur – aufzuführen. Die Pre-Trial 
Chamber wurde darauf hingewiesen, dass die-
se Einschränkungen weder vom CPC noch vom 
Postulat der gleichberechtigten Parteistellung 
gedeckt sind.

In der nächsten viertägigen mündlichen An-
hörung über die Beschwerde gegen den Haftbe-
fehl im Fall gegen Ieng Sary bat eine Nebenklä-
gerin darum, dass ihr das Wort erteilt werde. Die 
Pre-Trial Chamber wies diesen Antrag zurück 
und bezog sich dabei auf die zuvor ergange-
ne Anordnung.37 Am nächsten Tag entzog die 
Nebenklägerin dann ihrem Anwalt das Mandat 
und teilte mit, nunmehr nicht mehr anwaltlich 
vertreten zu sein und bat erneut um das Wort. 
Sie wies darauf hin, dass sie selbstverständlich 
in dem gesetzten Zeitlimit38 bleiben und zu dem 
vorgesehenen Thema sprechen werde.

Überraschenderweise wies die Pre-Trial Cham-
ber diesen Antrag mit Supermajority zurück. 
Lediglich Richter Downing sprach sich in sei-
ner abweichenden Meinung 39 aus Fairness-
gründen dafür aus, der nunmehr unvertretenen 
Nebenklägerin ein Rederecht zu gewähren. Die 
Beschränkung der Teilnahmerechte der Neben-
klägerInnen erfolgte, ohne dass hierfür eine 
Notwendigkeit dafür bestanden hätte, da die 
betroffene Nebenklägerin sich im vorgegebenen 
zeitlichen und thematischen Rahmen bewegte.

Die Mehrheitsentscheidung der Pre-Trial 
Chamber wurde erneut auf den Wortlaut von 
Rule 77 (10) gestützt, in der die NebenklägerIn-
nen nicht neben ihren AnwältInnen aufgeführt 
werden. Die Pre-Trial Chamber vertritt ferner 
die Auffassung, dass NebenklägerInnen mit der 
Erteilung einer Vollmacht ihre eigenen Rechte 
aufgeben würden. Dabei übersieht die Chamber 
aber, dass sie sich mit dieser Entscheidung in 
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Widerspruch setzt zu der Stellung der Neben-
klage vor den ECCC und zu ihrer eigenen Ent-
scheidung vom 20. März 2008 40 zu den Beteili-
gungsrechten der Nebenklage.

Da NebenklägerInnen nach den Internal Ru-
les und auch dem CPC das Recht 41, aber nicht 
die Pflicht haben, anwaltlich vertreten zu sein, 
müssen ihnen auch sämtliche Beteiligungs-
rechte in Person zustehen. Des Weiteren wider-
spricht die Entscheidung der Pre-Trial Chamber, 
anwaltlich vertretenen NebenklägerInnen das 
Rederecht zu verweigern, dem Grundgedanken 
der »Nebenklage Beteiligung«. NebenklägerIn-
nen geben durch die Erteilung einer Vollmacht 
natürlich nicht ihre eigenen Rechte auf oder ab, 
sondern behalten diese Rechte weiter – neben 
den Rechten, die der jeweiligen anwaltlichen 
Vertretung zustehen. Diese Rechtsansicht wür-
de ansonsten zu dem – unerwünschten – Effekt 
führen, dass NebenklägerInnen ihren Anwäl-
tInnen kündigen, um ihr Rederecht auszuüben, 
und diese danach erneut beauftragen würden. 
Die Pre-Trial Chamber sollte ein Interesse daran 
haben, dass NebenklägerInnen anwaltlich ver-
treten sind, damit ihre Beteiligung im Verfahren 
sinnvoll gelenkt und geleitet werden kann. Of-
fensichtlich ist die Entscheidung Ausdruck der 
von der Pre-Trial Chamber gehegten Befürch-
tung, dass ansonsten eine in Zukunft steigende 
Anzahl von NebenklägerInnen nicht zu mana-
gen wäre.

Nach der Entscheidung vom 1. Juli 2008 er-
hob die betroffene Nebenklägerin Gegenvor-
stellung, die die Pre-Trial Chamber nach Be-
endigung der Anhörung als einen Antrag auf 
Wiedereröffnung42 der Anhörung auslegte. 
Angesichts der grundsätzlichen Bedeutung der 
zu erwartenden Entscheidung gewährte die Pre-
Trial Chamber allen anderen Parteien und Mit-
beschuldigten sowie den bisher unvertretenen 
NebenklägerInnen, rechtliches Gehör.43

B. Zeitlimit

Die Pre-Trial Chamber reguliert das Verfahren 
unter anderem dadurch, dass sie allen Beteiligten 
zeitliche Begrenzungen für mündliche Stellung-
nahmen setzt. In den ersten Anhörungen erhielt 
die Nebenklage regelmäßig kürzere Redezeit als 
die Staatsanwaltschaft und die Verteidigung. 
Erst nach unserer kritischen Stellungnahme 
in den General Observations44 war zumindest 
ein Teilerfolg zu verzeichnen: In der Ieng Sary 
Anhörung erhielt die Nebenklage in zwei der 
drei zu verhandelnden Themen dieselbe Rede-
zeit wie die anderen Parteien. Davon betroffen 
war einerseits die Frage nach der gerichtlichen 
Zuständigkeit, die sowohl im Hinblick auf eine 
schon erfolgte Verurteilung des Beschuldigten 
Ieng Sary von 197945 als auch hinsichtlich der 
Reichweite des Prinzips ne bis in idem eine Rolle 
spielt, als auch die Problematik, ob die von Kö-
nig Norodom Sihanouk im Jahre 1996 gewährte 
»Amnestie und Pardon« wirksam sind und eine 
Verfolgung vor den ECCC ausschließen.

Unser erneuter Versuch, vollkommen gleiche 
Redezeit zu erhalten, wurde allerdings von der 
Pre-Trial Chamber zurückgewiesen.46 Sie führ-
te aus, dass NebenklägerInnen von den grund-
sätzlichen Zuständigkeitsfragen weitreichender 
betroffen seien und deshalb in diesen Punkten 
gleiche Redezeit erhalten. Hingegen habe die 
Frage der Untersuchungshaft und ihrer Fortdau-
er weniger einschneidende Bedeutung für die 
Nebenklage, da auch im Falle einer Änderung 
der Haftverhältnisse die Nebenklage Entschädi-
gung im Hauptverfahren noch geltend machen 
kann. Deshalb sei eine geringere Redezeit ge-
rechtfertigt.47

Die Pre-Trial Chamber lässt dabei außer Acht, 
dass die Seite der Nebenklage zahlreiche Inte-
ressen und Gesichtspunkte bündeln muss und 
natürlich auch die Haftfrage von außerordent-
licher Bedeutung für die Victims sein kann.
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C. Änderungen der Rules 
und Practice Directions48

Mindestens zwei Mal im Jahr tagt die Plenary 
Session49 aller RichterInnen, ReserverichterIn-
nen, der Staatsanwaltschaft, der Defence Support 
Section, der Victims Unit und der Verwaltung, 
um die Internal Rules und Practice Directions 
zu diskutieren und bei Bedarf anzupassen. Die 
Nebenklage (wie auch die Verteidigung) haben 
kein Teilnahme- und Vorschlagsrecht. Die ein-
zige Möglichkeit besteht darin, über die Victims 
Unit Änderungsvorschläge in die Plenary Ses-
sions einzubringen.

Die letzte Sitzung fand im September 2008 
statt, auf der massive Einschränkungen für die 
Nebenklage und ihre Beteiligungsrechte be-
schlossen. Die wesentlichen Änderungen bezüg-
lich der NebenklägerInnen sind folgende: Anträ-
ge auf Nebenklagezulassung müssen spätestens 
zehn Tage vor Prozessbeginn bei der Victims 
Unit eingereicht werden. Diese Frist kann im 
Ermessen des Gerichts verkürzt oder verlängert 
werden. Zudem kann das Gericht künftig anord-
nen, dass die NebenklägerInnen sich in Gruppen 
zur gemeinsamen Vertretung zusammenschlie-
ßen. Darüber hinaus sind die Anforderungen an 
die Parteien, weitere ZeugInnen zu benennen, 
spezifiziert worden. Künftig muss das Beweis-
thema im Einzelnen, die erwartete Länge der 
Aussage und zu welchen Anklagepunkten im 
Einzelnen, der oder die Zeugin aussagen wird, 
dargelegt werden.

Das Klima ist mittlerweile auf allen Seiten 
deutlich von der Angst geprägt, dass Hunderte 
oder auch Tausende von Victims Anträge auf 
Zulassung als NebenklägerInnen stellen könn-
ten, so dass die Verfahren aufgrund ihrer quan-
titativen Dimension nicht mehr bewältigt wer-
den könnten. Dabei gibt die bisherige Erfahrung 
überhaupt keinen Anlass zu dieser Annahme, da 
die Nebenklage bisher grundsätzlich gemeinsa-

me Stellungnahmen für alle NebenklägerInnen 
einreichte und damit unter Beweis gestellt hat, 
dass sehr wohl die Interessen der Nebenkläge-
rInnen fokussiert und organisiert eingeführt 
werden können. Um derartige beabsichtigte 
Änderungen zu verhindern, die nicht in Über-
einstimmung mit dem CPC sind, bedarf es einer 
engagierten Lobbyarbeit.

4. Schlussbemerkung

Die erstmalige Beteiligung von zahlreichen Vic-
tims als NebenklägerInnen mit vollen prozes-
sualen Rechten in einem internationalisierten 
Strafgericht stellt eine ungeheuere Herausfor-
derung dar, zumal bisher 50 keinerlei finanzielle 
Ressourcen für rechtliche Vertretung vorhanden 
sind. Sollte dieses experimentelle Projekt gelin-
gen, könnte Kambodscha eine Vorreiterrolle für 
künftige internationalisierte und internationale 
Tribunale spielen, in denen Massenverbrechen 
von großem Ausmaß verhandelt werden.

Silke Studzinsky ist Internationale Rechtsanwältin vor den 
ECCC in Kambodscha, tätig im Rahmen des Programms 
»Ziviler Friedensdienst« des DED (Deutscher Entwicklungs-
dienst).

1	 Die Schätzungen schwanken zwischen 1,3 und 3,3 Mio. 
Opfern, da keine verlässlichen Zahlen über die Bevölkerungs-
größe Kambodschas 1975 vorhanden sind.

2	 Zum geschichtlichen Hintergrund gibt es wenig deutsch-
sprachige Literatur. Heinz Kotte und Rüdiger Siebert 
geben einen ersten Einblick in »Der Traum von Angkor. 
Kambodscha - Vietnam - Laos« (Bad Honnef 2000) und 
ebenso Alexander Goeb in »Kambodscha-Reisen in einem 
traumatisierten Land. Von den Roten Khmer zum Tribunal 
der späten Sühne« (Frankfurt am Main 2007). Umfassendere 
Darstellungen liefern Elisabeth Becker in »When the war was 
over. Cambodia and the Khmer Rouge Revolution« (New York 
1998), Ben Kiernan in »The Pol Pot Regime: Race, Power and 
Genocide in Cambodia under the Khmer Rouge, 1975-79« 
(New Haven 2002) und David Chandler in »Brother Number 
One. A political Biography of Pol Pot« (Boulder 1999). Details 
zum aktuellen Verfahren finden sich auf der Homepage des 
Gerichts: www.eccc.gov.kh. Vgl. auch Jürgen Weber: Angakar 
hat die vielen Augen der Ananas. Kambodscha: Historische 
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Gerichtsprozesse gegen die Roten Khmer. In: ak – analyse 
und kritik, Nr. 531 vom 19.9.2008

3	 Case 1.
4	 Ermittlungsergebnis der Staatsanwaltschaft.
5	 Case 2.
6	 Im Text werden englische Worte verwendet, wenn es kein 

geeignetes deutsches Äquivalent gibt. Die Introductory 
Submission vom 18.7.2007 ist die Zusammenfassung der 
Ermittlungsergebnisse durch die Staatsanwaltschaft, auf 
deren Grundlage die Eröffnung von Ermittlungen durch 
die Co-Investigating Judges und die Haftbefehle beantragt 
wurden.

7	 »Agreement between the United Nations and the Royal 
Government of Cambodia concerning the prosecution under 
Cambodian Law of Crimes during the period of Democratic 
Kampuchea«, vom 6.6.2003; http://www.eccc.gov.kh/english/
cabinet/agreement/5/Agreement_between_UN_and_RGC.
pdf (Seite besucht am 3.8.2008).

8	 »Law on the establishment of the Extraordinary Chambers 
in the Court of Cambodia for the prosecution of crimes com-
mitted during the period of Democratic Kampuchea«, vom 
6.6.2003, veröffentlicht am 27.10.2004, NS/RKM/1004/006; 
http://www.eccc.gov.kh/english/cabinet/law/4/KR_Law_as_
amended_27_Oct_2004_Eng.pdf.

9	 Antonio Cassese: International Criminal Law, Oxford 2008, 
S. 333 und Cesare P.R. Romano/André Nollkaemper/Jann K. 
Kleffner: Internationalized Criminal Courts, Oxford 2004, S. 
16.

10 Das Wort »Victim« wird anstelle des Wortes »Opfer« ge-
braucht wegen der weiteren Konnotation des englischen 
Begriffes.

11 Article 17 des Agreement; weitere gesonderte Überein-
kommen hinsichtlich des Rahmens der UN-Unterstützung 
können getroffen werden.

12 Siehe Agreement, Article 23. Danach können aus Schutz-
gründen in-camera-Verfahren durchgeführt und die Identi-
tät geheim gehalten werden.

13 Art. 36 und 37 ECCC-Gesetz.
14 Article 12 des Agreement und Article 33 ECCC-Gesetz.
15 Siehe Fn. 14
16 Cambodian Law on Criminal Procedure (8 February 1993), 

veröffentlicht in Selection of Laws currently in force in 
Cambodia, United Nations (2002).

17 Art. 9, ibid.
18 Art. 161, 162, ibid.
19 Der neue Criminal Procedure Code of Cambodia liegt erst 

seit dem 1.3.2008 in einer inoffiziellen unveröffentlichten 
englischen Übersetzung vor und kann bei der Autorin 
eingesehen werden. Er ist sehr eng an die französische 
Strafprozessordnung angelehnt.

20 Die Stellung von CivilPparties ist vergleichbar mit der 
Nebenklage in Deutschland. Im weiteren Text wird deshalb 
Nebenklage für den Begriff CivilParties benutzt.

21 Nach Rule 105 (1) (c) (Internal Rules) ist der Appeal für Ne-

benklägerInnen nur eröffnet, wenn die Staatsanwaltschaft 
das Urteil angreift.

22 Siehe http://www.eccc.gov.kh/english/cabinet/fileUpload/27/
Internal_Rules_Revision1_01-02-08_eng.pdf, zuletzt ge-
ändert am 1.2.2008. Die Internal Rules wurden vom Rules 
and Procedure Plenary Committee geschaffen, das sich aus 
allen RichterInnen der Pre-Trial Chamber, Trial Chamber, 
Supreme Court Chamber, Co-Investigating Judges und der 
Staatsanwaltschaft zusammensetzt. Zwei Mal jährlich tritt 
das Committee zusammen.

23 Vor dem Internationalen Strafgerichtshof in Den Haag 
dürfen Victims zwar teilnehmen und auch Entschädigung 
fordern, aber sie haben keinen gleichberechtigten Partei-
status; Rom Statut Art. 68 (3).

24 Die Gerichtsbibliothek ist seit August 2008 mit Personal 
besetzt und verfügt über etwa 100 Bücher und ein Budget 
von 6.000 US-Dollar. Es konnte erreicht werden, dass die 
Bibliotheken der Staatsanwaltschaft und der Co-Investiga-
ting Judges (bestehend aus Büchern im UN-Besitz) nun in 
die Zentralbibliothek integriert werden.

25 Jedes Dokument muss mindestens auf Khmer und in einer 
der anderen beiden Gerichtssprachen innerhalb der Fristen 
eingereicht werden.

26 Stand 10.8.2008. Bisher sind über 1.800 Anträge gestellt 
worden, die jedoch nicht alle darauf gerichtet sind, den 
Status als NebenklägerIn zu erlangen, sondern auch nur eine 
Strafanzeige enthalten können. Die Anträge werden über die 
Victims Unit der ECCC an die Co-Investigating Judges oder 
nach Anklageerhebung an die Trial Chamber weitergeleitet, 
die dann entweder die NebenklägerInnen ohne gesonderten 
Bescheid zulassen und zur Akte nehmen oder im Falle einer 
Ablehnung diese begründen müssen (Rule 23 (3) bzw. Rule 
23 (4) Internal Rules).

27 Bis jetzt (Stand 1.10.2008) befindet sich Case 2 im Er-
mittlungsverfahren und sämtliche mündliche Anhörungen 
betrafen die Haftbefehle. Die Ermittlungen in Case 1 sind 
abgeschlossen. Anklage wurde erhoben. Die Staatsanwalt-
schaft hat gegen die Anklage Beschwerde eingelegt mit dem 
Ziel auch die Verletzung kambodschanischer Strafrechts-
bestände mit einzubeziehen und als Zurechnungsform »Joint 
Criminal Enterprise« anzuwenden.

28 Siehe Case of Nuon Chea. http://www.eccc.gov.kh/english/
cabinet/courtDoc/53/PTC_decision_civil_party_nuon_chea_
C11_53_EN.pdf.

29 Appeals sind zulässig gegen Entscheidungen der Co-Investi-
gating Judges (siehe Rule 74 der Internal Rules).

30 Auch wenn die Entscheidung der Pre-Trial Chamber auf 
Appeals gegen Haftbefehle gerichtet ist, dürften die 
Beteiligungsrechte sich auf sämtliche Beschwerden im Er-
mittlungsverfahren beziehen.

31 Para 49 der Entscheidung vom 20.3.2008, Fn. 19.
32 International Criminal Court.
33 Para 48 der Entscheidung vom 20.3.2008, Fn 19.
34 http://www.eccc.gov.kh/english/cabinet/courtDoc/97/Direc-
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tions_to_civil_parties_oral_submissions_C20_I_21_EN.pdf.
35 http://www.eccc.gov.kh/english/cabinet/fileUpload/27/Inter-

nal_Rules_Revision1_01-02-08_eng.pdf.
36 Die General Observations sind nicht auf der Homepage 

der ECCC veröffentlicht worden, obwohl das Dokument als 
öffentlich eingereicht wurde. Hingegen hat die Pre-Trial 
Chamber ihren Beschluss zur teilweisen Unzulässigkeit 
veröffentlicht. Siehe http://www.eccc.gov.kh/english/
cabinet/courtDoc/92/Decision_on_Civil_Party_Observati-
ons_C22_I_41_EN.pdf.

37 Siehe http://www.eccc.gov.kh/english/cabinet/courtDoc/91/
Decision_on_Preliminary_Matters_C22_I_46_EN.pdf.

38 Das Zeitlimit für jede Partei zu dem infrage stehenden 
Thema betrug 90 Minuten.

39 Siehe http://www.eccc.gov.kh/english/cabinet/courtDoc/89/
Civil_Party_request_to_address_the_court_C22_I_54_
EN.pdf. Dies war die erste Dissenting Opinion vor der 
Pre-Trial Chamber.

40 Siehe Fn. 27.
41 Rule 23 (4) Internal Rules.
42 Die Nebenklage beantragte, die Gegenvorstellung als Fort-

setzungsfeststellungsantrag auszulegen.
43 Die Entscheidung steht zum Zeitpunkt der Anfertigung des 

Artikels noch aus. Die Stellungnahmen der Nebenklage und 
der Staatsanwaltschaft finden sich unter: http://www.eccc.
gov.kh/english/cabinet/courtDoc/102/Joint_civil_parties_co-
lawyers_observations_on_application_C22_I_60_EN.pdf 
und http://www.eccc.gov.kh/english/cabinet/courtDoc/104/
Response_by_Co-prosecutors_on_app_for_reconsidera-
tion_of_PTC_C22_I_61_EN.pdf.

44 Siehe Fn. 39.
45 Ieng Sary wurde (gemeinsam mit Pol Pot, verstorben 1998) 

am 19.8.1979 in Abwesenheit wegen Genozid zum Tode 
verurteilt. Das Verfahren wurde unter sehr prekären Um-
ständen nur wenige Monate nach dem Einmarsch Vietnams 
in Kambodscha durchgeführt und international weder 
unterstützt noch anerkannt. Siehe auch Howard J. De Nike/
John Quigley/Kenneth J. Robinson: Genocide in Cambo-
dia – Documents from the Trial of Pol Pot and Ieng Sary. 
Philadelphia 2000.

46 Siehe Fn. 31.
47 Die Redezeit betrug eine Stunde für die Nebenklage und 90 

Minuten für die anderen Parteien.
48 http://www.eccc.gov.kh/english/cabinet/courtDoc/67/PD_Fi-

ling_Document_and_Appendic_Revision_02_En.pdf.
49 Siehe Rule 3 und 18 der Internal Rules.
50 Die Gesellschaft für technische Zusammenarbeit (GTZ) 

bewilligte der Victims Unit 2,4 Millionen US-Dollar u. a. für 
rechtliche Vertretung, die aber bis jetzt noch nicht realisiert 
werden konnten.
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1. The purpose of Civil Party action before the ECCC is to:
a) Participate in criminal proceedings against those responsi-
ble for crimes within the jurisdiction of the ECCC by suppor-
ting the prosecution; and 
b) Allow Victims to seek collective and moral reparations, as 
provided in this Rule.

2. The right to take civil action may be exercised by Victims of 
a crime coming within the jurisdiction of the ECCC, without 
any distinction based on criteria such as current residence or 
nationality. In order for Civil Party action to be admissible, the 
injury must be:
a) physical, material or psychological; and Internal Rules 
(Rev.1), 1 February 2008 20
b) the direct consequence of the offence, personal and have 
actually come into being.

3. At any time during the judicial investigation, a Victim may 
apply to the Co-Investigating Judges in writing to be joined 
as a Civil Party. Subject to the provisions in these IRs relating 
to the protection of Victims, the Co-Investigating Judges must 
notify the Co-Prosecutors and the Charged Person. The Co-In-
vestigating Judges may decide by reasoned order that the Civil 
Party application is inadmissible. Such order shall be open to 
appeal by the Victim.

4. A Victim may submit a Civil Party application up until the 
opening of proceedings before the Trial Chamber. Such ap-
plication shall be in writing and filed with the Greffier of the 
Trial Chamber and shall be placed on the record of procee-
dings. A Victim who has filed a Civil Party application during 
the investigation shall not be required to renew the applica-
tion before the Chambers.

5. All Civil Party applications must contain sufficient infor-
mation to allow verification of their compliance with these 
IRs. In particular, the application must provide details of the 
status as a Victim, specify the alleged crime and attach any 
evidence of the injury suffered, or tending to show the guilt 
of the alleged perpetrator. With a view to service and notifi-
cations, the domicile of the Victim, the registered office of 
the Victims’ Association of which he or she is a member, or 
the address of the lawyer, as appropriate, must also be sta-
ted. Where this address is outside of Cambodia, an address in 
Cambodia shall be provided.

6. Being joined as a Civil Party shall have the following ef-
fects:
a) When joined as a Civil Party, the Victim becomes a party 
to the criminal proceedings. The Civil Party can no longer be 
questioned as a simple witness in the same case and, subject 
to Rule 62 relating to Rogatory Letters, may only be inter-
viewed under the same conditions as a Charged Person or 
Accused;

b) The Chambers shall not hand down judgment on a Civil 
Party action that is in contradiction with their judgment on 
public prosecution of the same case; and
c) The Co-Investigating Judges and the Chambers may afford 
to Civil Parties the protection measures set out in Rule 29.

7. Any Victim participating in proceedings before the ECCC 
as a Civil Party has the right to be represented by a national 
lawyer, or a foreign lawyer in collaboration with a national 
lawyer, as follows:
a) Victims shall have the right freely to choose from amongst 
national lawyers and foreign lawyers who are registered with 
the BAKC. In order to facilitate this choice, such persons shall 
be provided with the list of lawyers referred to in Rule 12(2)
(a);
b) A foreign lawyer listed with the Victims Unit shall work in 
conjunction with a national lawyer before the ECCC;
c) Inclusion of a lawyer in such list does not authorise a fo-
reign lawyer to undertake any other legal professional activi-
ties in Cambodia;
d) Where a person wishes to retain a lawyer who is not on the 
list of lawyers referred to in Rule 12(2)(a), that lawyer must 
first complete the formalities for appearing before the ECCC 
as provided in Rule 12(2);
e) During proceedings before the ECCC, the following provi-
sions shall apply:
i) The national lawyer shall request recognition of any foreign 
lawyer, the first time such lawyer appears before each judicial 
body of the ECCC. Once recognized, such foreign lawyer shall 
enjoy the same rights and privileges Internal Rules (Rev.1), 1 
February 2008 21 before the ECCC as a national lawyer;
ii) However, at all stages of the proceedings, the national la-
wyer has the right to speak first;
f) In the performance of their duties, lawyers shall be subject 
to the relevant provisions of the Agreement, the ECCC Law, 
these IRs, ECCC Practice Directions and administrative regula-
tions, as well as the Cambodian Law on the Statutes of the Bar 
and recognized standards and ethics of the legal profession;
g) Any foreign lawyer whose application for registration with 
the BAKC for the purposes of representing Victims or Victims’ 
Associations before the ECCC is refused, or has not been ex-
amined within 30 (thirty) days of receipt by the BAKC from 
the Victims Unit, may appeal to the Pre-Trial Chamber within 
15 (fifteen) days of receiving notification of the decision of 
the BAKC, or the end of the 30 (thirty) day period, as ap-
propriate. The decision of the Pre-Trial Chamber shall not be 
subject to appeal. If the required majority is not attained, the 
default decision of the Pre-Trial Chamber shall be that the 
decision of the BAKC shall stand. However, in cases where 
the application was not examined within the 30 (thirty) day 
time period, the default decision shall be that registration is 
deemed to have been granted; and
h) National and foreign lawyers for Victims and Victims Associa-
tions have the right to recruit legal teams to assist in their work.

Rule 23. Civil Party Action by Victims
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8. A group of Civil Parties may choose to be represented by a 
common lawyer drawn from the list held by the Victims Unit. 
In addition, the Co-Investigating Judges or the Chambers may 
organize such common representation, as follows:
a) The Co-Investigating Judges or the Chambers, may request 
a group of Civil Parties to choose a common lawyer within a 
set time limit;
b) Where a group of Civil Parties is unable to choose a com-
mon lawyer within such time limit, the Civil Parties may re-
quest the Victims Unit to choose one or more common lawyers 
for them. In that case the Unit shall take into account the 
wishes of the Civil Parties concerned and the particular cir-
cumstances of the case, and any conflicting interests within 
the group, as well as the need to respect local traditions and 
to assist vulnerable groups;
c) Where the interests of Justice so require, the Co-Investiga-
ting Judges or the Chambers may, after consulting the Victims 
Unit, designate a common lawyer for such a group of Civil 
Parties;
d) The Co-Investigating judges or the Chambers and the Vic-
tims Unit shall take all reasonable steps to ensure that in the 
selection of common lawyers, the distinct interests of each 
of the Civil Parties are represented and that any conflict of 
interest is avoided;
e) At any time, the Civil Parties may, by reasoned application, 
request the Co-Investigating judges or the Chambers to re-
consider the Victims Unit’s choice of common lawyers, or their 
designation by the Co-Investigating judges or the Chambers; 
and
f) Civil parties who lack the necessary means to pay for a com-
mon lawyer designated by the Co-Investigating Judges or the 
Chambers may seek assistance from the Victims Unit.

9. A group of Victims may also choose to organise their Civil 
Party action by becoming Internal Rules (Rev.1), 1 February 
2008 22 members of a Victims’ Association, as follows:
a) In order to facilitate such collective organisation of Civil 
Party action, the Victims Unit may provide Victims with a list 
of approved Victims’ Associations drawn up under the super-
vision of the Co-Investigating Judges and the Trial Chamber;
b) In order to be included in the list, such Victims’ Association 
shall provide the Victims Unit with documentation showing 
that it is validly registered or established in the country in 
which it is carrying on its activities, and that it is authorised 
to act on behalf of its members as provided in the relevant 
Practice Direction. The fact that a Victims’ Association repre-
sents foreign resident Victims before the ECCC shall not be 
construed as carrying on activities in Cambodia for approval 
under this sub-rule;
c) Civil parties who are members of a Victims’ Association 
shall be represented by the association’s lawyers, and sum-
monses and notifications concerning its members shall be 
served via the association;
d) The fact that certain Victims choose to take action through 

a Victims’ Association shall not affect the right of other Vic-
tims to be joined as Civil Parties in the same case; and
e) Any Victims’ Association whose application for admission 
to the above list is refused or has not been examined within 
30 (thirty) days of receipt by the Victims Unit, or which is ex-
cluded from the list, may appeal to the Pre-Trial Chamber wit-
hin 15 (fifteen) days of receiving notification of the decision 
of the Head of the Victims Unit or the end of the 30 (thirty) 
day period, as appropriate. The decision of the Pre-Trial Cham-
ber shall not be subject to appeal. If the required majority is 
not attained, the default decision of the Pre-Trial Chamber 
shall be that the decision of the Head of the Victims Unit 
shall stand. However, in cases where the application was not 
examined within the 30 (thirty) day time period, the default 
decision shall be that inclusion in the list shall be deemed to 
have been granted.

10. A Civil Party may, at any time, waive the right to request 
reparation or abandon a Civil Party action. The waiver of the 
right or abandonment of the action shall not stop or suspend 
the criminal prosecution.

11. Subject to Article 39 of the ECCC Law, the Chambers may 
award only collective and moral reparations to Civil Parties. 
These shall be awarded against, and be borne by convicted 
persons.

12. Such awards may take the following forms:
a) An order to publish the judgment in any appropriate news 
or other media at the convicted person’s expense; 
b) An order to fund any non-profit activity or service that is 
intended for the benefit of Victims; or
c) Other appropriate and comparable forms of reparation.
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A m 7. Juni 2008 gab der oberste ita-
lienische Gerichtshof (La Corte Su-
prema di Cassazione, Az. 24290/07) 
seine Entscheidung im Fall Distomo 

bekannt: Griechische NS-Opfer können in Ita-
lien Entschädigungsansprüche gegen Deutsch-
land durchsetzen. Dieses Urteil des römischen 
Kassationshofs ist bahnbrechend.

Hintergrund: Am 10. Juni 1944 überfiel eine 
deutsche SS-Einheit die griechische Ortschaft 
Distomo bei Delphi und ermordete 218 Bewohne
rInnen, darunter Kinder, Frauen und alte Men-
schen. Die Überlebenden und die Angehörigen 
der Opfer erhielten von der Bundesrepublik nie-
mals eine Entschädigung.

Auch Forderungen in den 1990er Jahren 
wurden missachtet. Damals erstritt der damalige 
Präfekt der Provinz Böotien, der im letzten Jahr 
verstorbene Rechtsanwalt Ioannis Stamoulis, 
vor dem Landgericht Levadia für die überleben-
den Opfer und die Angehörigen der Ermordeten 
eine Entschädigungssumme von umgerechnet  
ca. 28 Mio. Euro. Gegen diese Entscheidung 
vom 30. Oktober 1997 legte die deutsche Seite 
Sprungrevision zum obersten Gerichtshof Grie-
chenlands, dem Areopag, ein. Sie erwartete, dass 
das Urteil des Landgerichts Levadia aufgehoben 
werden würde. Doch der Areopag bestätigte das 
Urteil im Jahr 2000.

Das Gericht wies den von der deutschen 
Seite vorgebrachten Einwand der Staatenim-
munität zurück: Im Fall schwerer Kriegs- und 
Menschenrechtsverbrechen komme dieser völ-
kerrechtliche Grundsatz nicht zum Tragen; dies 
gelte auch im Fall Distomo. Es habe sich, so der 
Aeropag, bei dem dortigen Massaker nicht um 
eine allgemeine Kriegsfolge gehandelt, sondern 
um eine völkerrechtswidrige Kollektivbestra-
fung unbeteiligter ZivilistInnen, also um ein 
Kriegsverbrechen. Die Bundesrepublik könne 
daher auch vor griechischen Gerichten verklagt 
werden.

Die Bundesregierung erklärte seinerzeit, sie 
werde dieses Urteil des höchsten griechischen 
Gerichts nicht anerkennen. Trotz der rechtskräf-
tigen Entscheidung zahlte die Bundesrepublik 
bislang keinen Cent an die Menschen aus Disto-
mo. Dabei stellt die Missachtung des Areopag-
Urteils stellt einen außenpolitischen Skandal 
erster Ordnung dar, wird damit Griechenland 
innerhalb der EU der Status einer zweitklassigen 
Nation zugewiesen.

Eine im Jahr 2001 aus dem rechtskräfti-
gen Urteil eingeleitete Zwangsvollstreckung in 
deutsche Liegenschaften in Griechenland (u.a in 
das Gebäude, in dem sich das Goethe-Institut 
in Athen befindet) stoppte die griechische Re-
gierung auf deutschen Druck. Nach der griechi-

Keine Staatenimmunität  
bei Kriegsverbrechen
Kassationshof in Rom macht den Weg frei für Entschädigung  
griechischer NS-Opfer

Martin Klingner
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schen Zivilprozessordnung bedarf es dafür der 
Zustimmung des griechischen Justizministers. 
Diese Zustimmung wurde nicht erteilt, nachdem 
Bundeskanzler Gerhard Schröder (SPD) und 
Außenminister Joschka Fischer (Grüne) persön-
lich in Athen interveniert hatten. Der deutschen 
Seite war es vorerst gelungen, den juristischen 
Erfolg der Distomo-Opfer vor griechischen Ge-
richten auszuhebeln.

Gleichzeitig versagten deutsche Gerichte 
den Überlebenden des Massakers Ansprüche 
auf Schadensersatz. Im Fall der Geschwister 
Sfountouris erklärten der Bundesgerichtshof 
und nachfolgend das Bundesverfassungsgericht, 
Individualansprüche kämen nicht in Betracht. 
Der Bundesgerichtshof erfand contra legem den 
Rechtsgrundsatz, dass im Krieg Amtshaftungs-
ansprüche ausgeschlossen seien.1 Das Bundes-
verfassungsgericht ging in seinem Beschluss 
vom 15. Februar  2006 sogar noch weiter 2 und 
zog die Vorschrift des § 7 RBHG a.F.3 heran.

BUNDESVERFASSUNGSGERICHT: DISTOMO-
MASSAKER KEIN NS-VERBRECHEN

Nach dieser Vorschrift kommen Amtshaf-
tungsansprüche ausländischer Staatsangehöri-
ger nur bei verbürgter Gegenseitigkeit zum Tra-
gen, d. h. wenn nach dem ausländischen Recht 
bei vergleichbaren Schädigungen gleichwerti-
ger Schadensausgleich von dem ausländischen 
Staat geleistet wird. Eine derartige Regelung 
habe es im Falle Griechenlands im Jahre 1944 
jedoch nicht gegeben. Den naheliegenden Ein-
wand, dass diese Vorschrift im Falle von NS-
Unrecht nicht zum Tragen kommen könne, wies 
das Gericht zurück.

Stattdessen verstieg es sich zu der Auffas-
sung, dass es sich im Falle des Distomo-Mas-
sakers nicht um ein NS-Verbrechen gehandelt 
habe, sondern allenfalls um einen schlichten 
Verstoß gegen das Kriegsvölkerrecht, wie er 

auch bei den Alliierten vorgekommen sei. In 
geschichtsrevisionistischer Weise wurden vom 
höchsten deutschen Gericht alle Erkenntnis-
se über den Vernichtungskrieg der Wehrmacht 
vom Tisch gewischt.

Die KlägerInnen aus Distomo standen vor dem 
Problem, dass sie den rechtskräftigen Zahlungs-
titel weder in Griechenland noch in Deutschland 
vollstrecken konnten. Die juristische Auseinan-
dersetzung erfuhr jedoch eine weitere Wendung, 
nachdem der Kassationshof in Rom am 11. März 
2004 eine wegweisende Entscheidung zur Frage 
von Entschädigungen von NS-Unrecht getrof-
fen hatte.

Im Fall des ehemaligen italienischen Zwangs-
arbeiters Luigi Ferrini, der 1944 von deutschen 
Truppen aus Italien zur Zwangsarbeit ins Deut-
sche Reich verschleppt worden war, bestätigte 
der Kassationshof die Zuständigkeit der italieni-
schen Gerichte für dessen Klage auf Schadens-
ersatz. Der Kassationshof folgte der Argumen-
tation des deutsch-italienischen Rechtsanwalts 
Joachim Lau aus Florenz, dass im Falle von 
Kriegs- und Menschenrechtsverbrechen eine 
Berufung auf den Grundsatz der Staatenimmu-
nität ausgeschlossen sei.

Die Distomo-KlägerInnen wandten sich daher 
nach Italien. Rechtsanwalt Lau beantragte vor 
italienischen Gerichten, das Urteil des Landge-
richts Levadia im Fall Distomo sowie die jewei-
ligen Kostentitel in Italien für vollstreckbar zu 
erklären. Die italienischen Gerichte gaben den 
KlägerInnen aus Distomo recht und erteilten 
die Vollstreckbarkeitsklausel. Die deutsche Seite 
blieb stur und verweigerte weiterhin die Zah-
lung. Daraufhin pfändete Rechtsanwalt Joachim 
Lau im Juni 2007 deutsche Liegenschaften in 
Como (u. a. die bekannte »Villa Vigoni«), indem 
er dort Sicherungshypotheken ins Grundbuch 
eintragen ließ.

Die deutsche Regierung ging in die Rechts-
beschwerde und rief den Kassationshof in Rom 
an. Wieder trug sie vor, die Entscheidung des 
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Areopag sei völkerrechtswidrig und unter Ver-
stoß gegen den Grundsatz der Staatenimmuni-
tät zustande gekommen. In der mündlichen Ver-
handlung stellte sich der Generalanwalt beim 
Kassationshof auf die deutsche Seite. Er warnte 
vor den politischen Folgen einer Entscheidung 
zugunsten der griechischen KlägerInnen. Ju-
ristische Argumente, welche den Kassationshof 
(unter demselben Vorsitzenden wie 2004 im Fall 
Ferrini) hätten von seiner bis dahin vertretenen 
Auffassung abbringen können, wurden nicht 
vorgetragen.

Aus Sicht der KlägerInnen war daher die Fra-
ge, wie viel Courage die italienischen RichterIn-
nen aufbringen würden, um gegen die erklärten 
Interessen der deutschen Seite und für die Men-
schenrechte der Betroffenen zu entscheiden. Die 
römischen RichterInnen hatten Mut und be-
stätigten mit ihrem Urteil vom 6. Mai 2008 die 
Vollstreckbarkeit zunächst der Kostenentschei-
dung des Areopags. Nach Auffassung des Kas-
sationshofs genießt der deutsche Staat in einem 
solchen Verfahren keine Immunität, weil die 
Grundlage des Rechtsstreits ein Kriegsverbre-
chen war und entsprechende Urteile aus anderen 
EU-Staaten Anerkennung finden müssen. Damit 
steht fest, dass die griechischen KlägerInnen aus 
Distomo in Italien Vollstreckungsmaßnahmen 
gegen deutsches Eigentum ergreifen dürfen.

Mit dem römischen Urteil ist endlich der 
Weg frei, den Menschen aus Distomo zu einer 
gerechten Entschädigung zu verhelfen. Verwei-
gert Deutschland weiter die Zahlung, so kön-
nen die gepfändeten deutschen Liegenschaften 
in Italien zwangsversteigert werden. Das dürfte 
wohl auch geboten sein. Denn Berlin signali-
sierte sehr schnell, dass man die Entscheidung 
des Kassationshofs nicht anerkennen werde. In 
der Antwort auf eine Kleine Anfrage der Links-
partei 4 erklärte die Bundesregierung, man wer-
de weiterhin nicht mit den Betroffenen über die 
Frage der Entschädigung reden. Stattdessen hat 
das Auswärtige Amt eine gemeinsame Arbeits-

gruppe mit dem italienischen Außenministe-
rium eingerichtet, um vor dem Internationalen 
Gerichtshof (IGH) in Den Haag ein Verfahren 
durchzuführen, dass die Außerkraftsetzung der 
Kassationshof-Entscheidung zum Ziel hat.5

OPFERFORDERUNGEN STÖREN DEUTSCHE 
NORMALISIERUNGSPOLITIK

Um abstrakte Rechtsprinzipien zur Wahrung 
völkerrechtlicher Prinzipien wie der Staatenim-
munität geht es Deutschland dabei jedoch nicht. 
Die staatliche Souveränität, etwa des vormali-
gen Jugoslawiens, war Deutschland vielmehr 
eher ein Hindernis bei der politisch-ökonomi-
schen Durchdringung des Balkans. Dafür war 
man auch bereit, einen Angriffskrieg zu führen 
und Belgrad zu bombardieren. Völkerrecht soll 
für Deutschland nur gelten, wenn es den eige-
nen Interessen nützt.

Für die Bundesregierung ist das Thema Ent-
schädigung erledigt. Ihre Wunschvorstellung 
ist es, mit Abschluss des Projekts »NS-Zwangs-
arbeiterentschädigung«, zum letzten Mal für die 
deutschen Verbrechen während des Nationalso-
zialismus gezahlt zu haben.

Die Entscheidung aus Rom stellt hierbei ein 
ernsthaftes Hindernis dar, zumal der Kassa-
tionshof am gleichen Tage in einer nicht min-
der bedeutsamen Entscheidung urteilte, dass 
die 1943/44 deportierten italienischen Soldaten 
(meist als Italienische Militärinternierte/IMI be-
zeichnet) wegen NS-Zwangsarbeit durch die 
Bundesrepublik entschädigt werden müssen. 
Diese waren von Zahlungen aus dem Fonds 
»Erinnerung, Verantwortung, Zukunft« ausge-
schlossen worden. Der Klageweg in Italien ist 
durch diese Entscheidung für die IMI aber auch 
für viele weitere NS-Opfer frei geworden. Doch 
nicht nur Opfer des Nationalsozialismus können 
in Italien zukünftig Entschädigung einklagen. 
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Die römischen Entscheidungen beziehen sich in 
der Argumentation explizit auf alle Opfer von 
Kriegs- und Menschenrechtsverbrechen.

Die juristischen Auseinandersetzungen in 
Italien und darüber hinaus werden also weiter 
gehen. Das Urteil des Kassationshofs bezüglich 
des Distomo-Massakers betrifft formal nur eine 
Teilforderung, über den Hauptteil wird wohl erst 
im nächsten oder übernächsten Jahr entschie-
den werden. Das gibt der deutschen Seite Zeit 
für weitere Störmanöver.

Zu hoffen ist, dass die italienischen Gerichte 
weiterhin den Mut haben, gegen die erklärten 
politischen und ökonomischen Interessen der 
Bundesrepublik zu entscheiden. Hierzu bedarf es 
der verstärkten politischen Solidarität mit den 
Opfern des nationalsozialistischen Terrors und 
einer aktiven Unterstützung ihrer Forderungen. 
Nur dann kann der Schlussstrichpolitik der Bun-
desrepublik etwas entgegen gesetzt werden.

Martin Klingner ist Rechtsanwalt in Hamburg und aktiv im 
Arbeitskreis Distomo.

1	 BGH, Urteil vom 26.6.2003, Az. III ZR 245/98.
2	 BVerfG, Beschluss vom 15.2.2006, Az. 2 BvR 1476/03.
3	 Gesetz über die Haftung des Reiches für seine Beamten vom 

22.5.1910.
4	 BT-Drucksache Nr. 16/0719 vom 23.6.2008.
5	 www.3sat.de/kulturzeit/themen/123642/index.html
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V om 19. bis 21. September fand in Bonn 
die vom Komitee für Grundrechte und 
Demokratie in Kooperation mit der 
Holtfort-Stiftung organisierte Tagung 

zu Haftbedingungen und deren aktueller Ent-
wicklung in Deutschland statt. Die Tagungsteil-
nehmerInnen setzten sich aus allen möglichen 
mit dem Strafvollzug involvierten Gruppen zu-
sammen – vom Vollzugshelfer über Mitglieder 
des Komitees, Ex-Inhaftierte, JournalistInnen bis 
hin zur Bibliothekarin, die Bücher für Gefange-
ne organisiert. Leider deutlich unterrepräsentiert 
waren neben VollstreckungsrichterInnen (zwei) 
und MitarbeiterInnen im Justizvollzug (ein An-
staltsleiter) auch wir AnwältInnen.

Vom Berliner Arbeitskreis Strafvollzug (in 
Kooperation mit dem RAV) nahmen wir zu dritt 
an der Tagung teil. Die Podien teilten sich unter 
anderem Prof. Johannes Feest (Bremen), RiOLG 
Oldenburg Wolfgang Lesting, RAin Ines Woy-
nar (Hamburg), RinOLG Frankfurt Miriam Gruß, 
Klaus Jünschke vom Kölner Appell gegen Ras-
sismus und Helmut Pollähne (Uni Bremen).

Wichtigste Themen waren neben der generel-
len Entwicklung in den Strafvollzugsgesetzen 
der Länder und der praktischen Handhabung 
durch die Justizvollzugsanstalten in Deutsch-
land (Vorrang vermeintlicher Sicherheitsaspek-
te vor Resozialisierungszielen im Strafvollzug; 

»in dubio pro securitate«) auch ganz konkret die 
Bedingungen, unter welchen Gefangene aktuell 
zu leiden haben und damit zusammenhängende 
mangelnde Rechtsschutzmöglichkeiten.

Wolfgang Lesting, der zusammen mit Johan
nes Feest Autor des Alternativkommentars zum 
Strafvollzuggesetz (StVollzG) ist, malte ein 
der Realität entsprechendes düsteres Bild des 
Rechtsschutzes für Gefangene. Nur 2-3 Prozent 
der Anträge nach §  109 StVollzG (Antrag auf 
gerichtliche Entscheidung) hätten Erfolg, was 
auch an den hohen formalen Anforderungen 
und den außerordentlich weiten Ermessens-
spielräumen der Anstalten liegen würde. Selbst 
wenn Verfahren gewonnen werden würden, 
gäbe es keine gesetzlichen Möglichkeiten für 
Gefangene, gerichtliche Beschlüsse auch durch-
setzen zu lassen.

Stellenweise sei eine »Renitenz« der Justiz-
vollzugsanstalten zu beobachten, die, was noch 
nicht einmal geleugnet wird, aus den jeweils 
verantwortlichen Justizministerien ausdrücklich 
oder zumindest stillschweigend gebilligt wird. 
Zwar forderte Lesting auch Gesetzesänderun-
gen, die effektivere Rechtsschutzmöglichkeiten 
für Gefangene vorsehen müssten, jedoch sei-
en die Möglichkeiten für Gefangene, auf dem 
Rechtsweg etwas zu erreichen, generell auch in 
Zukunft als äußerst pessimistisch einzuschätzen. 

Sicherheit hat Vorrang vor Menschenwürde
»Haftbedingungen in der BRD – Öffentliche Anhörung zu Gefängnispolitik 
und Knastalltag«

Sebastian Scharmer
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Wichtiger seien seiner Auffassung nach außer-
gerichtliche Kontrollgremien, wie Ombudsmän-
ner etc., allerdings nur dann, wenn sie mit rea-
len Möglichkeiten des Einschreitens gegenüber 
den Vollzugsanstalten ausgestattet werden.

RinOLG Miriam Gruß versuchte, Verständnis 
für ihre KollegInnen bei den Strafvollstreckungs-
kammern zu wecken. Strafvollzugsverfahren 
seine eine undankbare und unbeliebte Aufgabe 
in der Richterschaft. Sie stehen hinter den all-
gemeinen Aufgaben des Richters hinten an. In 
der sogenannten Pebb§sy-Berwertung (»System 
der Personalbedarfsberechnung für den richter-
lichen, staatsanwaltlichen und Rechtspfleger-
dienst in der ordentlichen Gerichtsbarkeit«), 
wonach u. a. Richterstellen und deren Effektivi-
tät mit Punkten beurteilt werden, stünden diese 
Verfahren auf einer der untersten Bewertungs-
stufen. Dabei handele es sich zumeist um auf-
wendige Verfahren, die Verwaltungsverfahren 
ähnlicher seien als dem Strafverfahren. Oft sei 
es für die VollstreckungsrichterInnen einfacher, 
etwas am Telefon auf dem »kurzen Weg« mit den 
Vollzugsanstalten zu erreichen. Auch hier seien 
die Möglichkeiten und auch die Zeit der Richt-
erInnen allerdings sehr begrenzt.

Die Kolleginnen Ines Woynar und Barbara 
Klawitter berichteten über spezielle Haftbedin-
gungen von Frauen, lebenslang Inhaftierten, 
Isolationsgefangenen und Sicherungsverwahr-
ten. Insbesondere die stark steigende Zahl der 
Sicherungsverwahrten birgt erhebliche prak-
tische Probleme. Auch absolute Isolationshaft 
wird in Deutschland entgegen den Vorstellun-
gen auch vieler KollegInnen noch vollstreckt.

Im Blick: Gesetzeslage, Handhabung 
und Knastalltag

Beeindruckend war der Vortrag von Klaus 
Jünschke, der die Abschaffung des Zellenge-

fängnisses forderte und auch aus eigener Erfah-
rung sehr plastisch schildern konnte, wie psy-
chisch verheerend sich Einzelhaft und Isolation 
auswirken.

Für den AK Strafvollzug berichtete ich über 
die konkreten Zustände vor allem im Berliner 
Strafvollzug, insbesondere über die Rechtspre-
chung des Kammergerichts, die die Unterbrin-
gungsverhältnisse in Tegel (5,2 qm Hafträume) 
zwar als »schäbig«, allerdings nicht als men-
schenunwürdig bezeichnet, über Verfahrens-
dauer von teilweise über einem Jahr in 109er-
Verfahren und die Tendenz, nur unter immer 
strenger werdenden und teilweise willkürlichen 
Voraussetzungen Vollzugslockerungen zu ge-
währen. Die Gefangenenquote ist in Berlin die 
Höchste bundesweit, was auch an den unter-
durchschnittlichen Zahlen für Reststrafenaus-
setzungen liegt. Den Justizvollzugsanstalten 
mangelt es an Personal, insbesondere an Sozi-
alarbeiterInnen. Gleichzeitig werden Millionen 
Euros für neue Hochsicherheitszäune z. B. in der 
JVA Tegel und in der Jugendstrafanstalt inves-
tiert.

Gabriele Klocke (Rechtslinguistin und Kri-
minologin) referierte aus sprachwissenschaftli-
cher Sicht über fehlende Kommunikationsmög-
lichkeiten für Gefangene, die insbesondere bei 
ausländischen Inhaftierten besonders schwer-
wiegende Auswirkungen haben. Heike Rödder 
berichte als Gefängnispfarrerin über die Trost-
losigkeit und Resignation von Jugendlichen in 
Haft. Dass 23 Stunden Einschluss am Tag zu 
einer »Besserung« von Menschen, insbesondere 
Jugendlichen führen soll, kann sie sich nach 
ihrer Erfahrung als Gefängnisseelsorgerin nicht 
vorstellen.

Der einzige aktuell Inhaftierte, der auf dem 
Podium sitzen sollte, war Sven Born von der 
Redaktion der Gefangenenzeitung Blickpunkt 
aus der JVA Fuhlsbüttel (Hamburg). Trotz seines 
zwölf Wochen alten Lockerungsantrages wurde 
ihm am Vorabend der Tagung mit stellenweise 
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absurder Begründung die Teilnahme verweigert 
– Rechtsschutzmöglichkeiten bestanden natür-
lich nicht mehr, was das Fazit der Tagungsteil-
nehmerinnen bestätigte.

In Arbeitsgruppen wurden die Themen der 
Podien vertieft und versucht, gemeinsame Ideen 
und Strategien zu entwickeln. Die Tagungsteil-
nehmerinnen waren sich darüber einig, dass dem 
Trend, durch populistisch dargestellte vermeint-
liche Sicherheitserwägungen einen menschen-
würdigen, problemorientierten und resozialisie-
renden Strafvollzug, dort, wo er noch existiert, 
gesetzlich oder faktisch abzuschaffen, etwas 
entgegengesetzt werden muss. 

Hier ist zum einen viel Öffentlichkeitsarbeit 
gefragt. Das Thema Strafvollzug müsse auch im 
Bereich der Bildung größeres Gewicht bekom-
men. So ist dieser Bereich nicht nur von der 
juristischen Ausbildung nahezu ausgenommen, 
sondern wird auch in Schulen und Universitä-
ten kaum diskutiert und beachtet. Obwohl kon-
trovers diskutiert (Problem der Differenzierung 
zwischen »guten« und »schlechten« Gefangenen), 
wurde es auch für sinnvoll erachtet, einzelne 
auch massenkompatibel darstellbare beson-
ders bewegende Einzelfälle mit entsprechenden 
Statements an die Medien zu bringen, um da-
durch eine generelle Diskussion zu initialisieren. 
Außerdem müsste der Job des »Vollzugshelfers« 
im Sinne der Hilfe und des Kontaktes für Ge-
fangene gestärkt und beworben werden. Wich-
tig wäre es insbesondere auch, fremdsprachige 
Vollzugshelfer einzubinden, damit ausländische 
Inhaftierte wenigstens mit einer Person im Knast 
in ihrer Muttersprache kommunizieren könnten. 
Je mehr BürgerInnen in Justizvollzugsanstalten 
ein- und ausgehen, je mehr wird nach außen 
publiziert, je mehr wird der Gefangene vom 
unheimlichen Unbekannten zum Menschen, 
Freund, Nachbarn.

Prof. Wolf-Dieter Narr plädierte in seinem 
Schlussstatement noch einmal ausführlich da-
für, dass es langfristiges Ziel sein müsse, die 
Gefängnisse abzuschaffen. Alternativen, wie 
mit strafrechtlicher Gewalt umgegangen wird, 
müssten entwickelt werden. Mit einem Weg-
sperren für möglichst lange Zeit werde weder 
den Opfern noch den Tätern geholfen.

FORUM DES AUSTAUSCHS WEITESTGEHEND 
GLEICHGESINNTER

Fazit: Die Tagung war ein guter Austausch von 
Informationen und Möglichkeiten zwischen wei-
testgehend Gleichgesinnten. Es besteht Einigkeit 
darüber, dass dem auch medial vorangetriebe-
nen Trend zu einem Vorrang vermeintlicher Si-
cherheit vor menschenwürdigen Vollzugsbedin-
gungen aktuell etwas entgegengesetzt werden 
muss. Das muss u. a. durch effektive Öffentlich-
keitsarbeit, Bildungsangebote, die Werbung von 
engagierten Ehrenamtlichen und letztlich durch 
eine bessere Vernetzung auch der Tagungsteil-
nehmerInnen erfolgen. Effektivere Rechtsschutz-
möglichkeiten müssen gesetzlich, aber vor allem 
auch faktisch geschaffen werden.

Von der Tagung wird es eine ausführliche 
Dokumentation geben, die über das Komitee für 
Grundrechte und Demokratie (www.grundrech-
tekomitee.de) bezogen werden kann. 

Sebastian Scharmer ist Rechtsanwalt in Berlin und aktiv im 
Arbeitskreis Strafvollzug. Der Arbeitskreis Strafvollzug Berlin 
trifft sich jeden zweiten Dienstag im Monat. Interessierte 
KollegInnen sind jederzeit willkommen. Die nächsten Treff-
punkte können beim Autor erfragen werden: 
scharmer@diefirma.net



RAV INfobrief #101 Nov. 2008 . Seite 55

Ein Ende des Umbaus vom Rechtsstaat zum Über-
wachungsstaat ist nicht abzusehen, der Grundrech-
teabbau geht weiter. Um den Amoklauf von Bundes-
innenminister Wolfgang Schäuble gegen Rechts-
staat und Grundgesetz zu stoppen, sollten wir auch 
die Erfahrungen der Vergangenheit nutzen.
Denn die Geschichte der Arbeiterinnen- und Arbei-
terbewegung und der sozialen Bewegungen ist zu-
gleich die Geschichte der Solidarität gegen Unter-
drückung, Verfolgung und Repression. Um diese 
andere Seite des Kampfes um Emanzipation nicht 
in Vergessenheit geraten zu lassen, wurde 2005 in 
Göttingen das Hans-Litten-Archiv gegründet.
Sein Ziel ist es, historische Dokumente und Mate-
rialien der Solidaritätsorganisationen der Arbei-
terbewegung sowie der sozialen Bewegungen zu 
sammeln, zu sichern, aufzubereiten und öffentlich 
zugänglich zu machen.
Grundlage des Archivs ist das Göttinger Rote-Hilfe-
Archiv. Hier sind Dokumente über den Widerstand 
gegen die Verfolgung der radikalen Linken, der 
sozialen Bewegungen und der Arbeiterbewegung 
durch Polizei und Justiz seit der Wiedergründung 
der Roten Hilfe Mitte der 1970er Jahre gelagert. 
Gesammelt werden Materialien der Roten Hilfe und 
anderer linker Antirepressionsgruppen sowie Doku-
mente zur Geschichte der politischen Justiz und der 
Verfolgung vom Ende des Ersten Weltkrieges über 
die NS-Zeit, der Verfolgung von KommunistInnen 
unter Adenauer und der Berufsverbote der 1970er 
Jahre bis zur Gegenwart. Der Namensgeber des 
Archivs, Hans Litten, war einer der bekanntesten 
Rechtsanwälte der Roten Hilfe Deutschlands in der 
Weimarer Republik und wurde 1938 im KZ Dachau 
von der SS in den Selbstmord getrieben.

Das Hans-Litten-Archiv wurde vom Finanzamt als 
gemeinnützig anerkannt.
Um den Aufbau eines der Öffentlichkeit zugängli-
chen Archivs zu gewährleisten und dessen materiel-
le und sachliche Ausstattung langfristig zu sichern, 
benötigen wir dringend Spenden und Fördermit-
glieder. Nur so können wir das gesammelte Material 
weiter aufbereiten, unsere Forschungsergebnisse 
veröffentlichen, in Seminaren und Vorträgen ver-
breiten und der Wissenschaft und der Bildungs-
arbeit und insbesondere auch interessierten Juris-
tInnen zur Verfügung stellen.
Wir möchten Sie insbesondere darum bitten, das 
Hans-Litten-Archiv bei Gerichten für Zahlungen 
von Bußgeldern und Geldstrafen als Zahlungsemp-
fänger vorzuschlagen.
Helfen Sie uns, die Erfahrungen der Geschichte für 
die Herausforderungen der Gegenwart nutzbar zu 
machen.

Hans-Litten-Archiv
Verein zur Errichtung und Förderung eines Archivs 
der Solidaritätsorganisationen der Arbeiter- und 
Arbeiterinnenbewegung und der sozialen Bewegun-
gen (Rote-Hilfe-Archiv) e.V. 
Geismarlandstraße 6 
37083 Göttingen

Hans-Litten-Archiv e.V.
Konto 138115, Sparkasse Göttingen
BLZ 260 500 01

Der Verein ist eingetragen beim Vereinsregister 
des Amtsgerichts Göttingen, VR 2835, und vom Fi-
nanzamt Göttingen unter der StNr. 20/206/22070, 
Verz.Nr. 2207, am 13.6.2005 als gemeinnützig an-
erkannt. Vorstand: Dr. Nikolaus Brauns, Rolf Meier, 
Volker Nadolni.

Hans-Litten-Archiv
Aufruf zu Spenden und Fördermitgliedschaften
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7. November 2008, Oberhausen
Rechtsanwaltsgebühr im Sozialrecht

Die Schwerpunkte des Seminars sind:
die richtige Bestimmung der Rahmengebühr 
gem. § 14 RV
die Kostenerstattung im Widerspruchsverfahren 
und im erstinstanzlichen Verfahren
die Besonderheiten bei Untätigkeitsklagen und 
bei einstweiligen Anordnungen
Kostenerstattung im Beschwerdeverfahren und 
im Berufungsverfahren

Referent 
Reinhold Hoemann, Fachanwalt für Arbeitsrecht, 
Duisburg

Kursort und Termin
30/08 | 7.11.2008 
RechtsanwältInnenbüro Vogel & Dolk,  
Lothringer Straße 60, 46045 Oberhausen 
15 bis 19 Uhr (4 Std. Seminarzeit)

Teilnahmebetrag 
90 E RAV-Mitglieder
130 E Nichtmitglieder 
Inklusive Mehrwertsteuer

8. November 2008, Berlin
Grauer Kapitalmarkt

Mit den Argumenten »Steuernsparen«, »Altersvor-
sorge« und dem Versprechen, die Investition »trage 
sich von selbst«, werden AnlegerInnen veranlasst, in 
Angebote des grauen Kapitalmarktes zu investie-
ren. Die Anlageprodukte reichen dabei von Unter-
nehmensbeteiligungen wie Fonds, atypisch stillen 
Beteiligungen und Genossenschaftsbeteiligungen 
über Beteiligungssparpläne, Anleihen und Schuld-
verschreibungen bis zu sogenannten Schrott-
immobilien. Niedrige Mindestanlagebeträge und 
Ansparvarianten haben zur Folge, dass der Kreis 
der potenziellen AnlegerInnen immens gewachsen 
ist; immer wieder sorgen Massenschadensfälle für 
Schlagzeilen.
In der Veranstaltung sollen Ausstiegs- und Rück-
abwicklungsmöglichkeiten aufgezeigt und die viel-
fältige Rechtsprechung insbesondere der unter-
schiedlichen BGH–Senate hierzu erläutert werden. 
Schwerpunkte sind Beteiligungen an geschlossenen 
Immobilienfonds, atypisch stille Gesellschaftsbe-
teiligungen und Erwerbermodelle. Erörtert werden 
mögliche Ansprüche gegen finanzierende Banken, 
die Beteiligungsgesellschaften, VermittlerInnen, 
InitiatorInnen und Prospektverantwortliche und 

Fortbildungen
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deren Durchsetzbarkeit. Prozessual bedeutsame 
Fragen wie Beweisprobleme, Gerichtsstand und 
Klageanträge werden ebenso behandelt wie Fragen 
der Prozessfinanzierung, insbesondere Probleme  
mit Rechtschutzversicherungen.

ReferentInnen
Petra Ladenburger, Rechtsanwältin, Köln
Martin Schleicher, Rechtsanwalt, Köln

Kursort und Termin
33/08 | 8.11.2008 | Berlin 
10 bis 16 Uhr (5 Std. Seminarzeit)

Teilnahmebetrag
120 E RAV-Mitglieder 
170 E Nichtmitglieder 
Inklusive Mehrwertsteuer

15. November 2008, Berlin
Chancen der Verteidigung  
bei DNA-Gutachten

wissenschaftliche Grundlagen
mögliche Fehlerquellen
Verteidigungsmöglichkeiten

Referent 
Thomas Bliwier, Fachanwalt für Strafrecht, Hamburg

Kursort und Termin
26/08 | 15.11.2008 
Haus der Demokratie, Seminarraum 3 
Greifswalder Straße 4, 10405 Berlin 
10 bis 14:30 Uhr (4 Std. Seminarzeit)

Teilnahmebetrag
90 E RAV-Mitglieder  
130 E Nichtmitglieder 
Inklusive Mehrwertsteuer

15. November 2008, Duisburg
Vergleiche in Kündigungsschutzverfah-
ren aus ArbeitnehmerInnensicht

Die Fortbildungsveranstaltung ist getragen von dem 
Gedanken, möglichst optimal die Arbeitnehmerin-
teressen in Kündigungsschutzverfahren entweder 
in der Form durchzusetzen, dass die Weiterarbeit 
ermöglicht wird, oder einen optimalen Vergleich zu 
schließen.
Hierbei werden schwerpunktmäßig folgende 
Problembereiche erörtert:

formelle und materielle Kündigungsgründe
Maßnahmen zur Erhöhung der Abfindungssumme
Erörterung der Bereiche, die in einem Vergleich 
mitgeregelt werden können und wenn ja, wie
Vermeidung typischer Fehler bei Abschluss von 
Vergleichen
Vermeidung typischer Fehler, die sich im Sozial
versicherungsrecht, insbes. SGB III/SGB II für die 
Mandantschaft negativ auswirken.

Referent
Reinhold Hoemann, Fachanwalt für Arbeitsrecht, 
Duisburg 

Kursort und Termin
31/08 | 15.11.2008  
Rechtanwaltsbüro Hoemann, 
Wanheimer Straße 71, 47053 Duisburg 
10 bis 16 Uhr (5,5 Std. Seminarzeit) 

Teilnahmebetrag
120 E RAV-Mitglieder
170 E Nichtmitglieder 
Inklusive Mehrwertsteuer
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21./22. November 2008, Berlin
Die Beschwerde im Straf- und Strafver-
fahrensrecht sowie im Ausländer- und 
Asylrecht vor dem Europäischen Ge-
richtshof für Menschenrechte (EGMR)
Seminar und rechtspolitische Debatte 

Die zweitägige Fortbildungsveranstaltung richtet 
sich an KollegInnen, die in der Strafverteidigung und 
im Ausländer- und Asylrecht tätig sind. Deutsche 
Beschwerden vor dem Europäischen Gerichtshof 
für Menschenrechte sind rar. KollegInnen anderer 
Länder scheinen einen selbstverständlicheren Um-
gang mit der Menschenrechtsbeschwerde zu haben. 
Die Veranstaltung soll dazu dienen, KollegInnen 
grundsätzlich und praktisch in der Einreichung von 
Menschenrechtsbeschwerden zu schulen und sie 
dazu motivieren, diesen Rechtsweg zu beschreiten. 
Außerdem soll die aktuelle rechtspolitische Debatte 
um Bedeutung und Reform des Europäischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte diskutiert werden. 
Die ReferentInnen sind ausgewiesene ExpertInnen 
auf dem Gebiet der Menschenrechtsbeschwerde 
und haben eine Vielzahl von Fällen vor dem Euro-
päischen Gerichtshof für Menschenrechte vertreten 
oder begleitet.

Simultanübersetzung in Deutsch/Englisch/
Deutsch. Bitte bei der Anmeldung angeben.
Begrenzung auf ca. 50 Teilnehmende (Anmeldung 
erforderlich)

Veranstalter 
Amnesty International, Republikanischer Anwältin-
nen- und Anwälteverein (RAV), European Center for 
Constitutional and Human Rights (ECCHR), Rechts-
anwaltskammer Berlin. Gefördert durch die Holt-
fort-Stiftung.

ReferentInnen 
Prof. Dr. Jörg Arnold, Freiburg; 
Jill Heine, Amnesty International, London; 
Prof. Dr. Dr. Alexander Ignor, Berlin; 

Rechtsanwalt Wolfgang Kaleck, ECCHR, Berlin; 
Dr. Reinhard Marx, Frankfurt; 
Nuala Mole, AIRE Center, London; 
Rechtsanwalt Flip Schüller, Amsterdam; 
Dr. Almut Wittling-Vogel, Bundesministerium 
der Justiz, Berlin

Kursort und Termin
35/08 | 21./22.11.2008
Fachinstitut für Steuerrecht und Betriebswirt-
schaft, Littenstraße 10, 10179 Berlin 
Fr., 16 bis 19:30 Uhr; Sa., 9:30 bis 18 Uhr

Teilnahmebetrag
40 E/Person, 
20 E/ReferendarInnen

 
29. November 2008, Hamburg
Freizügigkeitsgesetz/EU. Einreise 
und Aufenthalt von UnionsbürgerInnen 
und ihren Familienangehörigen

Die Freizügigkeit von UnionsbürgerInnen ist als 
Grundfreiheit im EG-Vertrag verankert. Das Frei-
zügigkeitsgesetz/EU setzt die überwiegend de-
klaratorischen Rechte nach den Vorgaben der 
Unionsbürgerrichtlinie RL 2004/38/EG um. Die RL 
2004/38/EG hat viele Rechtsakte der EU in einer 
Richtlinie zusammengefasst. Das Seminar soll 
einen Überblick geben über das Zusammenspiel 
zwischen nationalem und europäischem Recht. 
Insbesondere soll es die Anwendung in der an-
waltlichen Praxis erleichtern unter Einschluss der 
Rechtstellung von UnionsbürgerInnen aus den 
neuen Beitrittsstaaten.

Wer ist freizügigkeitsberechtigt?
Welche Rechte haben Familienangehörige? Sind 
Visumsverfahren zwingend?
Wann und wie erlischt die Freizügigkeit 
für die/den UnionsbürgerIn oder den 
Familienangehörigen?
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Wie können bestandskräftige Verfügungen aus 
der Vergangenheit angegriffen werden?
Welche Besonderheiten gelten bei den neuen 
Beitrittsstaaten?
Was ist verfahrensrechtlich zu beachten?
Wann erfolgt eine Vorlage an den EuGH? 
Wann kann das neue beschleunigte Verfahren 
vorgeschaltet werden?
Übersicht über die aktuelle Rechtsprechung des 
EuGH.

Der Referent ist ein ausgewiesener Experte des 
europäischen Aufenthaltsrechts. Neben zahlreichen 
Veröffentlichungen in Fachzeitschriften ist er als 
Richter am VG Darmstadt tätig. Zur Zeit ist er als 
wissenschaftlicher Mitarbeiter zum Bundesverwal-
tungsgericht abgeordnet. Dort befasst er sich vor-
nehmlich mit der Auswirkung des Europarechts auf 
das nationale Aufenthaltsrecht.

Referent
Dr. Klaus Dienelt, wissenschaftlicher Mitarbeiter 
beim Bundesverwaltungsgericht

Kursort und Termin
32/08 | 29.11.2008 | Hamburg 
9 bis 17 Uhr (7 Std. Seminarzeit)

Teilnahmebetrag
150 E RAV-Mitglieder 
210 E Nichtmitglieder 
Inklusive Mehrwertsteuer

29. November 2008, Berlin
Einführung in das 
Arzthaftungsrecht

Der Kurs soll KollegInnen, bei denen das Arzthaf-
tungsrecht nicht zum Alltagsgeschäft gehört, bei 
der Arbeit unterstützen. Neben einem Überblick 
über die rechtlichen Grundlagen wird ein besonde-
rer Schwerpunkt auf die anwaltliche Arbeitsweise 
gelegt. Es werden Arbeitsblätter vorgelegt und be-
sprochen, die die Mandatsannahme erleichtern und 
die Bearbeitung strukturieren können. Besprochen 
wird insbesondere die Frage der Informations-
beschaffung und -bewertung aus Literatur und 
Internet. Aus diesem Grund kann die Veranstaltung 
auch nützlich sein für KollegInnen, die in anderen 
Rechtsgebieten Fragen an den Schnittstellen zwi-
schen Recht und Medizin bearbeiten.

Haftungsgrundlagen
Aktivlegitimation
Passivlegitimation
Kausalität
Patientenaufklärung
Befunderhebung und Diagnose
Behandlungsfehler
die Bedeutung ärztlicher Leitlinien
Besonderheiten beim Schadensrecht
Arbeitshilfen für die anwaltliche Praxis
Strategie und Taktik

Referent
Hartmut Geil, Rechtsanwalt und Fachanwalt 
für Medizinrecht, Bielefeld

Kursort und Termin
34/08 | 29.11.2008 | Berlin  
10:30 bis 16:30 Uhr (5 Std. Seminarzeit)

Teilnahmebetrag
110 E RAV-Mitglieder
160 E Nichtmitglieder 
Inklusive Mehrwertsteuer
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30./31. Januar 2009, Duisburg
Vernehmungstechnik für Strafver
teidigerInnen in praktischen Übungen 

Fragetechnik:
Einführung in allgemeine Fragetechniken
Erste Übungen zu offenen Fragen, geschlossenen 
Fragen, Fragenkreisel, kommentierte Befragung, 
Vorhalt, Atomisierung, etc.
Fragerecht und Abwehr von Behinderungen

Vernehmungstechnik:
Vernehmungsziele
Spezielle Vernehmungssituationen: z. B. 
Komplott, Verhörpersonen und sonstige 
mittelbare Zeugen, lange Vernehmungen, 
Mehrzahl von Zeugen, Befragung des eigenen 
Mandanten etc.
Übungen

Diese Veranstaltung wird in Kooperation mit der 
Strafverteidigervereinigung Nordrhein-Westfalen 
durchgeführt.

Referent
Dr. Bernd Wagner, Rechtsanwalt, Hamburg

Kursort und Termin
01/09 | 30./31.1.2009 
Alte Feuerwache, Friedenstraße 5,  
47053 Duisburg-Hochfeld 
Fr., 14 bis 18 Uhr; Sa., 10 bis 18 Uhr 
(10 Std. Seminarzeit)

Teilnahmebetrag
240 E RAV-Mitglieder, 
310 E Nichtmitglieder 
Inklusive Mehrwertsteuer

7. Februar 2009, Hamburg
Das neue Unterhaltsrecht

Am 1.1.2008 ist die gesetzliche Neuregelung zum 
Unterhaltsrecht in Kraft getreten. Das Seminar wird 
sich mit dieser Thematik und ihren Auswirkungen 
auf die Rechtspraxis unter besonderer Berücksich-
tigung der ersten hierzu gemachten Erfahrungen 
eingehend befassen. Im Mittelpunkt wird dabei die 
Auswertung der BGH-Rechtsprechung zum neuen 
Recht stehen sowie Erwägungen zur praktischen 
Arbeit bei komplizierten Unterhaltsverhältnissen 
einschließlich Berechnungsbeispielen.

Referentin
Gretel Diehl, Richterin am Oberlandesgericht 
Frankfurt/Main

Kursort und Termin
02/09 | 7.2.2009 | Hamburg 
10 bis 17 Uhr (6 Std. Seminarzeit)

Teilnahmebetrag
130 E RAV-Mitglieder 
190 E Nichtmitglieder 
Inklusive Mehrwertsteuer
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28. Februar 2009, Mannheim 
Eilanträge im Familienrecht und Ver-
fahrensbeschleunigung – Vorläufiger 
Rechtsschutz nach ZPO und FGG

Obwohl versucht wurde, durch gesetzliche Regelun-
gen in den vergangenen Jahren die familienrechtli-
chen Situationen zu entkrampfen (z. B. Mediation 
und gemeinsame elterliche Sorge), sind die Konflik-
te doch die gleichen geblieben und haben nichts an 
Brisanz verloren.
Deswegen ist es sehr wichtig, über die notwendigen 
Sofortmaßnahmen Bescheid zu wissen: Hier sind die 
vorläufigen Maßnahmen nach der ZPO und nach 
dem FGG gefordert; insbesondere bei Unterhalt, Um-
gang, aber auch elterlicher Sorge und Wohnungszu-
weisung.
Wichtig ist auch, zu verhindern, dass solche Verfah-
ren sich über eine zu lange Dauer hinziehen – dafür 
gibt es Möglichkeiten, die genutzt werden müssen.
Auch im Rahmen des Gewaltschutzgesetzes kann es 
erforderlich sein, vorläufigen Rechtsschutz zu bean-
tragen, mit Hilfe der dafür vorgesehenen Anträge.

Referentin
Dagmar Driest, Fachanwältin für Familienrecht, 
Stuttgart

Kursort und Termin
04/09 | 28.2.2009 | Mannheim 
9 bis 13 Uhr (4 Std. Seminarzeit) 

Teilnahmebetrag
90 E RAV-Mitglieder
130 E Nichtmitglieder 
Inklusive Mehrwertsteuer

7. März 2009, Hamburg
Europarechtliche Grundkenntnisse für 
die ausländer- und asylrechtliche Praxis

Die Fortbildung führt – vor dem Hintergrund der stän-
dig wachsenden Bedeutung der europäischen Gesetz-
gebung als Quelle des in Deutschland anwendbaren 
Rechts – in das europäischen Asyl- und Migrations-
recht sowie die Harmonisierungsprozesse der letzten 
Zeit ein. Besonderes Augenmerk gelten der Aufnah-
merichtlinie, der Qualifikationsrichtlinie sowie der 
Bedeutung des Vorabentscheidungsverfahrens beim 
EuGH für die  anwaltliche Praxis.

Harmonisierung des europäischen Asyl- und 
Einwanderungsrechtes
Primärrechtliche Grundlagen
Asylrecht
Einwanderungsrecht
Überblick über die bereits erlassenen Rechtsakte
Richtlinien und Verordnungen, insbes. in der 
ausländer- und asylrechtlichen Praxis
Praxisrelevante Beispiele unmittelbarer 
Anwendbarkeit aus der Qualifikations-RL und 
Aufnahmebedingungen-RL
Das Vorabentscheidungsverfahren und die 
Konsequenzen für die Praxis
Vorlagerecht und -pflicht im Zusammenwirken 
von Art. 68 EG und AsylVfG
Prozessuale Handlungsmöglichkeiten aus 
anwaltlicher Perspektive
Ausblick: Asyl und Einwanderung im Vertrag 
von Lissabon

Referent
Dr. Tillmann Löhr, Referent im Deutschen Bundestag

Kursort und Termin 05/09 | 7.3.2009 | Hamburg  
10 bis 17 Uhr (5 Std. Seminarzeit)

Teilnahmebetrag: 
110 E RAV-Mitglieder
160 E Nichtmitglieder 
Inklusive Mehrwertsteuer
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20. März 2009, Berlin
Update zum Kündigungsschutzrecht – 
Betriebs-, Personen- und Verhaltensbe-
dingte Kündigung

Aktuelle Rechtsprechung sowie Ansatzpunkte und 
Probleme für die Arbeitnehmervertretung. Jeweils 
mit Rechtsprechungsleitsätzen, Übersichten und 
Checklisten. Die Veranstaltung ist geeignet sowohl 
für weniger mit Arbeitsrecht befasste AnwältInnen 
als auch für FachanwältInnen für Arbeitsrecht und 
Gewerkschaftssekretäre.

Referent: 
Michael Schubert, Fachanwalt für Arbeitsrecht, 
Freiburg. Mitglied der bundesweiten Kooperation 
Arbeitnehmer Anwälte; Dozent an der Evangeli-
schen Fachhochschule Freiburg und für Betriebs- 
und Personalräte; Autor des Buches: »Der Anwalt 
im Arbeitsrecht. Handbuch für die Beratung und 
Vertretung von Arbeitnehmern« (Frankfurt/Main 
2004); Mitautor in Däubler/Hjort/Hummel/Wolme-
rath: »Handkommentar Arbeitsrecht« (Baden-Baden 
2008)

Kursort und Termin
06/09 | 20.3.2009 | Berlin 
14 bis 20 Uhr (5 Std. Seminarzeit)

Teilnahmebetrag
110 E RAV-Mitglieder
160 E Nichtmitglieder 
Inklusive Mehrwertsteuer

27.-29. März 2009, Burg Bodenstein bei Worbis
Balint-Gruppenarbeit mit 
Anwältinnen und Anwälten

Was ist eine Balint-Gruppe? Michael Balint, ein 
Schüler Sigmund Freuds, hat die Methodik der so-
genannten Balint-Gruppe zunächst für Ärztegrup-
pen entwickelt. Heute werden Balint-Gruppen 
weltweit bei der beruflichen Weiterbildung, be-
sonders in dienstleistenden Berufen, genutzt. Was 
geschieht in einer Balint-Gruppe? In einer Gruppe 
von ca. acht TeilnehmerInnen werden Probleme 
der täglichen beruflichen Praxis besprochen und 
gemeinsam von der Gruppe untersucht. Im Fokus 
der Gruppenarbeit stehen nicht etwa juristische 
Fallbeispiele oder sonstige Fachfragen, die auf 
der Grundlage erlernten Wissens von AnwältInnen 
gelöst werden müssen. Gegenstand der Gruppen-
arbeit sind vielmehr Fragestellungen, die die täg-
liche Arbeit von AnwältInnen begleiten: das oft 
schwierige Verhältnis also von Anwältin/Anwalt 
zu MandantIn, zur/zum Staatsanwältin/Staats-
anwalt oder zur/zum Richterin/Richter, zu Kolle-
gInnen oder auch zu angestellten MitarbeiterIn-
nen im Büro, oder auch das Beziehungsgeflecht, 
das zwischen den Beteiligten z. B. im Gerichtssaal 
entsteht und sich fortentwickelt. Es können aber 
ebenso gut Fragen besprochen werden, wie sie 
sich besonders heute in einer verschärften beruf-
lichen Konkurrenzsituation – bis hin zur beruf-
lichen Existenzfrage – stellen. Was ist das Ziel 
der Gruppenarbeit? Balint’sche Gruppenarbeit, 
die durch gegenseitiges Zutrauen und Vertrauen 
der TeilnehmerInnen geprägt ist, erlaubt es dem 
Einzelnen, konkrete Problemlösungen zu erarbei-
ten. Dabei wird dem jeweils eigenen beruflichen 
Selbstverständnis Rechnung getragen; so eröffnen 
sich – oft unerwartet – neue Handlungsspielräume 
und Perspektiven, die anschließend in der beruf-
lichen Praxis umgesetzt werden können.

Burg Bodenstein bei Worbis 
Die landschaftlich sehr schön gelegene Burg Bo-
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Weitere Informationen unter
www.rav.de/seminare.htm

Anmeldung zu den Fortbildungsveranstaltun-
gen bitte an die Geschäftsstelle des RAV

Greifswalder Straße 4, 10405 Berlin 
Tel.: 030 41723555, Fax: 030 41723557 

ravev@t-online.de.

Die Fortbildungsveranstaltungen sind für Fach-
anwältInnen und den Fortbildungsnachweis 

gem. § 15 FAO geeignet.

denstein im Eichsfeld bei Worbis erreicht man per 
Autobahn Göttingen, über Duderstadt oder Leine-
felde (Bahnverbindung: Göttingen- Eichenberg-
Worbis). Die Burg Bodenstein bietet kompletten 
Service mit gepflegten 1- oder 2-Bett-Zimmern, 
Sauna, vier Mahlzeiten pro Tag, Kaminzimmer.

Referent
Dr. Arnulf Nüßlein, Fachanwalt für Arbeitsrecht, 
Mediator (DAA), ist als Gruppenanalytiker (Inst. f. 
Therapeutische u. Angewandte Gruppenanalyse 
Münster) in der Personal- u. Organisationsberatung 
sowie als Einzelberater (Coaching) tätig. 

Kursort und Termin
07/09 | 27.-29.3.2009 | Burg Bodenstein
Fr., 19.30 Uhr bis So., 13 Uhr

Teilnahmebetrag
290 E RAV-Mitglieder
320 E Nichtmitglieder 
Inklusive Mehrwertsteuer



Die gegenwärtigen Kommunikations- und Überwa-
chungstechnologien (E-Mail, Internet, Mobil-Tele-
fonie, RFID, GPS, Videoüberwachung, »Bundestro-
janer« etc.) entziehen sich, soweit das über-haupt 
angestrebt wird, zunehmend der Kontrolle der 
BürgerInnen. Ihre staatliche (Schäuble 2.0) sowie 
kommerzielle Nutzung (Data Mining) ist in einer 
»vernetzten Welt« (Ubiquitious Computing) kaum zu 
überblicken. Überwachung von Beschäftigten und 
mangelnder Schutz von Kundendaten in Firmen wie 
Lidl oder der Telekom, sowie die immer neuen Vor-
stöße der Bundesregierung zur lückenlosen Überwa-
chung der gesamten Bevölkerung führen in der Kon-
sequenz zur Aufhebung der Unschuldsvermutung.
Das wirft verschiedene Fragen nach dem Schutz von 
und vor Daten auf, die auf der Veranstaltung disku-
tiert werden. Anschließend werden aktive Schritte 
zur Gegenwehr gegen die umfassende Überwa-
chung dargestellt.
Alexander Roßnagel (Universität Kassel) und Cons-
tanze Kurz (Humboldt Universität zu Berlin) wer-
den praxisnah Möglichkeiten des Schutzes der In-
formationellen Selbstbestimmung vorstellen und 
kommentieren. Die gegenwärtig und zukünftig zum 
Einsatz kommenden Informations- und Kommuni-
kationstechnologien gefährden das informationelle 
Selbstbestimmungsrecht sowohl durch den »Großen 
Bruder« wie auch durch die »Kleinen Schwestern«: 
Staatliche Stellen und kommerzielle Unternehmen 

arbeiten zunehmend Hand in Hand bei der Überwa-
chung und Kontrolle der Bevölkerung. Der Daten-
schutz und die BürgerInnen stehen vor großen He-
rausforderungen.
Während der erste Vortrag von Alexander Roßnagel 
auf die Herausforderungen für das Datenschutz-recht 
der Bundesrepublik eingeht, wird sich der zweite Vor-
trag von Constanze Kurz stärker auf die Möglichkei-
ten der Bevölkerung konzentrieren, ihre Daten selbst 
aktiv zu schützen. Die Begrüßung wird durch Michael 
Plöse (Arbeitskreis kritischer Juristinnen und Juristen 
an der Humboldt-Universität zu Berlin) erfolgen; 
durch die Veranstaltung führt Eric Töpfer (Zentrum 
Wissenschaft und Technik, TU Berlin).
Es wird für das Publikum ausgiebig die Möglichkeit 
geben, durch Nachfragen und Diskussionsbeiträ-ge 
aktiv an der Veranstaltung teilzunehmen. 
Die Veranstaltung wird von der Holtfort-Stiftung in 
Zusammenarbeit mit dem Arbeitskreis Kritischer Ju-
ristinnen und Juristen e.V. (AKJ) an der Humboldt-
Universität zu Berlin sowie dem Republikanischen 
Anwältinnen- und Anwälteverein e.V. (RAV, Berlin) 
durchgeführt.

Anmeldung
Die Teilnahme an der Veranstaltung ist kostenfrei, 
dennoch bitten wir um Anmeldung über den Repu-
blikanischen Anwältinnen- und Anwälteverein e.V.

Informations- und Diskussionsveranstaltung

14. November 2008, 19-21.30 Uhr 
Informationelle Selbstbestimmung im 21. Jahrhundert 
»Schutz von Daten – Schutz vor Daten«

Humboldt Universität zu Berlin, Kinosaal, 
Unter den Linden 6, 10117 Berlin 



Informationsbrief # 101, November 2008
© Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein

V.i.S.d.P.
Rechtsanwalt Hannes Honecker

Greifswalder Straße 4
10405 Berlin

Geschäftsstelle
Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein

Greifswalder Straße 4
10405 Berlin

Tel.: 030 41723555
Fax: 030 41723557
ravev@t-online.de

www.rav.de

Gestaltung: büro 3plusx, hamburg
Druck: Druckerei in St-Pauli, Hamburg

Bankverbindung
Postbank Hannover

Konto: 9004301
BLZ 250 100 30



RECHTSANWÄLTINNEN UND RECHTANWÄLTE  FÜR DEMOKRATIE UND MENSCHENRECHTE

AUSGABE 101 . NOVEMBER 2008

R
A

V 
 IN

FO
R

M
AT

IO
N

S
B

R
IE

F
 #

10
1 

20
08

AUS DEM INHALT:

INFORMATIONSBRIEF
####101 2008101 2008101 2008101 2008101 2008101 2008101 2008101 2008

www.rav.dewww.rav.dewww.rav.dewww.rav.dewww.rav.dewww.rav.de Schwerpunkt: Stand der 
Bürgerrechtsbewegung
Lüders, Kaleck, Stolle/Singelnstein, Eick

El Masri vs. Bundesrepublik Deutschland
Hannes Honecker

Juristische Aufarbeitung 
der Roten-Khmer-Herrschaft
Silke Studzinsky

05

26

Keine Staatenimmunität 
bei Kriegsverbrechen
Martin Klingner

48

Öffentliche Anhörung zu 
Gefängnispolitik und Knastalltag
Sebastian Scharmer

52

38

RAV
Republikanischer
Anwältinnen- und 
Anwälteverein e.V.


